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Sachgebiet 111 


Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (1. Ausschuß) 

- Wahlprüfungsangelegenheiten - 

betr. Einspruch des Dr. Klaus Schmiemann, Köln, gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972- Az. 31/72 

A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat nach Vorprüfung durch den Wahl- 
prüfungsausschuß über die Einsprüche gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 zu 
entscheiden. Der zur Beschlußfassung vorgelegte Einspruch ist 
begründet worden mit: 

1. Verfälschung des Stimmergebnisses durch die teilweise 
rechtswidrige Schaffung der Voraussetzungen zur Ausübung 
des Wahlrechts von Westberliner Bürgern durch Schein- 
wohnsitze im Wahlgebiet 

2. Nichtentlassung der Parlamentarischen Staatssekretäre 

3. Gesetzwidrige Wahlbeeinflussung durch Öffentlichkeitsar- 
beit der Bundesregierung 

4. Verletzung des Betriebsverfassungsgesetzes 

5. Verspätete Veröffentlichung des Jahresgutachtens des Sach- 
verständigenrates 

6. Einseitige Stellungnahme der Rundfunk- und Fernsehanstal- 
ten zugunsten der Regierungsparteien 

7. Verhalten des DGB 


B. Lösung 

Zurückweisung dieses Wahleinspruchs nach öffentlicher münd- 
licher Verhandlung, da die gerügten und festgestellten Mängel 
bei der Vorbereitung bzw. Durchführung der Wahl angesichts 
des Stimmverhältnisses keinen Einfluß auf die Mandatsvertei- 
lung haben konnten. 

Insoweit folgt der Bundestag in ständiger Praxis der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts [BVerfGE Bd. 4, 370 (372 f.)]. 


C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion. 
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D. Kosten 

Dem Einspruchsführer werden seine notwendigen Auslagen er- 
setzt, soweit sie dadurch entstanden sind, daß er seinen Ein- 
spruch damit begründet, durch die Beteiligung von Westberli- 
nern an der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. Novem- 
ber 1972 aufgrund sogenannter Scheinwohnsitze sei das Wahl- 
ergebnis verfälscht worden. 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 27. März 1974 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 
nung 

Dr. de With 

Vorsitzender 

Dr. Stark (Nürtingen) 

Berichterstatter 
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Beschluß 

In der Wahlanfechtungssache - Az. 31/72 - des Dr. Klaus Schmiemann, Köln, 
gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am 1974 beschlossen; 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 

Dem Einspruchsführer werden seine notwendigen Auslagen ersetzt, soweit sie dadurch entstanden sind, 
daß er seinen Einspruch damit begründet, durch die Beteiligung von Westberlinern an der Wahl zum 
7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 aufgrund sogenannter Scheinwohnsitze sei das Wahler- 
gebnis verfälscht worden. 


Tatbestand 


A. 

Der Einspruchsführer hat mit Schreiben vom 28. De- 
zember 1972, eingegangen beim Deutschen Bundes- 
tag am 2. Januar 1973, Einspruch gegen die Gültig- 
keit der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 
19. November 1972 eingelegt und begründet. 

I. 

Zur Begründung trägt er folgendes vor: 

1. Die Wahlvorbereitungen seien durch die teil- 
weise rechtswidrige Schaffung der Voraussetzungen 
zur Ausübung des Wahlrechts von Berliner Bürgern 
durch die sogenannten Berliner Scheinwohnsitze 
(§ 82 Bundeswahlordnung) mit erheblichen Mängeln 
behaftet gewesen. Wie sich aus vielfachen Berichten 
vor der Bundestagswahl ergeben habe, hätten die 
Manipulationen mit den Berliner Scheinwohnsitzen 
(u. a. im Landkreis Siegen und im Landkreis Bühl 
sowie in Recklinghausen und anderswo) einen Um- 
fang angenommen, der eine Verfälschung des Stim- 
menergebnisses (vor allem des Erststimmenergebnis- 
ses) in einigen Wahlkreisen Nordrhein-Westfalens 
und Baden-Württembergs als wahrscheinlich erschei- 
nen lasse. Zum Beweis seiner Behauptungen bean- 
tragt er die Vernehmung der betreffenden vom zu- 
ständigen Innenministerium zu benennenden Kreis- 
wahlleiter. 

2. Eine amtliche gesetzliche Wahlbeeinflussung sei 
darin zu erblicken, daß 12 Parlamentarische Staats- 
sekretäre nach Auflösung des 6. Deutschen Bundes- 
tages rechtswidrig im Amt geblieben seien und bis 
zum 19. November 1972 mit Dienstwagen, Fahrer, 
persönlichen Referenten usw. sowie durch unzuläs- 
sige Führung der Amtsbezeichnung auf Wahlplaka- 
ten usw. Propaganda zugunsten der Regierungspar- 
teien betrieben hätten. Das Verbleiben im Amt sei 
gegen den klaren Wortlaut des Gesetzes über die 
Rechtsverhältnisse der Parlamentarischen Staatsse- 
kretäre erfolgt. Da die Parlamentarischen Staatsse- 
kretäre ebenso wie alle anderen Bundestagsabgeord- 
neten mit der Auflösung des 6. Deutschen Bundes- 
tages ihr Mandat verloren hätten, habe für die Fort- 
setzung des Dienstverhältnisses der Palamentari- 
schen Staatssekretäre keine Rechtsgrundlage mehr 
bestanden. 


Zur Bekräftigung seines Standpunktes bezieht sich 
der Einspruchsführer auf die Gutachten des Wissen- 
schaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages und 
der zuständigen Experten des Bundesinnenministe- 
riums sowie auf das Schreiben des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes an den Bundeskanzler. 

3. In dreifacher Hinsicht sei eine amtliche gesetz- 
widrige Wahlbeeinflussung in der Öffentlichkeits- 
arbeit der Bundesregierung zu sehen, die durch eine 
Reihe von Anzeigenaktionen in Tages- und Wochen- 
zeitungen sowie in zahllosen Broschüren usw. eine 
unzulässige Wahlpropaganda zugunsten der Regie- 
rungsparteien betrieben habe. 

a) Während frühere Bundesregierungen in erheblich 
geringerem Umfang öffentliche Mittel, die durch 
ein Haushaltsgesetz bewilligt gewesen seien, zur 
Selbstdarstellung im Wahlkampf benutzt hätten, 
habe die Regierung Brandt unter offensichtlicher 
Verletzung von Artikel 110/i 11 des Grundgeset- 
zes vom Bundestag nicht bewilligte Mittel in bis- 
her nicht gekanntem Ausmaß für die Wahlwer- 
bung zugunsten der tragenden Parteien SPD und 
FDP ausgegeben, und zwar sowohl durch das 
Presse- und Informationsamt als auch durch die 
Pressereferate der einzelnen Bundesministerien 
unmittelbar. 

Zum Beweis für seine Behauptung beantragt er 
die Vernehmung des ehemaligen Leiters des 
Presse- und Informationsamtes der Bundesregie- 
rung, Konrad Ahlers, der zuständigen Haushalts- 
referenten der einzelnen Bundesministerien und 
des Geschäftsführers des Dialog-Verlages, Dr. 
Herbert B. E. Schmidt, dessen Magazin eine Un- 
tersuchung zum Wahlkampf 1972 - Zahlen und 
Fakten - erarbeitet habe. 

b) Nach den vom Bundestag selbst aufgestellten 
Kriterien liege ein Mißbrauch der einer Regie- 
rung bewilligten Mittel für die Öffentlichkeits- 
arbeit dann vor, wenn „die von der Regierung in 
der Wahlauseinandersetzung eingesetzten Mittel 
übermäßig 1 ' seien. Der Einspruchsführer be- 
ruft sich in diesem Zusammenhang auf die Ent- 
scheidung des Deutschen Bundestages auf Druck- 
sache V/1069, S. 10. Er meint, da im Bundestags- 
wahlkampf 1972 die Wahlpropaganda der Re- 
gierung zugunsten der sie tragenden Parteien im 
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Ausmaß der eingesetzten - und darüber hinaus 
nicht einmal genehmigten - Mittel den Einsatz 
der Parteien eindeutig überdeckte, sei das an der 
Chancengleichheit auszurichtende Wettbewerbs- 
Verhältnis zwischen Regierungsparteien und 
Opposition zugunsten der Regierungsparteien in 
mißbräuchlicher Weise beeinflußt worden. 

Als Beweis beantragt er die Vernehmung des 
unter a) genannten Personenkreises. 

c) Die Bundesregierung habe durch das Presse- und 
Informationsamt und einzelne Ministerien erstell- 
tes und finanziertes Material mißbräuchlich eini- 
gen SPD- und FDP-Bundestagskandidaten sowie 
den Geschäftsstellen der genannten Parteien zur 
Wahlwerbung zur Verfügung gestellt. Dadurch 
sei gegen den vom Bundestag selbst beschlosse- 
nen Grundsatz in der obengenannten Drucksache 
verstoßen und das finanzielle Kräfteverhältnis 
zwischen den Parteien verschoben und ein Un- 
gleichgewicht hergestellt worden. 

Zum Beweis beantragt er die Vernehmung des 
unter a) genannten Personenkreises. 

4. Eine amtliche Wahlbeeinflussung sieht der Ein- 
spruchsführer ferner darin, daß der Bundeskanzler 
und Minister der SPD in der Zeit vor der Bundes- 
tagswahl Ansprachen vor Belegschaftsversammlun- 
gen gehalten hätten. Gemäß § 74 Abs. 2 Satz 3 des 
geltenden Betriebsverfassungsgesetzes hätten die 
Arbeitgeber und der Betriebsrat jede politische Be- 
tätigung im Betrieb zu unterlassen. Das Verbot je- 
der parteipolitischen Betätigung im Betrieb sei be- 
reits in gleicher Weise in § 51 Satz 2 des Betriebs- 
verfassungsgesetzes von 1952 verankert. Vom Sinn- 
gehalt der Bestimmung her gelte dieses Verbot im 
besonderen für parteipolitische Propaganda und Aus- 
einandersetzungen im Rahmen eines Bundestags- 
wahlkampfes. 

Nach dem reinen Gesetzeswortlaut treffe die Ver- 
pflichtung zur Unterlassung jeder parteipolitischen 
Betätigung zwar nur die Arbeitgeber und die Be- 
triebsräte. Die Bestimmung stelle sich darüber hin- 
aus aber für alle politisch Tätigen zugleich als eine 
Verpflichtung dar, sich einer parteipolitischen Betä- 
tigung im Betrieb zu enthalten. Indem der Bundes- 
kanzler und die Minister den Einladungen zu An- 
sprachen vor Belegschaftsversammlungen Folge ge- 
leistet hätten, hätten sie durch eigenes Handeln zur 
Verletzung des Verbots parteipolitischer Betätigung 
beigetragen. 

5. Das Jahresgutachten des Sachverständigenrates 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung sei verspätet veröffentlicht worden. Auch 
hierin sieht der Einspruchsführer eine unzulässige 
amtliche Wahlbeeinflussung. Nach § 6 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Bildung eines Sachverständigen- 
rates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung vom 14. August 1963 habe der Sachver- 
ständigenrat jährlich ein Gutachten (Jahresgut- 
achten) zu erstellen und es der Bundesregierung bis 
zum 15. November zuzuleiten. Indem der Sachver- 
ständigenrat das Jahresgutachten 1972 nicht bis spä- 


testens zum 15. November 1972 der Bundesregierung 
zugeleitet habe, habe er gegen ein gesetzliches Ge- 
bot verstoßen. Die Formulierung des Gesetzes sei 
klar und zwingend. Bei der Auslegung des Gesetzes 
sei vor allem auch von Bedeutung, daß die Gesetzes- 
änderung vom 8. November 1966 sich ausschließlich 
auf den hier interessierenden § 6 des Gesetzes be- 
zogen und eine deutliche Straffung des Veröffent- 
lichungsmodus eingeführt habe. Eine evtl, in den 
vergangenen Jahren gehandhabte gesetzeswidrige 
Praxis bei der Veröffentlichung des Gutachtens kön- 
ne keinesfalls als Rechtfertigungsgrund dienen. Des- 
gleichen sei es nicht von Bedeutung, ob die Verzöge- 
rung der Veröffentlichung auf absichtliches oder 
schuldhaftes Verhalten zurückzuführen sei. 

Der Gesetzesverstoß stelle sich als eine durch den 
Sachverständigenrat begangene amtliche Wahlbe- 
einflussung dar. Der Sachverständigenrat müsse in 
dem hier interessierenden Zusammenhang der Exe- 
kutive zugerechnet werden. Daran ändere auch 
nichts, daß er nach dem Gesetz in seiner Tätigkeit 
unabhängig sei. 

Darüber hinaus müsse sich die Bundesregierung das 
gesetzwidrige Verhalten des Sachverständigenrates 
insoweit zurechnen lassen, als sie eben nicht im Stan- 
de gewesen sei, spätestens am 15. November 1972 
unverzüglich das Gutachten weiterzuleiten und zur 
Veröffentlichung zu bringen. 

Dem Wahlfehler komme erhebliche Bedeutung zu. 
Die Wirtschaftsfragen seien das Hauptthema des 
Wahlkampfes gewesen. Ein neutrales Sachverstän- 
digengutachten sei im besonderen geeignet gewesen, 
die im Wahlkampf vertretenen Standpunkte zu wich- 
tigen Wirtschaftsfragen zu erhalten bzw. zu entkräf- 
ten. 

Selbst wenn das Jahresgutachten unmittelbar nach 
dem 15. November 1972 der Öffentlichkeit bekannt 
geworden wäre, hätte die Aussage der Sachverstän- 
digen noch großen Einfluß auf den Wahlausgang 
nehmen können. Die heutigen Kommunikationsmit- 
tel ermöglichten eine schnelle Verbreitung von Nach- 
richten und Stellungnahmen. In diesem Zusammen- 
hang erinnert der Einspruchsführer daran, daß bis 
unmittelbar vor dem Wahltag Fernsehdiskussionen 
führender Parteipolitiker in den Abendprogrammen 
ausgestrahlt worden seien. 

6. Der Einspruchsführer rügt ferner eine einseitige 
Stellungnahme der Rundfunk- und Fernsehanstalten 
zugunsten der Regierungsparteien. Diese Anstalten 
des öffentlichen Rechts mit absoluter Monopolstel- 
lung seien nach den einschlägigen Gesetzesbestim- 
mungen zur unabhängigen und objektiven Bericht- 
erstattung verpflichtet, sie dürften nicht einseitig 
zugunsten einer politischen Partei Stellung beziehen. 
Exemplarisch verweist der Einspruchsführer auf zwei 
Sendungen, in denen nach seiner Auffassung gegen 
die genannten Grundsätze verstoßen worden sei: 

a) Ausschließlich Darstellung positiver Auslands- 
stimmen zur Politik der Regierungsparteien im 
Hörfunk N/WDR am 15. November 1972 in der 
Sendung „Echo des Tages" von 18.30 Uhr bis 
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19.00 Uhr und in der nachfolgenden Kommentar- 
sendung von 19.10 Uhr bis 19.30 Uhr. 

b) Einseitige Erläuterung der Briefwahlunterlagen 
zugunsten der SPD am 3. November 1972 in der 
Tagesschausendung im 1. Fernsehprogramm 
(WDR) gegen 18.10 Uhr. Hier sei auf dem Bild- 
schirm ein Wahlzettel gezeigt worden, der zur 
Erläuterung der Erst- und Zweitstimmen mit von 
links und rechts schräg angesetzten Pfeilen ge- 
kennzeichnet gewesen sei, die direkt in die erste 
Rubrik gewiesen hätten, in der die SPD aufge- 
führt gewesen sei. 

Der Hinweis auf die Möglichkeit, nach den Rund- 
funkgesetzen evtl, eine Gegendarstellung oder 
Berichtigung verlangen zu können, scheint nicht 
geeignet, um das Verhalten der öffentlich-recht- 
lichen Anstalten der Nachprüfung in einem Wahl- 
prüfungsverfahren zu entziehen. 

7. Abschließend rügt der Einspruchsführer das Ver- 
halten des DGB, der seiner Meinung nach in einsei- 
tiger Weise unter massivem Einsatz von materiellen 
und personellen Mitteln zugunsten der Regierung 
in unzulässiger Weise in den Wahlkampf eingegrif- 
fen habe. Hierbei sei auch vereinzelt vor wohl straf- 
barem Verhalten nicht zurückgeschreckt worden. 
Exemplarisch verweise er auf das in Fotokopie bei- 
gefügte Flugblatt des DGB-Landesbezirkes Bayern, 
verantwortlich Willi Rothe, 8 München 2, Schwan- 
taler Straße 64. Dort heißt es u. a.: 

„CSU will den Arbeitnehmern an den Geldbeutel 
. . . ., was die Arbeitnehmer mehr schaffen, sollen 
allein die Unternehmer kassieren." und 
„CSU mobilisiert die Millionen der Unternehmer 
gegen uns - gegen die Millionen Arbeitnehmer." 

Die in einer früheren Entscheidung des Deutschen 
Bundestages in einer Wahlanfechtungsangelegen- 
heit zum Ausdruck gekommene Auffassung über die 
Aktivitäten des DGB im Wahlkampf halte er nicht 
für sachgerecht und von der rechtlichen Seite her 
nicht für haltbar. Die strafbare Beeinflussung müsse 
auch in die Wahlprüfungsrechtsprechung des Bun- 
destages Eingang finden. Sie sei in der kommunalen 
Wahlprüfungsrechtsprechung seit Jahrzehnten fester 
Bestandteil. 

Abschließend meint der Einspruchsführer, bei der 
Überprüfung der Gültigkeit der Bundestagswahl 
werde nicht nur darauf abzustellen sein, ob durch 
die festgestellten Wahlfehler eine Verschiebung der 
Sitzverteilung im Parlament möglich sei, sondern 
darüber hinaus werde zu berücksichtigen sein, ob 
aufgrund der Wahlfehler auch Verschiebungen der 
reinen Stimmergebnisse festzustellen seien. Da die 
Wahlkampfkostenerstattung an die Zahl der Zweit- 
stimmen geknüpft sei, sei es zumindest unter der 
heutigen Gesetzeslage erforderlich, die Richtigkeit 
der festgestellten reinen Stimmergebnisse mit zu 
überprüfen. 

II. 

Zum Vorbringen betr. Berliner Scheinwohnsitze hat 
der Ausschuß eine öffentliche mündliche Verhand- 
lung durchgeführt. 


Zu 1: 
s. unter C 

Aufgrund des in der Vorprüfung an die Bundes- 
regierung gerichteten Ersuchens des Wahlprüfungs- 
ausschusses hat diese zu den Einspruchsbegründun- 
gen unter Nr. 2 bis 7 Stellung genommen. Diese Stel- 
lungnahmen sind dem Einspruchsführer übersandt 
worden mit der Möglichkeit zur Gegenäußerung. 

Zu 2: 

Der Bundesminister des Innern 

teilt mit Schreiben vom 4. Mai 1973 zu Punkt 2 der 
Einspruchsbegründung mit, die Frage, ob die Parla- 
mentarischen Staatssekretäre bei einer Auflösung 
des Deutschen Bundestages im Amt bleiben dürften 
oder nicht, sei eingehend geprüft worden. Die Rechts- 
auffassung der Bundesregierung hierzu habe der 
Bundesminister der Justiz in der Fragestunde des 
Deutschen Bundestages am 22. September 1,972 (Sten. 
Prot, über die 199. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages S. 11225) dargelegt. Danach seien die Parla- 
mentarischen Staatssekretäre mit der Auflösung des 
Bundestages nach Artikel 39 Abs. 1 Satz 2 GG nicht 
kraft Gesetzes entlassen. Diese Rechtsauffassung 
stütze sich auf § 6 des Gesetzes über die Rechtsver- 
hältnisse der Parlamentarischen Staatssekretäre vom 
6. April 1967, der die Entlassung speziell regele. 

Der in § 6 des Gesetzes verwendete Begriff „Aus- 
scheiden aus dem Deutschen Bundestag" erwecke 
zwar - isoliert betrachtet - zunächst den Eindruck, 
als ob damit jede Form des Mandats Verlustes ge- 
meint sei. Indessen müsse der Sinngehalt dieser Be- 
stimmung, die nach der Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts bei der Gesetzesauslegung be- 
sonders zu berücksichtigen sei, zu folgender Schluß- 
folgerung führen: Ausscheiden im Sinne dieser Vor- 
schrift erfasse nur den Mandatsverlust eines einzel- 
nen Abgeordneten im Laufe der Wahlperiode. 

Nach § 1 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse 
der Parlamentarischen Staatssekretäre werde der 
Parlamentarische Staatssekretär dem zuständigen 
Mitglied der Bundesregierung zur Unterstützung bei- 
gegeben. Er sei damit Ministergehilfe. Zwischen ihm 
und seinem Minister bestehe eine funktionale Akzes- 
sorität, die besonders stark sei, wenn ihm der Mini- 
ster Sachaufgaben übertrage. § 14 a der Geschäfts- 
ordnung der Bundesregierung sehe diese Möglichkeit 
vor. Von ihr sei in großem Umfang Gebrauch ge- 
macht worden. Hinzu komme die personale Akzes- 
sorität, die in § 6 Satz 3 ParlStG ihren Ausdruck 
gefunden habe. Dort sei bestimmt, daß das Amt des 
Parlamentarischen Staatssekretärs mit dem des zu- 
ständigen Ministers ende. Das Gesetz biete also das f 
Bild einer engen Verknüpfung des Parlamentarischen 
Staatssekretärs mit seinem Minister in dessen Per- 
son und Arbeit. Da der Minister nach Artikel 69 GG 
bis zum Zusammentreten des neuen Bundestages im 
Amt bleibe, ergebe sich aus der Akzessorietät der 
Stellung des Parlamentarischen Staatssekretärs, daß 
auch sein Amt nicht vorher ende. Dagegen lasse sich 
nicht etwa einwenden, eine Unterstützung des Mini- 
sters sei nach der Auflösung des Parlaments nicht 
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mehr nötig. Auch nach Auflösung des Parlaments 
bestünden die Aufgaben der Regierung weiter, die 
den einzelnen Bundesministem übertragen worden 
seien. Außerdem sei der Kontakt zu den auch zwi- 
schen den Wahlperioden arbeitenden parlamenta- 
rischen Gremien - insbesondere dem Ständigen Aus- 
schuß - sowie dem Bundesrat zu pflegen. Das Aus- 
scheiden des Parlamentarischen Staatssekretärs wür- 
de für die einzelnen Ministerien eine Störung in der 
Funktionsfähigkeit bedeuten. Dies werde deutlich, 
wenn man sich vor Augen halte, in welchem Umfang 
die Parlamentarischen Staatssekretäre in ihren 
Ressorts mit der Wahrnehmung von Sachaufgaben 
betraut seien. 

Entsprechend dieser Rechtsauffassung der Bundes- 
regierung sei anläßlich der Auflösung des 6. Deut- 
schen Bundestages verfahren worden. Da demnach 
das Amtsverhältnis der Parlamentarischen Staats- 
sekretäre nicht mit der Auflösung des 6. Deutschen 
Bundestages geendet habe, hätten sie während der 
Zeit zwischen den Wahlperioden das Recht, die Be- 
zeichnung „Parlamentarische Staatssekretäre" zu 
führen und sich der ihnen von der Verwaltung zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben bereitgestellten Hilfskräfte 
und Einrichtungen zu bedienen. 

Der Einspruchsführer führt in seiner Erwiderung auf 
die Stellungnahme des Bundesministers des Innern 
zu dieser Frage aus, das Ministerium habe aus- 
schließlich den Rechtsstandpunkt der Bundesregie- 
rung wiederholt. Der Wahlprüfungsausschuß werde 
sich darüber hinaus mit den gutachtlichen Äußerun- 
gen, die zu diesem Fragenkomplex vorlägen, ausein- 
andersetzen müssen. 

Zu 3: 

Das Presse - und Informationsamt 
der Bundesregierung 

hat mit Schreiben vom 30. April 1973 unter Verwer- 
tung der Stellungnahme der Ressorts mitgeteilt, die 
vom Einspruchsführer in dreifacher Hinsicht gerügte 
„amtliche gesetzwidrige Wahlbeeinflussung durch 
die Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung", und 
zwar durch „unzulässige Wahlpropaganda zugun- 
sten der Regierungsparteien" treffe nicht zu. 

Zur verfassungsrechtlichen Seite wird u. a. ausge- 
führt: Die in der Vorbemerkung zu Kapitel 04 03 der 
Bundeshaushaltspläne und in § 81 GGO I umschriebe- 
nen Aufgaben des Presse- und Informationsamtes 
der Bundesregierung und die Aufgaben der für Pres- 
se- und Öffentlichkeitsarbeit zuständigen Stellen der 
Ressorts hätten ihre verfassungsrechtliche Grund- 
lage in Artikel 65 GG in Verbindung mit Artikel 
20 GG. Die Bestimmung der Richtlinien der Politik 
der Bundesregierung durch den Bundeskanzler und 
die selbständige und eigenverantwortliche Leitung 
der Geschäftsbereiche durch die Bundesminister er- 
forderten eine zeitlich kontinuierliche Information 
des Bürgers über die Politik der Bundesregierung 
und ihre Verwirklichung durch die Ressorts. Im de- 
mokratischen Staat müsse der Bürger in die Lage 
versetzt werden, auf der Grundlage eines möglichst 
umfangreichen Kenntnisstandes von seinen demokra- 


tischen Rechten, vor allem bei Parlamentswahlen, 
Gebrauch zu machen. Die politische Meinungs- und 
Willensbildung des Bürgers könne sich nur dann 
demokratisch vollziehen, wenn er ebenso wie über 
die Politik der die Fraktionen der Legislative bilden- 
den Parteien auch über die Politik der Regierung 
umfassend informiert werde. Das Presse- und Infor- 
mationsamt der Bundesregierung und die für Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit zuständigen Stellen der 
Ressorts in ihrem Geschäftsbereich hätten daher die 
Pflicht, unter Anwendung aller Möglichkeiten und 
technischen Methoden des modernen Nachrichten- 
wesens die geeigneten und erfolgreichsten Wege der 
Information und Vertretung der Politik der Bundes- 
regierung zu beschreiten. Diese Öffentlichkeitsarbeit 
müsse sich auf die Arbeit der Bundesregierung, auf 
ihre Pläne und Ziele, auf die Erfolge und Schwierig- 
keiten und auf die Persönlichkeiten beziehen, die die 
Regierung bildeten und für deren Arbeit und Ziele 
verantwortlich seien. Auch die Unterrichtung über 
das politische Bild dieser Persönlichkeiten biete eine 
wichtige Grundlage für die Meinungsbildung, über 
ihre Arbeit und politische Programmsetzung. 

Von grundsätzlicher verfassungsrechtlicher Bedeu- 
tung sei ferner die Erkenntnis, daß die Bundesregie- 
rung als selbständiges Verfassungsorgan dem ge- 
samten Parlament gegenüberstehe. In diesem Zu- 
sammenhang wird auf das Urteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 14. Juli 1959 [Band 10 S. 4 ff. (19)] 
verwiesen. Erklärungen und Handlungen der Regie- 
rung, die aus der Natur der Sache in einem gewissen 
Spannungsverhältnis zum Parlament als Legislative 
und Kontrollorgan stehen, seien unabhängig von 
Erklärungen und Handlungen der Parteien und Frak- 
tionen, auch der Parteien und Fraktionen, die als Par- 
lamentsmehrheit die Regierung „tragen". Der aus 
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 14. 
Juli 1959 erkennbare Grundsatz, daß in den Reden 
der Mitglieder der Regierung der Standpunkt der 
Regierung zum Ausdruck komme, der sich nicht mit 
dem Standpunkt der die Regierung tragenden Mehr- 
heitsparteien decken müsse, habe auch für Grund- 
lage und Umfang der Öffentlichkeitsarbeit der Re- 
gierung verfassungsrechtliche Bedeutung: Im Bereich 
der informationspolitischen Öffentlichkeitsarbeit 
steht die Regierung dem gesamten Parlament und 
allen Fraktionen und Parteien gegenüber. 

In diesem Zusammenhang sei zu bemerken, daß dem 
Wahleinspruch offensichtlich der verfassungsrecht- 
lich unbegründete Trugschluß zugrunde liege, Mit- 
tel für die Öffentlichkeitsarbeit der Regierung dürf- 
ten nicht in Zeiten des Wahlkampfes eingesetzt wer- 
den. Nach Artikel 69 Abs. 2 GG ende das Amt des 
Bundeskanzlers und der Bundesminister mit dem 
Zusammentritt des neuen Bundestages. Der Bundes- 
kanzler und die Bundesminister seien daher nicht nur 
berechtigt, sondern verfassungsrechtlich verpflichtet, 
bis zu diesem Zeitpunkt ihre Regierungsämter aus- 
zuüben. Auch die informationspolitische Arbeit ge- 
höre zu diesen Rechten und Pflichten. Wolle man in 
Zeiten von Wahlauseinandersetzungen grundsätz- 
lich andere Maßstäbe anlegen, würden Recht und 
Pflicht zur Öffentlichkeitsarbeit unzulässig beein- 
trächtigt, zumal in der Bundesrepublik Deutschland 
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in relativ kontinuierlicher Folge Wahlen zum Deut- 
schen Bundestag sowie zu den Parlamenten der Lan- 
der und der Kommunen stattfänden. Das Bundes- 
verfassungsgericht habe in seiner grundlegenden 
Entscheidung vom 19. Juli 1966 (BVerfGE Bd. 
20, 56 ff.) ausdrücklich als verfassungsrechtlich legi- 
timiert angesehen „die sogenannte Öffentlichkeits- 
arbeit von Regierung und gesetzgebenden Körper- 
schaften soweit sie - bezogen auf ihre Organtätig- 
keit - der Öffentlichkeit ihre Politik, ihre Maßnah- 
men und Vorhaben sowie die künftig zu lösenden 
Fragen darlegen und erläutern". Eine Einschränkung 
für Wahlkampfzeiten sei nicht festgelegt und - wie 
die bisherigen Darlegungen gezeigt hätten - verfas- 
sungsrechtlich nicht vertretbar. Gerade in Wahl- 
kampfzeiten stehe der Bürger einer Vielzahl von 
Informationen der Parteien, Gruppen und Verbände 
und sonstiger Träger politischer Meinungsbildung 
gegenüber. In diesem Spektrum der politischen An- 
sichten dürfe auch die informationspolitische Öffent- 
lichkeitsarbeit der Regierung, durch die sie ihre Ar- 
beit und ihre Ziele erläutere, nicht fehlen. 

Ferner liege dem Wahleinspruch offensichtlich der 
Trugschluß zugrunde, der Einsatz von Mitteln für 
Informationsmaterial der Bundesregierung sei als 
„Wahlpropaganda" unzulässig, wenn eine oder meh- 
rere Parteien auf dieses Material zurückgreifen wür- 
den. Der Ausgangspunkt dieser Auffassung sei unzu- 
treffend. Daß die Bundesregierung als Organ verfas- 
sungsrechtliche Eigenständigkeit gegenüber den ein- 
zelnen im Parlament vertretenen Fraktionen sowie 
auch gegenüber der Opposition einerseits und der 
Parlamentsmehrheit andererseits besitze, sei bereits 
ausgeführt worden. Das bedeute aber nicht, daß die 
Politik der Bundesregierung einen anderen Inhalt 
haben müsse als die Politik etwa der Parlaments- 
mehrheit. In der politischen Praxis könnten zwar Un- 
terschiede oder Nuancen zwischen der Politik der 
Regierung und der Mehrheitsparteien bestehen. Es 
sei aber unter keinem rechtlichen Gesichtspunkt ge- 
boten, daß Unterschiede bestehen müßten. Folglich 
sei es auch nicht unzulässig, wenn sich Übereinstim- 
mungen in der Politik der Bundesregierung und der 
Mehrheitsparteien bei der informationspolitischen 
Darstellung im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit der 
Regierung ergäben. Wer informationspolitische Maß- 
nahmen der Regierung als unzulässig beanstande, 
soweit sie Darlegungen und Wertungen enthielten, 
die mit entsprechenden Meinungen einer oder meh- 
rerer Regierungsparteien übereinstimmten und daher 
auch von diesen Parteien und von Politikern dieser 
Parteien zur Verstärkung des eigenen politischen 
Standpunkts verwendet werden könnten, lasse das 
Wesen des parlamentarischen Regierungssystems 
außer acht. Der Bundeskanzler werde von der Mehr- 
heit des Parlaments gewählt. Er bestimme die Richt- 
linien der Politik. Diese Kompetenz sei verfassungs- 
rechtlich unabhängig von Parteiprogrammen. Dein 
widerspreche es aber nicht, daß Parteiprogramme in 
die Richtlinien der Politik einfließen könnten. Wenn 
somit die Rücksichtnahme des Bundeskanzlers auf die 
ihn tragenden Parteien verfassungsrechtlich nicht zu 
beanstanden sei, so sei dies auch nicht der Fall bei 
der Öffentlichkeitsarbeit der Regierung, soweit sie 


mit Programmen, Programmteilen oder Zielen einer 
oder mehrerer Parteien übereinstimmten. Dies führe 
zu der Konsequenz, daß es in der Natur der Sache 
liege und verfassungsrechtlich einwandfrei sei, wenn 
sich die die Regierung tragenden Parteien zu Infor- 
mationsmaterial, das die Regierung, bezogen auf ihre 
Organtätigkeit, herausgebe, bekennen und solches 
Material zur Untermauerung des eigenen politischen 
Standpunktes verwenden würden. Artikel 5 Abs. 1 
GG und Artikel 21 Abs. 1 GG garantieren das Recht 
der Parteien und ihrer Mitglieder, sich auf politische 
Informationen und auf Informationen der von ihr 
getragenen Regierung zu berufen. Soweit die für 
Öffentlichkeitsarbeit zuständigen Stellen der Regie- 
rung der Öffentlichkeit Informationsmaterial zur 
Verfügung stellen könnten, dürfe somit aus Rechts- 
gründen auch und gerade den politischen Parteien, 
die nach Artikel 21 Abs. 1 GG an der politischen 
Willensbildung des Volkes mitwirkten, der Zugang 
zu solchem Informationsmaterial nicht verwehrt 
werden. 

Der Rüge des Einspruchsführers, für die Öffentlich- 
keitsarbeit seien im Wahlkampf nicht bewilligte 
Mittel eingesetzt worden, wird entgegengehalten, 
das Gesetz über die Feststellung des Bundeshaus- 
haltsplans für das Haushaltsjahr 1972 vom 21. De- 
zember 1972 (BGBl. I vom 29. Dezember 1972), das 
nach § 24 mit Wirkung vom 1. Januar 1972 in Kraft 
getreten sei, gelte auch für die im Jahre 1972 bei 
Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit eingesetzten 
Mittel. Die Titel, aus denen das Presse- und Infor- 
mationsamt der Bundesregierung und die Ressorts 
die Öffentlichkeitsarbeit finanziert hätten, verfügten 
somit über eine gesetzliche Grundlage. Ob und in 
welchem Umfang der Bundesrechnungshof bis zum 
rückwirkenden Erlaß des Haushaltsgesetzes 1972 
vorgenommene Maßnahmen der Öffentlichkeitsar- 
beit im Zusammenhang mit den Voraussetzungen 
nach Artikel 111 GG prüfen werde, sei eine haus- 
haltsrechtliche Frage, die unabhängig sei von der im 
Wahleinspruchsverfahren anstehenden Frage, wann 
eine gesetzwidrige, die Sitzverteilung berührende 
Beeinflussung der Wähler Vorgelegen habe. Denn 
wie einerseits ein frühzeitiger Erlaß des Haushalts- 
gesetzes ohne Anwendung des Artikel 1 1 1 GG eine 
gesetzwidrige Beeinflussung der Wähler nicht aus- 
schließen würde, so könne andererseits selbst aus 
zweifelhafter Anwendung des Artikels 111 GG nicht 
auf gesetzwidrige und im Sinne des Wahleinspruchs 
recht erhebliche Beeinflussung der Wähler sowie 
auf gesetzwidrigen Einfluß auf die Sitzverteilung ge- 
schlossen werden. 

Für den eigenen Bereich stellt das Presse- und Infor- 
mationsamt der Bundesregierung fest, daß alle Maß- 
nahmen der Öffentlichkeitsarbeit im Jahre 1972 im 
Rahmen des Artikels 111 GG durchgeführt worden 
seien. Die einzelnen Aktionen seien haushaltsrecht- 
lich nicht isoliert zu betrachten, sondern im Sinne 
des Artikels 111 Abs. 1 c GG als Bestandteile eines 
durch § 81 GGO I und die Vorbemerkung zu Kapi- 
tel 04 03 der Bundeshaushaltspläne festgelegten In- 
formationsauftrages des Presse- und Informations- 
amtes der Bundesregierung und somit als Teil eines 
fortlaufenden Gesamtprogrammes zu sehen. 
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Daß das Presse- und Informationsamt der Bundes- 
regierung seine Ausgabenwirtschaft im Jahre 1972 
eindeutig auf den durch die Vorschriften zur vorläu- 
figen Haushaltsführung gezogenen Rahmen abge- 
stellt habe, werde auch bei einem Überblick über die 
Unterschreitung der Haushaltsansätze deutlich. So- 
weit der Wahleinspruch damit begründet werde, die 
Bundesregierung habe Mittel in bisher nicht gekann- 
tem Ausmaß für die Wahlwerbung zugunsten der 
Regierungsparteien eingesetzt, und zwar in einem 
Ausmaß, das „den Einsatz der Parteien eindeutig 
überdeckte", wird geltend gemacht, daß 1972 seitens 
des Presse- und Informationsamtes der Bundesregie- 
rung keine Mittel für „Wahlwerbung" oder „Wahl- 
propaganda" ausgegeben worden seien. Damit werde 
an sich schon die unter Hinweis auf die Bundestags- 
drucksache V/1069 S. 10 aufgestellte weitere Behaup- 
tung gegenstandslos, „das an der Chancengleichheit 
auszurichtende Wettbewerbsverhältnis zwischen den 
Regierungsparteien und der Opposition" sei „zu- 
gunsten der Regierungsparteien in mißbräuchlicher 
Weise beeinflußt" worden. 

Aber selbst wenn die vom Presse- und Informations- 
amt zulässigerweise für die Unterrichtung der Bevöl- 
kerung über die Politik der Bundesregierung einge- 
setzten Mittel im Vergleich zu den Mitteln betrach- 
tet würden, die die Parteien 1972 für den Wahlkampf 
ausgegeben hätten, könne von einem Übermaß des 
Mitteleinsatzes auch nicht im entferntesten die Rede 
sein. Zunächst sei zu bemerken, daß es nicht Sache 
der Bundesregierung sei, die von den Parteien einge- 
setzten Mittel für den Wahlkampf festzustellen. Zwar 
hätten die Schatzmeister der Parteien nach Beendi- 
gung des Wahlkampfes gegenüber der Presse Anga- 
ben über die Aufwendungen ihrer Parteien gemacht, 
jedoch seien die Zahlen vom Ausgangspunkt her teil- 
weise verschieden und daher nicht ohne weiteres 
vergleichbar. 

In Teil Nr. 1 „Ausgaben, Chancen und Emotionen im 
Wahlkampf", der im Wahleinspruch erwähnten Un- 
tersuchung „Wahlkampf 72, Fakten und Zahlen" habe 
die Dialog-Verlag GmbH Zahlen angeführt, die 
sich auf die SPD, FDP und CDU/CSU bezögen. Dazu 
kämen noch Zahlenangaben betreffend „Wählerini- 
tiativen" und „Wahlhilfen". 

Es gehöre nicht zu den Aufgaben der Bundesregie- 
rung, diese oder andere Angaben zu verifizieren. Es 
könne aber auch dahingestellt bleiben, wie solche 
Angaben in den einzelnen Bereichen - insbesondere 
in den Angaben über die lokalen Aufwendungen 
der Parteien - zu beurteilen seien. Jedenfalls lasse 
sich aus solchen Angaben auf die Größenordnung 
der eingesetzten Mittel schließen, die bei den Par- 
teien bei rund 165 Millionen lägen, wobei „Wähler- 
initiativen" u. ä. noch unberücksichtigt geblieben 
seien. 

Für einen Vergleich dieser Gesamtsumme für die 
Zeit von Mai 1972 bis zum 19. November 1972 mit 
Mitteln der Öffentlichkeitsarbeit des Presse- und 
Informationsamtes für das gesamte Jahr 1972 kom- 
me allerdings nur eine verhältnismäßig geringer Teil 
in Betracht. Der weitaus größte Teil der Mittel ent- 
falle auf den Bereich der Öffentlichkeitsarbeit Aus- 
land (Titel 531 04), der mit den im Wahleinspruch 


angesprochenen Zahlen von vornherein nichts zu 
tun habe. Auch Ausgaben aus den übrigen Titeln 
seien in diesem Zusammenhang ohne Belang. 

Aus dem Titel 531 01 - zur Verfügung des Bundes- 
kanzlers zur Förderung des Informations- 
wesens - 


seien weder Anzeigen noch Massenpublikationen 
finanziert worden. 


Die Mittel des Titels 531 02 - Öffentlichkeitsarbeit in 
Verteidigungsfragen - 

waren und seien für die Vertiefung des verteidi- 
gungspolitischen Gedankens bestimmt. Dieses Thema 
sei in der Wahlauseinandersetzung zwischen den Par- 
teien nicht kontrovers gewesen. Der Abfluß dieser 
Mittel habe sich im Januar 1972 auf rund 1,1 Mio DM 
und im Dezember 1972 auf 0,6 Mio DM belaufen; er 
habe im September mit 0,21 Mio DM, Oktober mit 
0,22 Mio DM und November mit 0,14 Mio DM im 
übrigen weit unter dem Jahresdurchschnitt gelegen. 
Der Einsatz der Mittel für Informationstagungen 
(Titel 531 09) sei ein Beispiel dafür, daß die Bundes- 
regierung in diesem Bereich der Öffentlichkeitsarbeit 
auch in der Zeit des Wahlkampfs alle im Deutschen 
Bundestag vertretenen Parteien gleichmäßig berück- 
sichtigt habe. Das Presse- und Informationsamt sei 
auch 1972 davon ausgegangen, daß alle Abgeordne- 
ten die Möglichkeit erhalten sollten, zumindest eine 
Gruppe von Kommunalpolitikern ihrer Wahlkreise 
nach Bonn einzuladen, um diesen „Multiplikatoren" 
Einblick in die Arbeit der Bundesregierung zu geben. 


Die Chancengleichheit zwischen den Abgeordneten 
der die Bundesregierung tragenden Parteien und den 
Abgeordneten der Opposition sei somit in vollem 
Umfang gewahrt worden. 

Auch bei den Ausgaben im Rahmen des Titels 531 03 
- Öffentlichkeitsarbeit Inland - 


könne von einem mißbräuchlichen Übermaß nicht 
gesprochen werden: 

a) Gegenüber dem Haushaltsansatz 1972 von 11,5 
Mio DM habe sich die Ist-Ausgabe auf 10,847 Mio 
DM belaufen. Es seien somit 653 000 DM einge- 
spart worden. 

b) Die Mittel seien während des Jahres 1972 kon- 
tinuierlich abgeflossen; es habe weder während 
des ganzen Jahres noch im Wahlkampfzeitraum 
(22. September bis 19. November 1972) einen stoß- 
weisen Einsatz gegeben. Dies zeige die folgende 
Aufstellung: 


Ausgaben im: 

Januar 

Februar 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

August 

September 

Oktober 

November 

Dezember 


DM 

282 965 
1 177 762 
1 144 420 
1 720 466 
1 693 684 
615018 
971 255 
70 662 
738 798 
905 216 
976 848 
550 328 
10 847 422 
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Zu den Ausgaben während der Monate September, 
Oktober und November könne darauf hingewiesen 
werden, daß in der Zeit vom 22. September bis 19. 
November 1972 - ca. 60 Tage - 2 474 249 DM aus- 
gegeben worden seien. 

Im Wahlkampfzeitraum sei somit keine auffällige 
Ausgabenentwicklung zu verzeichnen gewesen. 

Wenn im Wahleinspruch ferner behauptet werde, 
die Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung habp 
in zwei Bereichen „unzulässige Wahlpropaganda" 
durch mißbräuchliche Mittelverwendung betrieben: 

— Anzeigen, Beilagen, 

— Massenpublikationen, 

so sei dem folgendes entgegenzuhalten: 

a) Im Anzeigenbereich seien im Jahre 1972 neun Zei- 
tungsanzeigen mit einem Kostenaufwand von 
3 648 000 DM sowie eine Zeitungsbeilage mit 
einem Kostenaufwand von 280 000 DM erschie- 
nen. Im Rechnungsjahr 1971 seien es 17 Anzeigen 
mit einem Kostenaufwand von 3 144 000 DM ge- 
wesen. 

Entscheidend sei aber, daß im Wahlkampfzeit- 
raum vom 22. September bis 19. November 1972 
nur zwei große Anzeigenaktionen durchgeführt 
worden seien: 

— eine Anzeige, in der die Bundesregierung eine 

Bilanz ihrer bisherigen Leistungen 
aufzeigte 759 000 DM 

— eine Anzeige zur Unterrichtung der Bevölke- 
rung über den Verkehrsvertrag 564 000 DM 

Im Wahlkampfzeitraum habe der Aufwand für 
Anzeigen damit nur 1 323 000 DM betragen. 

b) Auf dem Sektor der Massenpublikationen seien 
im Jahre 1972 Publikationen verschiedener Art 
(Bücher, Broschüren, Faltblätter, Sonderdrucke 
des Bulletins) mit insgesamt 18 027 565 Exempla- 
ren herausgebracht worden. Demgegenüber habe 
die Zahl der Veröffentlichungen im Jahre 1971 
22 707 917 Exemplare betragen. Das ergebe im 
Verhältnis zu 1971 einen Rückgang für 1972 um 
rund 21 v. H. 

Schon aus diesem Zahlenvergleich ergebe sich ein- 
deutig, daß weder von einem Übermaß noch von 
einer Konzentrierung beim Einsatz der Mittel ge- 
sprochen werden könne. 

Auch ein Vergleich der für Öffentlichkeitsarbeit im 
Rahmen der Titel 531 03 (Öffentlichkeitsarbeit In- 
land), 531 02 (Öffentlichkeitsarbeit in Verteidigungs- 
fragen) und 531 01 (Zur Verfügung des Bundeskanz- 
lers für Förderung des Informationswesens) in den 
Jahren 1965, 1969, 1971 und 1972 ausgegebenen Mit- 
tel zeige, daß frühere Bundesregierungen in diesem 
Bereich sogar mehr Spielraum gehabt hätten: 



1965 

1969 

1971 

1972 

531 03 

- 4jT 

8~2 

TojT 

10,8 

531 01 

11,9 

6,9 

5,8 

4,4 

531 02 

6,5 

6,1 

3,8 

3,8 

in Mio DM 

22,5 

21,2 

19,9 

19,0 


Schließlich treffe auch die Behauptung, das Presse-und 
Informationsamt habe einigen SPD- und FDP-Bun-‘ 


destagskandidaten sowie den Geschäftsstellen die- 
ser Parteien „Material mißbräuchlich zur Wahl Wer- 
bung" zur Verfügung gestellt, nicht zu. 

Zur rechtlichen Einordnung der Verteilung und Ver- 
wendung des Informationsmaterials der Bundesre- 
gierung wird zum Sachverhalt seitens des Presse- 
und Informationsamtes der Bundesregierung noch 
folgende Erläuterung gegeben. 

Das Presse- und Intormationsamt stelle nach seinem 
Auftrag, alle Bürger über die Politik der Bundesre- 
gierung zu unterrichten, den interessierten Personen 
und Gruppen Informationsmaterial zur Verfügung. 
Neben der Belieferung auf Grund von in Wahljahren 
stark anwachsenden Einzelfragen aus allen Kreisen 
der Bevölkerung würden seit Jahren über den so- 
genannten „Schnellverteiler" u. a. die Ressorts, die 
Medien, alle Parteien, viele ihrer Landesverbände 
und Unterbezirke und weitere Multiplikatoren belie- 
fert. Der Schnellverteiler enthalte zur Zeit rund 700 
Anschriften und decke nahezu den gesamten politi- 
schen, wirtschaftlichen, gesellschaftspolitischen und 
kulturellen Bereich von Bund und Ländern ab. Paral- 
lel zum Schnellverteiler erhalte die Posteingangs- 
stelle des Deutschen Bundestages von jeder Publi- 
kation des Presse- und Informationsamtes 600 Exem- 
plare zur Verteilung an alle Abgeordneten und an 
die Fraktionsbüros. Jeder Empfänger habe die Mög- 
lichkeit, weitere Exemplare zu erbitten. Solche An- 
forderungen von Einzelpersonen, insbesondere Ab- 
geordneten, Organisationen (Parteien und Verbän- 
den) und Bildungsinstitutionen, vor allem Schulen, 
überstiegen häufig die Auflage, so daß dann ein 
gewisses Maß an Kontingentierung unvermeidbar 
sei. Die Publikationen des Presse- und Informations- 
amtes dienten gerade auch im vergangenen Jahr auf 
Grund der Aktivität der Bundesregierung in der 
Ost- und Deutschlandpolitik der Information über 
den Inhalt der Verträge und deren Zusatztexten. Um 
diese Dokumentationen hätten sich die Oppositions- 
parteien und die Verbände der Vertriebenen oft 
ebenso intensiv bemüht wie die Parteien der Re- 
gierungskoalition. Es sei daher nochmals zu beto- 
nen, daß das Informationsmaterial der Bundesregie- 
rung allen Interessierten zugänglich sei. Das Inter- 
esse auch der Oppositionsparteien an Material des 
Presse- und Informationsamtes sei nicht zuletzt dar- 
auf zurückzuführen, daß solche Publikationen in vie- 
len Fällen auch wichtige Reden von Politikern der 
Oppositionsparteien enthielten und als Diskussions- 
grundlagen in der politischen Auseinandersetzung 
mit der Regierung nützlich seien. 

Im übrigen sei zu berücksichtigen, daß bei Publika- 
tionen mit hohen Auflagen, vor allem bei Faltblät- 
tern, die Verteilung vor allem über die Parteien aus 
Gründen der Einsparung umfangreicher Versandko- 
sten angestrebt werde. Mit diesem Verfahren ent- 
spreche die Bundesregierung insbesondere dem haus- 
haltsrechtlichen Gebot der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit nach § 34 BHO. 

Zur Öffentlichkeitsarbeit der Ressorts, denen der 
Text des Wahleinspruchs zugeleitet worden sei, wird 
in der Stellungnahme ausgeführt, kein Ressort habe 
mitgeteilt, daß es Haushaltsmittel im Sinne der im 
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Wahleinspruch aufgestellten Behauptungen verwen- 
det habe. Auch die Einhaltung des Artikels 111 GG 
sei von keinem Ressort in Zweifel gezogen worden, 
so daß insoweit auf diesbezügliche Ausführungen 
verwiesen werden kann. 

Soweit nicht von einzelnen Ressorts Fehlanzeige 
insgesamt erstattet worden sei - Auswärtiges Amt, 
Bundesministerium für Forschung und Technologie, 
Chef des Bundeskanzleramtes -, ließen sich die Aus- 
künfte der Ressort wie folgt zusammenfassen: 

1. Bundesminister des Innern 

a) 1971 hätten dem Ressort für Öffentlichkeitsarbeit 
S00 000 DM und 1972 925 000 DM zur Verfügung 
gestanden. 

b) Vom Referat für Öffentlichkeitsarbeit seien in der 
Zeit vom 22. September bis 19. November 1972 
keine besonderen Maßnahmen, die sich von den 
Aktivitäten des Jahres 1971 unterschieden hätten, 
eingeleitet worden. In der Zeit vom 22. Septem- 
ber bis 19. November 1972 seien Kosten für PR- 
Maßnahmen in Höhe von rd. 70 000 DM angefal- 
len, u. a. sei im Herbst 1972 mit Kosten von ca, 
25 000 DM der von der Bundesregierung gemäß 
Raumordnungsgesetz in Abständen von zwei Jah- 
ren dem Deutschen Bundestag vorzulegende 
Raumordnungsbericht herausgegeben worden. 
Die im gleichen Zeitraum des Jahres 1971 an- 
gefallenen Kosten von rd. 50 000 DM ließen sich 
wegen der andersartigen Terminierung der in 
Auftrag gegebenen Objekte nicht vergleichen. 

2. Bundesminister für Wirtschaft 

a) 1971 habe das Ressort über 650 000 DM und 1972 
über 675 000 DM für Öffentlichkeitsarbeit ver- 
fügt. 

b) 1971 seien 16 und 1972 13 Publikationen heraus- 
gegeben worden. Von den Ausgaben für Öffent- 
lichkeitsarbeit im Jahre 1972 in Höhe von 473 000 
DM seien 96 000 DM auf die Monate September 
bis November 1972 entfallen. Im Jahre 1972 habe 
das Ressort im Mai eine Anzeige in „Welt der 
Arbeit" zum internationalen Vergleich der Ar- 
beitslosenraten (Kosten: 4160 DM), im Juli, Au- 
gust und September drei Anzeigen zur Broschü- 
renwerbung (Kosten: 5316 DM) veröffentlicht. 

c) Alle Anzeigen und Broschüren würden jeweils im 
Januar geplant. Das Erscheinen einiger Broschü- 
ren und einer Anzeige zur Broschürenwerbung 
während der Zeit vom 22. September bis 19. No- 
vember 1972 sei daher zufällig gewesen. Bei den 
Broschüren und Anzeigen handele es sich um Ge- 
biete, die jedes Jahr behandelt würden. 

3. Bundesminister der Verteidigung 

a) Das Ressort betone, daß Haushaltsmittel, die für 
die Öffentlichkeitsarbeit in dem im Wahlein- 
spruch näher bezeichneten Sinne hätten verwen- 
det werden können, dem Informations- und Pres- 
sestab nicht zur Verfügung gestanden hätten und 
stünden. Das Ressort verwalte aus dem Einzel- 


plan 04 03 (Titel 531 02) lediglich einen kleinen 
Teilbetrag für die Öffentlichkeitsarbeit der Trup- 
pe, die sich im wesentlichen in der Selbstdarstel- 
lung artikuliere und Kosten durch Truppenbe- 
suche und Informationstagungen (Vorbereitungs- 
kosten, Reisekosten, Beköstigung usw.) verur- 
sache. Ziel dieser Öffentlichkeitsarbeit sei die 
Förderung der Verteidigungsbereitschaft. Nur für 
diesen Zweck seien die Mittel verwendet worden. 

b) Im Jahre 1971 hätten für diese Öffentlichkeits- 
arbeit der Truppe 528 500 DM und 1972 490 000 
DM zur Verfügung gestanden. 

4. Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

a) Das Ressort habe 1971 und 1972 über je 700 000 
DM für Öffentlichkeitsarbeit verfügt. Es habe dar- 
auf hingewiesen, daß Maßnahmen der Art, wie sie 
in dem Wahleinspruch genannt seien, nicht durch- 
geführt worden seien. 

b) Im Hinblick auf das Inkrafttreten wichtiger agrar- 
politischer und agrarsozialer Gesetze seien zum 
1. Oktober 1972 längerfristig geplante Maßnah- 
men zur Publizierung dieser Neuerungen, und 
zwar vier Anzeigen betreffend landwirtschaftliche 
Krankenversicherungen, Verbesserung landwirt- 
schaftlicher Altershilfe, einzelbetriebliches För- 
derungsprogramm für die Land- und Forstwirt- 
schaft und Erhöhung der Landabgaberente, in die 
Zeit des Wahlkampfes gefallen. Die Kosten seien 
auf rd. 100 000 DM zu veranschlagen. 

5. Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen 

a) Das Ressort habe erklärt, keine Öffentlichkeits- 
arbeit in der im Wahleinspruch genannten Art 
durchgeführt zu haben. 

b) Für die Öffentlichkeitsarbeit (Publikationen) hät- 
ten dem Ressort in den Jahren 1971 und 1972 je- 
weils 3,7 Mio DM zur Verfügung gestanden. Für 
rd. 35 Veröffentlichungen seien 1971 2,35 Mio 
DM und für rd. 45 Veröffentlichungen 1972, 2,26 
Mio DM aufgewendet worden. Von den im Jahre 
1972 aufgewendeten Mitteln seien 548 000 DM auf 
den Zeitraum vom 22. September 1972 bis 19. No- 
vember 1972 entfallen, und zwar für 9 Publikatio- 
nen, die von den „Texten zur Deutschlandpolitik" 
(Bd. 10) über das Merkblatt „Reisen in die DDR 
und Reisen durch die DDR in andere Länder" bis 
zu der „Karte Tagesaufenthalte im grenznahen 
Bereich der DDR für Bewohner der grenznahen 
Bereiche der Bundesrepublik Deutschland" reich- 
ten. 

6. Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau 

a) Das Bundesministerium habe betont, keine unzu- 
lässige Wahlpropaganda zugunsten der Regie- 
rungsparteien betrieben zu haben. 

b) In den Jahren 1971 und 1972 hätten je 150 000 DM 
für Öffentlichkeitsarbeit zur Verfügung gestan- 
den. 
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c) Als Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit seien in 
der Zeit vom 22. September bis 19. November 
1972 das Merkblatt über die öffentliche Förde- 
rung von Eigenheimen und Eigentumswohnungen 
nachgedruckt sowie in Fortsetzung der Reihe 
„Versuchs- und Vergleichsbauten und Demon- 
strationsmaßnahmen des Bundesministeriums - 
Information aus der Praxis für die Praxis" das 
Heft 38 (Bausatzverfahren, Olympisches Dorf, 
Frauen in München) herausgegeben worden. Die- 
se beiden Maßnahmen hätten 20 000 DM bean- 
sprucht. 

7. Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 

a) Das Ressort habe erklärt, keine Maßnahmen der 
Öffentlichkeitsarbeit im Sinne des Vorspanns der 
Nr. 111 des Wahleinspruchs durchgeführt zu ha- 
ben. 

\ 

b) Im Jahre 1971 hätten dem Ressort 6,2 Mio DM 
und im Jahre 1972 6,4 Mio DM für die Informa- 
tion der Öffentlichkeit und des Personals über 
Aufgaben, Leistungen und Probleme der Deut- 
schen Bundespost zur Verfügung gestanden. Das 
Ressort weise darauf hin, daß nach § 3 des Post- 
verwaltungsgesetzes sein Bundesvermögen als 
Sondervermögen mit eigener Haushalts- und 
Rechnungsführung von dem übrigen Vermögen 
des Bundes, seinen Rechten und Verbindlichkei- 
ten getrennt zu halten sei. Die im Haushaltsplan 
der Deutschen Bundespost bei Titel 2351 ausge- 
wiesenen Mittel für Öffentlichkeitsarbeit gehör- 
ten zu den sächlichen Aufwendungen der Unter- 
nehmensführung. Die Deutsche Bundespost be- 
treibe demnach eine auf ihre besondere Aufga- 
benstellung zugeschnittene Werbung. Ihre Maß- 
nahmen zur Unterrichtung der Öffentlichkeit und 
des Personals seien ausschließlich auf das Unter- 
nehmen Post bezogen und zielten nicht darauf ab, 
die Politik der Bundesregierung im ganzen zu 
interpretieren. 

8. Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund- 
heit 

a) Im Jahre 1971 hätte das Ressort eine Ist-Ausgabe 
bei dem Informationswesen (Presse- und Öffent- 
lichkeitsarbeit) in Höhe von 329 000 DM und im 
Jahre 1972 von 350 000 DM gehabt. Das Ressort 
habe darauf hingewiesen, daß Maßnahmen der 
Öffentlichkeitsarbeit als „unzulässige Wahlpro- 
paganda" im Sinne des Wahleinspruchs nicht vor- 
genommen worden seien. 

b) Im Jahre 1971 habe das Ressort die Broschüren 
„Probleme, Aufgaben, Ziele", „Für uns", „Ge- 
sundheitsbericht", „Familienferienstätten", mit 
einem Kostenaufwand von rd. 167 600 DM und 
im Jahre 1972 die Broschüren „Für uns", „Fami- 
lienferienstätten", „Das Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetz" und „Bilanz" herausgebracht sowie 
die Aktion „Ärztebrief" durchgeführt, wobei die 
Gesamtkosten dieser fünf Maßnahmen bei 193 000 
DM gelegen hätten. 


9. Bundesminister der Finanzen 

a) Für die Öffentlichkeitsarbeit seien 1971 493 000 
DM und 1972 513 000 DM Ist-Ausgaben entstan- 
den. 

b) Neben den Ausgaben für Material bei Pressemit- 
teilungen, für Portokosten, für Betreuung von Be- 
suchergruppen und für Maßnahmen der Öffent- 
lichkeitsarbeit der nachgeordneten Dienststellen 
seien 1972 auf Druckschriften rd. 332 000 DM 
(Schriftenreihe BMF, Reihe „Blickpunkt Finan- 
zen", Reihe „Ministerreden", „Der Bundeshaus- 
halt - unser Geld", „Mehr Steuergerechtigkeit") 
entfallen. Im Zeitraum vom 22. September bis 
19. November 1972 seien von diesen Publikatio- 
nen lediglich das Heft 20 der Schriftenreihe („Gut- 
achten des wissenschaftlichen Beirats zur Finan- 
zierung eines höheren Staatsanteils") und die 
Neuauflage der im Juni 1972 erstmals veröffent- 
lichten Broschüre über die Steuerreform „Mehr 
Steuergerechtigkeit" herausgegeben sowie die 
Reihe „Ministerreden" in der seit Jahren üblichen 
Weise fortgesetzt worden. Die Kosten dieser 
Maßnahmen beliefen sich auf rd. 84 000 DM. 

c) An Anzeigen-Aktionen hätte sich das Ressort we- 
der 1971 noch 1972 beteiligt. 

10. Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 

a) Dem Ressort hätten 1971 900 000 DM und 1972 
1 050 000 DM für die Öffentlichkeitsarbeit zur 
Verfügung gestanden. 

b) Bis zum 20. November 1972 seien rd. 807 000 DM 
ausgegeben worden, und zwar im Rahmen der 
vorläufigen Haushaltsführung im Haushaltsjahr 
1972 (§ 5 BHO) über Ausgaben der Hauptgruppe 
5 und 6 bis zu 90 v. H. der Haushaltsansätze 1971 
(Ansatz 1971 für Kap. 3101 Tit. 531 01: 900 000 
DM). 

c) In der Zeit vom 22. September bis 19. November 
1972 seien für Öffentlichkeitsarbeit Aufträge in 
Höhe von rd. 190 000 DM erteilt worden, das 
seien nur rd. 18 v. H. des Titelansatzes 1972. 

1 1 . Bundesminister der Justiz 

a) 1971 habe das Ressort über 250 000 DM und 1972 
über 410 000 DM für Öffentlichkeitsarbeit ver- 
fügt. 

b) Das Ressort weise darauf hin, daß gesetzwidrige 
Beeinflussung durch seine Öffentlichkeitsarbeit 
nicht vorstellbar sei, da weder eine Anzeigen- 
serie in Tageszeitungen noch eine Masse von Bro- 
schüren in der Vorwahlzeit finanziert worden 
seien. Die Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit 
auf dem Gebiet des Rechts seien sowohl im Jahre 
1971 als auch 1972 langfristig vorbereitet und 
kontinuierlich durchgeführt worden. Die Erhö- 
hung der Mittel im Vergleich der beiden Jahre 
erkläre sich daraus, daß dem Ressort erstmals im 
Jahre 1970 Haushaltsmittel für die Öffentlich- 
keitsarbeit zur Verfügung gestellt worden seien, 
die im Laufe der Jahre auf ein mit anderen Res- 
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sorts vergleichbares Maß hätten gesteigert wer- | 
den Gebieten des Strafrechts, des Eherechts und j 
des Strafvollzugsrechts, hätten in der öffentlich- j 
keit ein solch breites Echo gefunden, daß die | 
Haushaltsmittel hätten erhöht werden müssen, 
unabhängig von einer evtl, bevorstehenden 
Wahl. 

c) In der Zeit vom 22. September bis 19. November 
1972 seien folgende Maßnahmen durchgeführt 
worden: Anzeige „Rechtspolitik auf dem Prüf- 
stand“, die Broschüre „Der Bürger und sein 
Recht", verschiedene Reden des Ministers in Bro- 
schürenform und Vorlage des Entwurfs des Straf- 
vollzugsgesetzes in der Reihe „recht". Für diese 
Publikationen seien rd. 67 000 DM aufgewendet 
worden. 

12. Bundesminister für Verkehr 

a) Im Jahre 1971 hätten dem Ressort bei Kapitel 
12 02, 12 10 und 12 12 insgesamt rd. 2,38 Mio DM 
und im Jahre 1972 rd. 3,25 Mio DM zur Verfü- 
gung gestanden. 

b) Das Ressort mache darauf aufmerksam, daß alle 
Aktionen der Öffentlichkeitsarbeit der Aufklä- 
rung der Bevölkerung über verkehrspolitische 
Entscheidungen und gesetzliche Maßnahmen dien- 
ten. Sie seien in zusammenhängende Konzepte 
eingepaßt worden, deren Schwerpunkte auf dem 
Gebiet der Verkehrssicherheit gelegen hätten. So- 
wohl aus Anlage und Inhalt als auch aus den 
Auftrags- und Erscheinungsterminen der Veröf- 
fentlichungen des Ressorts könne nicht auf eine 
„gesetzwidrige Wahlbeeinflussung durch die 
Öffentlichkeitsarbeit" geschlossen werden. 

c) Im Zeitraum von 22. September bis 19. November 
1972 habe das Ressort eine illustrierte Zeitschrift 
mit dem Titel „Besser leben mit modernem Ver- 
kehr" herausgebracht. Der Auftrag für Herstel- 
lung und Versand dieser Zeitung sei bereits am 
8. und 17. August 1972, also zu einem Zeitpunkt 
erteilt worden, als der Termin für eine etwaige 
Wahl zum Deutschen Bundestag noch nicht be- 
kannt gewesen sei. Als flankierende Maßnahme 
zu der Zeitschrift sei im Oktober und November 
1972 je eine Anzeige in der „Welt der Arbeit" 
und in der Zeitschrift des ACE „Lenkrad" er- 
schienen. Die Kosten für die Zeitschrift hätten 
sich auf rd. 306 000 DM und für beide Anzeigen 
auf rd. 15 600 DM belaufen. 

13. Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit 

a) Den Referaten Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
hätten für die Unterrichtung der Öffentlichkeit 
im Inland über Entwicklungshilfe im Jahre 1971 
3,6 Mio DM und im Jahre 1972 3,5 Mio DM zur 
Verfügung gestanden, ln die Zeit des Wahl- 
kampfs 1972 sei lediglich die Broschüre „Zwi- 
schenbilanz" gefallen. 

b) Das Ressort betone, daß es in keiner Weise zu- 
gunsten einer Partei in den Wahlkampf einge- 


griffen habe. Es seien keine Aktionen, Wähler- 
initiativen oder sonstige Organisationen mittelbar 
oder unmittelbar unterstützt worden, die darauf 
ausgerichtet gewesen seien, den Ausgang der 
Wahlen zugunsten einzelner Personen oder einer 
bestimmten Partei zu beeinflussen. Vielmehr seien 
die Mittel entsprechend ihrer Zweckbestimmung 
eingesetzt worden; sie dienten ausschließlich der 
Unterrichtung der Öffentlichkeit über Leistungen 
und Vorhaben der deutschen Entwicklungspolitik. 
Ziel dieser Öffentlichkeitsarbeit sei es, das Ver- 
ständnis für die Probleme der Dritten Welt in der 
Öffentlichkeit zu fördern und die Bereitschaft 
zum entwicklungspolitischen Engagement zu er- 
höhen. 

14. Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

a) Dem Ressort hätten 1971 2,61 Mio DM und 1972 
2,17 Mio DM für die Öffentlichkeitsarbeit zur Ver- 
fügung gestanden. Das Ressort weise darauf hin, 
daß keine finanziellen Aufwendungen für Maß- 
nahmen gemacht worden seien, die im Zusam- 
menhang mit dem Wahlkampf zu sehen wären. 

b) Die 2,17 Mio DM im Jahre 1972 seien in Höhe von 
522 000 DM auf Veröffentlichungen und Doku- 
mentationen im Rahmen des Kapitels 11 01, Titel 
531 01 entfallen. Das Ressort verweise insoweit 
auf die Erläuterungen im Haushaltsplan, wonach 
es sich bei diesen Ausgaben im wesentlichen um 
feststehende Aufwendungen für mehr oder weni- 
ger periodische Veröffentlichungen handele, z. B. 
arbeits- und sozialstatistische Mitteilungen, Bun- 
desarbeitsblatt einschließlich Beilage, Bundesver- 
sorgungsblatt; besondere Maßnahmen, speziell 
auch im Zeitraum vom 22. September bis 19. No- 
vember 1972, hätten schon aus diesem Grunde 
aus diesem Titel nicht durchgeführt werden kön- 
nen. 

Bei Kapitel 11 02, Titel 531 01 seien 1972 rd. 1,04 
Mio DM für Aufklärungsmaßnahmen und für die 
Beratung der Bevölkerung in aktuellen sozialpo- 
litischen Fragen aufgewandt worden; u. a. han- 
dele es sich um Broschüren und Maßnahmen zur 
Aufklärung über Strukturveränderungen in der 
Berufs- und Arbeitswelt sowie Möglichkeiten der 
beruflichen Aus- und Fortbildung um Aufklärung 
über System und Leistungsstand der sozialen 
Sicherung und um Informationsmaßnahmen im 
Zusammenhang mit der laufenden Gesetzgebung 
sowie um sonstige Beratung. 

Auch bei diesem Titel seien während des Wahl- 
kampfes keine speziellen Maßnahmen durchge- 
führt worden. Das Informationsmaterial zur Ren- 
tenreform sei zeitlich an die Verkündung des Ren- 
tenreformgesetzes am 16. Oktober 1972 geknüpft 
worden, zumal bereits eine Vielzahl von Anfra- 
gen nach Material mit Informationen über die 
Neuerungen des Gesetzes im Ressort Vorgelegen 
hätte. Daher sei ein Faltblatt am 19. Oktober 1972 
ausgeliefert worden, und die Anzeigen zum Ren- 
tenreformprogramm seien in der Zeit vom 26. 
Oktober bis 10. November 1972 erschienen. Alle 
anderen Maßnahmen seien bereits zu Beginn des 
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Jahres oder in der ersten Jahreshälfte 1972 einge- 
leitet worden. Auch die Fertigstellung und Aus- 
lieferung dieses Informationsmaterials sei somit 
nicht im Zusammenhang mit dem Wahlkampf zu 
sehen. 

Der dritte Posten der Öffentlichkeitsarbeit mit 
Ausgaben von 721 000 DM betreffe bei Kapitel 
1102, Titel 531 02 eine Informationsaktion zur 
Versicherungsnummer. Es handele sich u. a um 
Anzeigen und um den Nachdruck von Faltblät- 
tern und Plakaten. Der Aktion habe zugrunde ge- 
legen, daß ursprünglich der 30. Juni 1972 als letz- 
ter Termin für die Abgabe der Anträge auf Ver- 
gabe der Versicherungsnummer vorgesehen ge- 
wesen sei. Dieser Termin habe verlängert werden 
müssen, da bis zu diesem Zeitpunkt nur verhält- 
nismäßig wenige Anträge eingereicht worden 
seien. Durch eine nochmalige gezielte und inten- 
sive Informationsaktion hätte auf eine fristge- 
rechte Antragstellung bis zum Ablauf des Ver- 
längerungstermins hingewirkt werden müssen. 
Auch die Anzeigen zum Thema Rentenkonto 
seien somit zwangsläufig in die Zeit vom 22. Sep- 
tember bis 19. November 1972 gefallen. 

Abschließend heißt es in der Stellungnahme des 
Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung, 
sowohl im Hinblick auf den Sachverhalt als auch 
unter rechtlichen Gesichtspunkten seien die im Wahl- 
einspruch aufgestellten Behauptungen, Unterstellun- 
gen oder Schlußfolgerungen nicht zutreffend. 

Der Einspruchsführer 

hat mit Schreiben vom 25. Juni 1973 auf die Stellung- 
nahme des Presse- und Informationsamtes der Bun- 
desregierung bezüglich der Öffentlichkeitsarbeit der 
Bundesregierung u. a. erwidert, es werde keineswegs 
bestritten, daß der Einsatz von Mitteln für die Öffent- 
lichkeitsarbeit der Bundesregierung grundsätzlich zu- 
lässig sei, und zwar auch in Zeiten des Wahlkampfes. 
Es erscheine allerdings rechtlich zweifelhaft, ob 
gerade in Wahlzeiten verstärkt Mittel für die Öffent- 
lichkeitsarbeit eingesetzt werden dürften. Letzteres 
scheine aber der Fall gewesen zu sein. In diesem Zu- 
sammenhang verweist er auf die Broschüre „Wahl- 
kampf 72, Fakten und Zahlen", S. 59/60. Im übrigen 
verweist er auf Seite 61 der vorgenannten Broschüre, 
wo es u. a. heißt, daß der Bundesrechnungshof am 
17. November 1972 Kritik an der Eigenwerbung der 
Bundesregierung - betreffend zurückliegende Fälle - 
geübt habe. Der Einspruchsführer hat in diesem Zu- 
sammenhang angeregt, den Bundesrechnungshof zu 
einer Stellungnahme über den Einsatz von Mitteln 
für Eigenwerbung der Bundesregierung im Zeitraum 
des Bundestagswahlkampfes 1972 zu bitten. 

Der Einspruchsführer führt ferner aus, daß der vom 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 
vertretene Standpunkt in der Praxis auf eine Ver- 
schiebung der Chancengleichheit der Parteien hin- 
auslaufe. In der Regel sei das Informationsmaterial 
der Bundesregierung nur für die die Regierung tra- 
genden Parteien zu Informations- bzw. zu Werbe- 
zwecken geeignet. Für die Oppositionsparteien sei 


das Maleriai zumeist von keinem Nutzen. Ungeach- 
tet der staats- und verfassungsrechtlichen Überle- 
gungen halte er aufgrund des vorweg skizzierten 
Ausgangspunktes es für notwendig, daß die Bundes- 
regierung sich in Wahlkampfzeiten in der Herstel- 
lung und Vertreibung von Informationsmaterial zu- 
rückhalten müsse, um die Chancengleichheit der Par- 
teien nicht zu gefährden. 

Bei der Klärung der Frage, ob uie Bundesregierung 
nicht bewilligte Mittel zur Selbstdarstellung im 
Wahlkampf benutzt habe, komme es nach seiner 
Auffassung nicht darauf an, ob die Mittel nachträg- 
lich durch das Gesetz vom 28. Dezember 1972 geneh- 
migt worden seien. Im Rahmen der Wahlprüfung sei 
ausschließlich von Bedeutung, daß zum Zeitpunkt der 
Inanspruchnahme der Mittel und zum Zeitpunkt des 
Wahlkampfes und der Wahl eine Genehmigung durch 
die gesetzgebenden Körperschaften nicht Vorgelegen 
habe. 

Ferner widerspricht der Einspruchführer der vom 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 
vertretenen Auffassung, es sei ausschließlich eine 
haushaltsrechtliche Frage, ob und in welchem Llm- 
fange der Bundesrechnungshof bis zum rückwirken- 
den Erlaß des Haushaltsgesetzes von 1972 vorge- 
nommene Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit im 
Zusammenhang mit den Voraussetzungen des Arti- 
kels 111 GG prüfen werde. Ein Verstoß gegen den 
Artikel 111 GG stelle ein rechtswidriges Verhalten 
und im Zusammenhang mit der Wahl einen Wahlfeh- 
ler dar. Es werde somit vom Wahlprüfungsausschuß 
oder vom Bundesrechnungshof die Frage und der 
Umfang des Verstoßes gegen Artikel 111 GG über- 
prüft werden müssen. 

Zur Darstellung der während des Jahres 1972 kon- 
tinuierlich geflossenen Mittel vertritt der Einspruchs- 
führer die Auffassung, diese Übersicht sei zwar recht 
aufschlußreich; die Aufstellung bestätige jedoch kei- 
nesfalls einen kontinuierlichen Abfluß des Geldes. 
Bei der Frage der Wahlbeeinflussung komme es nicht 
auf einen stoßweisen Einsatz an. Es sei auch nicht 
etwa nur der Zeitraum vom 22. September bis zum 
19. November 1972 zu betrachten. Auf die Wahl und 
den Wahlausgang hätten in erheblichem Maße auch 
Umstände eingewirkt, die vor dem 22. September 

1972 entstanden seien. Es werde hier wie auch an 
anderen Stellen in der Stellungnahme des Presse- 
und Informationsamtes der Bundesregierung seiner 
Ansicht nach zu Unrecht immer nur auf den begrenz- 
ten Zeitraum vom 22. September bis zum 19. Novem- 
ber 1972 abgestellt. 

Das Presse - und Informationsamt der Bundes- 
regierung 

erklärt in einer Gegenäußerung vom 22. August 

1973 zu diesen Ausführungen: 

a) Der Einspruchsführer erkenne an, daß die Öffent- 
lichkeitsarbeit der Bundesregierung auch in Zei- 
ten des Wahlkampfes zulässig sei. Die Mittel für 
diesen Zweck seien im Jahre 1972, wie im 
Schriftsatz vom 30. April 1973 dargelegt worden 
sei, einwandfrei eingesetzt worden. Auch die 
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Angaben des Presse- und Informationsamtes im 
Schriftsatz vom 30. April 1973 böten keinen An- 
haltspunkt für die vom Einspruchsführer ge- 
äußerte Vermutung, ein rechtlich zweifelhafter 
Einsatz „scheine der Fall gewesen zu sein". Es 
sei selbstverständlich, daß für die Öffentlich- 
keitsarbeit nicht in allen Monaten gleich hohe 
Beträge ausgegeben würden. Der Einsatz richte 
sich - wie auch in anderen Jahren - vielmehr 
nach den informationspolitischen Notwendig- 
keiten im Zusammenhang mit konkreten und 
aktuellen Maßnahmen und Plänen der Bundes- 
regierung. So gehe beispielsweise aus den An- 
gaben im Schriftsatz vom 30. April 1973 klar 
hervor, daß im Jahre 1972 die höchsten Aus- 
gaben des Presse- und Informationsamtes für die 
politische Öffentlichkeitsarbeit in den Monaten 
April, Mai, Februar und März zu verzeichnen 
gewesen seien. 

b) Wenn der Einspruchsführer bei seiner Unter- 
stellung auf die Seiten 59/60 der Broschüre 
„Wahlkampf '72 - Fakten und Zahlen" herausge- 
geben von Dialog - Magazin für Politik, Wirt- 
schaft und Kultur - verweise, sei festzustellen, 
daß nach dem Haushaltsplan 1972 für die Öffent- 
lichkeitsarbeit der Bundesregierung zur Unterrich- 
tung der Öffentlichkeit über ihre Vorhaben sowie 
über die Gründe für ihre politische Handlungs- 
weise keineswegs Informationsfonds von mehr 
als 208 Mio DM vorgesehen gewesen seien. 
Wahrscheinlich gehe die in der Broschüre ge- 
machte Angabe auf die Drucksache Nr. 1146 des 
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundes- 
tages zurück, die wiederum auf einem Schreiben 
des Bundesministers für Wirtschaft und Finan- 
zen vom 12. September 1972, Geschäftszeichen 
F/II A 2 - H 1322 - 16/72, an den Vorsitzenden 
des Haushaltsausschusses beruhe. In diesem 
Schreiben habe der Bundesminister für Wirt- 
schaft und Finanzen eine zahlenmäßige Übersicht 
unter anderem über die Entwicklung der „Aus- 
gaben für Öffentlichkeitsarbeit in den Bundes- 
haushaltsplänen 1970/71 und im Entwurf des 
Bundeshaushaltsplans 1972" geboten. Aus dem 
in dieser Übersicht für das Jahr 1972 angegebe- 
nen Ansatz von rd. 208,4 Mio DM könnten aber 
für das vorliegende Wahlprüfungsverfahren 
keine Schlußfolgerungen gezogen werden. Der 
Ansatz umfasse nämlich keineswegs nur Fonds, 
die der Bundesregierung zur Unterrichtung der 
Öffentlichkeit über ihre Vorhaben und über die 
Gründe für ihre politische Handlungsweise dien- 
ten, sondern enthalte eine große Anzahl ande- 
rer Einzelansätze, z. B. auch des Bundespräsidial- 
amtes, des Deutschen Bundestages und des Bun- 
desrates, die mit der politischen Öffentlichkeits- 
arbeit der Bundesregierung nichts zu tun hätten. 
Darüber hinaus sei nochmals zu betonen, daß der 
weitaus überwiegende Teil der der Bundesregie- 
rung für die politische Öffentlichkeitsarbeit zur 
Verfügung stehenden Mittel im Bereich des 
Presse- und Informationsamtes mit einem Haus- 
haltsansatz im Jahre 1972 von 70,29 Mio DM auf 
die Öffentlichkeitsarbeit Ausland entfiele, die 


von vorneherein für die vorliegende Wahlanfech- 
tung ausscheide. Welche Mittel das Presse- und 
Informationsamt bei den für innenpolitische In- 
formationsmaßnahmen der Bundesregierung ein- 
schlägigen Haushaltstiteln im Jahre 1972 ausge- 
geben habe, sei im Schriftsatz vom 30. April 
1973 dargestellt. Die Angaben der einzelnen Bun- 
desministerien über die bei ihnen im Jahre 1972 
für die politische Öffentlichkeitsarbeit im Inland 
verfügbaren Mittel und deren Verwendung seien 
dort ebenfalls wiedergegeben. 

c) Die vom Einspruchsführer unter Hinweis auf 
Seite 61 der Broschüre des Dialog-Verlags er- 
wähnte „Kritik" des Bundesrechnungshofes be- 
ziehe sich offensichtlich auf Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofes, die auf S. 9 der Druck- 
sache 7/8, Sachgebiet 63, der 7. Wahlperiode des 
Deutschen Bundestages dargelegt seien. Diese 
Bemerkungen beträfen, wie der Einspruchsführer 
selbst einräume, einen Fall, der mit den Aus- 
gaben des Presse- und Informationsamtes im 
Jahre 1972 nichts zu tun habe. 

d) Die vom Einspruchsführer geübte Kritik an den 
Hinweisen des Presse- und Informationsamtes 
auf den Wahlkampfzeitraum vom 22. September 
bis 19. November 1972 sei unverständlich. Der 
Einspruchsführer selbst habe in seinem Einspruch 
vom 28. Dezember 1972 vom „Bundestagswahl- 
kampf 1972", von „Wahlauseinandersetzungen", 
„Wahlpropaganda" und „Wahlwerbung" ge- 
sprochen. Es sei nicht angängig, den Zeitraum 
des Wahlkampfs nach Belieben zu verlegen. 
Wenn der Einspruchsführer dies dennoch glaube 
tun zu können, so müsse gefragt werden, was er 
mit seiner damit zusammenhängenden Behaup- 
tung aussagen wolle, auf die Wahl und den 
Wahlausgang hätten in erheblichem Maße auch 
Umstände eingewirkt, die vor dem 22. September 
1972 entstanden seien. Sicher sei unbestritten, 
daß auf den Wahlausgang auch Faktoren ein- 
wirkten, die vor dem 22. September 1972 gelegen 
hätten. Sofern in der Behauptung des Einspruchs- 
führers aber die Unterstellung rechtlich unzu- 
lässiger Wahlbeeinflussung liegen sollte, muß 
dies erneut und nachdrücklich zurückgewiesen 
werden. 

e) Die Ausführungen des Presse- und Informations- 
amtes im Schriftsatz vom 30. April 1973 seien im 
Rahmen der verfassungsrechtlichen Darlegungen 
eindeutig begründet worden. Es sei daher zu 
wiederholen, daß die Bundesregierung ihre 
Öffentlichkeitsarbeit als Verfassungsorgan auch 
im Jahre 1972 rechtlich einwandfrei ohne unzu- 
lässige Beeinträchtigung der Chancengleichheit 
von Parteien durchgeführt habe. 

f) Zu den Bemerkungen des Einspruchsführers über 
Artikel 111 GG wird auf die Darlegungen im 
Schriftsatz vom 30. April 1973 verwiesen, Aus 
diesem ergebe sich, daß auch in diesem Punkte 
weder der Sache noch der Rechtslage nach von 
einer gesetzwidrigen, die Sitzverteilung des 
Deutschen Bundestages berührenden Beeinflus- 
sung der Wähler die Rede sein könne. 
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Zu 4: 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

hat mit Schreiben vom 2, Mai 1973 zur Auffassung 
des Einspruchsführers, eine amtliche Wahlbeein- 
flussung sei darin zu erblicken, daß der Bundes- 
kanzler und Minister der SPD in der Zeit vor der 
Bundestagswahl Ansprachen vor Belegschaftsver- 
sammlungen gehalten hätten, Stellung genommen. 
In dieser Stellungnahme heißt es, in der Tatsache, 
daß der Bundeskanzler und Minister der SPD in der 
Zeit vor der Bundestagswahl Ansprachen vor Be- 
legschaftsversammlungen gehalten hätten, liege 
kein Verstoß gegen den Grundsatz der freien Wahl 
durch unzulässige Wahlbeeinflussung. 

In einem demokratischen Staatswesen seien Wahl- 
reden grundsätzlich überall erlaubt. Dem stehe § 74 
Betriebsverfassungsgesetz nicht entgegen. § 74 sei 
keine öffentlich-rechtliche Norm und könne daher 
betriebsfremde Personen rechtlich nicht binden. 
Adressaten dieser Vorschrift seien nicht dem Be- 
trieb nicht zugehörige Politiker, sondern nur Arbeit- 
geber und Betriebsrat, für die sie im Interesse des 
Betriebsfriederis Grundsätze für eine gute Zusam- 
menarbeit aufstelle. Nach Kenntnis des Ministe- 
riums seien die Einladungen an den Bundeskanzler 
und Mitglieder der Bundesregierung, auf Betriebs- 
versammlungen zu sprechen, auch stets von Arbeit- 
geber und Betriebsrat gemeinsam ausgesprochen 
worden. 

Unabhängig von der Rechtslage nach dem Betriebs- 
verfassungsgesetz habe die Frage, an welchem Ort 
und bei welcher Gelegenheit Wahlreden gehalten 
würden, auf die Freiheit der Wahl und andere 
Wahlgrundsätze keinen Einfluß, solange nicht außer- 
gewöhnliche Sachverhalte mit hineinspielten. Solche 
würden aber vom Einspruchsführer nicht vorge- 
tragen und seien im Zusammenhang mit dem Bun- 
destagswahlkampf 1972 dem Ministerium auch nicht 
bekannt geworden. 

Der Einspruchsführer 

erklärt in seiner Stellungnahme vom 25. Juni 1973, 
entgegen der Auffassung des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung komme es seines Erach- 
tens bei dem Verstoß gegen § 74 Betriebsverfas- 
sungsgesetz unter dem Aspekt der Wahlprüfung 
nicht darauf an, ob die Einladungen an den Bundes- 
kanzler und die Mitglieder der Bundesregierung 
stets von Arbeitgebern und Betriebsrat gemeinsam 
ausgesprochen worden seien. Auch wenn die unmit- 
telbaren Adressaten der Gesetzesvorschrift sich ein- 
verständlich über gesetzliche Bestimmungen hinweg- 
setzten, heile dies nicht den Gesetzesverstoß. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

hat sich mit Schreiben vom 4. September 1973 erneut 
zu diesem Fragenkomplex geäußert, und u. a. aus- 
geführt : 

Wie sich aus der Gegenäußerung des Einspruchs- 
führers ergebe, habe dieser die entsprechenden Aus- 


führungen seines Schreibens vom 2. Mai 1973 offen- 
sichtlich mißverstanden. Es habe nicht zum Aus- 
druck gebracht werden sollen, daß sich Arbeitgeber 
und Betriebsrat gemeinsam über das Verbot der 
parteipolitischen Betätigung im Betrieb hinweg- 
setzen dürften. Vielmehr habe insoweit hervorge- 
hoben werden sollen, daß nicht nur kein Verstoß 
gegen dieses spezielle Verbot vorliege, sondern 
auch kein Verstoß gegen das allgemeine Verbot der 
Wahrung des Betriebsfriedens. 

Zu 5: 

Zur Einspruchsbegründung, das Jahresgutachten des 
Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamt- 
wirtschaftlichen Entwicklung sei verspätet veröffent- 
licht worden, hat sich mit Schreiben vom 2. Mai 
1973 der Bundesminister für Wirtschaft geäußert. Tn 
dieser Stellungnahme wird u. a. ausgeführt, für das 
materielle Prüfungsrecht seien nur „Wahlfehler“ 
bedeutsam, die auf den Willen des Wählers einen 
Einfluß ausgeübt hätten, d. h. für das Wahlergebnis 
kausal gewesen sein könnten. 

Es könne dahingestellt bleiben, ob die Vorlage des 
Jahresgutachtens 1972 durch den Sachverständigen- 
rat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung erst nach dem 15. November 1972 eine 
Gesetzesverletzung gewesen sei. Jedenfalls sei sie 
nicht kausal für das Ergebnis der Bundestagswahl 
vom 19. November 1972 gewesen. 

Die Annahme einer kausalen Verbindung zwischen 
der „verspäteten“ Vorlage des Jahresgutachtens und 
dem Wahlergebnis würde nämlich voraussetzen, daß 
das Gutachten auch bei einer fristgemäßen Erstat- 
tung vor dem 19. November 1972 oder spätestens an 
diesem Tage gesetzgebenden Körperschaften hätte 
vorgelegt und damit zum gleichen Zeitpunkt ver- 
öffentlicht werden können. Auch bei rechtzeitiger 
Erstattung - also spätestens mit Ablauf des 15. No- 
vember 1972 — wäre das Gutachten am 19. Novem- 
ber 1972 den gesetzgebenden Körperschaften nicht 
zugeleitet und damit auch nicht veröffentlicht 
worden. 

Die Bundesregierung sei nach § 6 Abs. 1 Satz 2 des 
Gesetzes über die Bildung eines Sachverständigen- 
rates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung verpflichtet, das Jahresgutachten „un- 
verzüglich“ den gesetzgebenden Körperschaften vor- 
zulegen. Nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen be- 
deute dies, daß das Gutachten „ohne schuldhaftes 
Zögern“ vorzulegen sei (vgl. § 121 Abs. 1 Satz 1 
BGB). 

Wie sich schon aus der gemeinsamen Geschäftsord- 
nung der Bundesministerien, besonderer Teil (GGO 
II) ergebe, lasse die Bundesregierung derartige Vor- 
lagen aber grundsätzlich zunächst drucken und über- 
gebe sie erst anschließend den gesetzgebenden Kör- 
perschaften (§ 37 Abs. 4, § 40 Abs. 3 GGO II). Damit 
trage sie dem in der Geschäftsordnung des Bundes- 
tages (§ 76) und in der GGO II für den Bundesrat 
vorgesehenen Verfahren Rechnung, daß Vorlagen 
der Bundesregierung an die Mitglieder der gesetz- 
gebenden Körperschaften als Drucksachen verteilt 
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würden. Wenn kein Drucksatz vorhanden sei, seien 
dem Direktor des Bundesrates 1100 Abdrucke der 
Vorlage für den Bundesrat und 550 Abdrucke für 
den Bundestag oder die geschriebenen Druckplatten 
zu übergeben. 

Die Jahresgutachten seien demgemäß in den ver- 
gangenen Jahren den gesetzgebenden Körperschaf- 
ten in der vorbezeichneten Form zugeleitet worden. 
Aus der angefügten Übersicht ergibt sich, daß die 
Gutachten der Jahre 1967 bis 1972 jeweils zwischen 
dem 18. und dem 25. November als Vorabexemplare 
der Bundesregierung übergeben worden seien, wäh- 
rend die Zuleitung des Gutachtens an die gesetz- 
gebenden Körperschaften zwischen dem 22. Novem- 
ber und dem 4. Dezember gelegen hätten. 

Ein der Bundesregierung am Mittwoch, dem 15. No- 
vember 1972, also fristgemäß erstattetes Gutachten 
hätte als gedruckte Vorlage den gesetzgebenden 
Körperschaften aber in dieser Weise bis zum Wahl- 
tag schon aus drucktechnischen Gründen nicht vor- 
gelegt werden können. Die Bundesregierung sei 
nämlich nicht in der Lage gewesen, in der Zeit vom 
16. bis 19. November 1972 die erforderlichen Druck- 
sachen anfertigen zu lassen oder aber dem Bundes- 
rat 1100 Abdrucke der Vorlage bzw. geschriebene 
Druckplatten zu überreichen. Eine Vorlage erst nach 
dem 19. November 1972 hätte daher auch bei einer 
Erstattung des Gutachtens am 15. November 1972 
nicht ein „schuldhaftes Zögern" begründet. 

Ein solches könne auch nicht aus der Tatsache her- 
geleitet werden, daß das Jahresgutachten 1971 vor 
der ordnungsgemäßen Auslieferung als Drucksache 
ausnahmsweise in einigen hektographierten Exem- 
plaren an die Fraktionen der im Bundestag ver- 
tretenen Parteien sowie an den Finanz- und Wirt- 
schaftsausschuß des Bundestages und den Bundesrat 
verteilt worden sei. Für die Bundesregierung sei es 
nämlich gesetzlich nicht geboten, von einer in der 
Form gehörigen und in der langjährigen Praxis be- 
währten Unterrichtung der gesetzgebenden Körper- 
schaften abzuweichen. Die Pflicht zu einer formlosen 
Vorabunterrichtung des Bundestages und des Bun- 
desrates ergebe sich aus § 6 Abs. 1 Satz 2 des 
Gesetzes nicht. 

Damit sei aber die Wahlanfechtung, soweit sie eine 
„verspätete" Erstattung des Jahresgutachtens 1972 
rüge, unbegründet. Es fehle die Kausalität zwischen 
dem Zeitpunkt der Erstattung und dem Wahlergeb- 
nis, weil auch bei Einhaltung der Frist und der ge- 
botenen unverzüglichen Vorlage durch die Bundes- 
regierung das Gutachten den gesetzgebenden Kör- 
perschaften an dem Wahltag nicht Vorgelegen hätte 
und damit eine Veröffentlichung vor dem oder am 
19. November auf jeden Fall ausgeschlossen ge- 
wesen wäre. 

Im übrigen wird auf das Schreiben des Vorsitzenden 
des Sachverständigenrates an den Bundeskanzler 
vom 14. November 1972 verwiesen. 

In diesem Schreiben heißt es u. a., der Sachverstän- 
digenrat sehe sich wie in den vergangenen Jahren 
nicht in der Lage, sein Gutachten bis zum 15. No- 
vember 1972 fertigzustellen, er bitte um Verständ- 
nis. 


Angesichts des großen Interesses der Öffentlichkeit 
an dem Übergabetermin habe sich der Sachverstän- 
digenrat veranlaßt gesehen, die folgende Mitteilung 
an die Presse zu geben: 

„1. Das Jahresgutachten 1972 wird nicht am 15. No- 
vember, sondern voraussichtlich erst nach dem 
19. November der Bundesregierung zugeleitet 
werden können, 

2. Die verspätete Übergabe des Gutachtens steht 
in keinem Zusammenhang mit der bevorstehen- 
den Wahl zum Bundestag. Der Sachverständi- 
genrat steht weder unter politischem Druck, 
noch beabsichtigt er gar, die Wahl zu beein- 
flussen. 

3. Wie in allen früheren Jahren hat der Sachver- 
ständigenrat unter Anstrengung aller Kräfte 
versucht, das Gutachten bis zum 15. November 
abzuschließen. 

4. Der Sachverständigenrat darf vor der Veröffent- 
lichung des Gutachtens nichts über dessen Inhalt 
mitteilen. Diesem Gebot wurde entsprochen. 
Berichte über voraussichtliche Ergebnisse des 
Gutachtens entbehren jeder Grundlage. 

Im gleichen Sinne hat sich der Vorsitzende des 
Sachverständigenrates, Prof. Dr. N. Klothen, zum 
Wahleinspruch geäußert." 


Zu 6: 

Bezüglich der Rüge des Einspruchsführers, die Rund- 
funk- und Fernsehanstalten hätten einseitig zugun- 
sten der Regierungsparteien Stellung genommen, 
hat der Bundesminister des Innern die Staatskanzlei 
des Landes Nordrhein-Westfalen zuständigkeits- 
halber gebeten, zu dieser Rüge Stellung zu nehmen, 
zumal auch eine Stellungnahme zur Frage der Aus- 
gewogenheit des Gesamtprogramms in tatsächlicher 
Hinsicht zweckdienlich sein könnte. 

Der Chef der Staatskanzlei des Landes Nordrhein- 
Westfalen teilt mit Schreiben vom 2. Mai 1973 mit, 
der WDR Köln habe zu den Beschwerdepunkten auf 
Anfrage folgendes mitgeteilt: 

,,a) Die beanstandeten Hörfunksendungen seien 
nicht am 15. November 1972, sondern am 18. No- 
vember 1972 ausgestrahlt worden. 

b) Zu der beanstandeten Tagesschausendung am 
3. November 1972 habe die für die Produktion 
der Tagesschau federführende Redaktion des 
Norddeutschen Rundfunks mitgeteilt, daß in der 
sogenannten 18.00 Uhr Tagesschau am 3. No- 
vember 1972 keine Erläuterung der Briefwahl- 
unterlagen gegeben worden sei. In der von 
Herrn Dr. Schmiemann genannten Zeit - „gegen 
18.10 Uhr" - werde keine Tagesschau ausge- 
strahlt. Die sogenannte 18.00 Uhr Tagesschau 
laufe von 17.55 Uhr bis 18.00 Uhr." 

Dieser Mitteilung wurden die Manuskripte der be- 
anstandeten Hörfunksendungen beigefügt. 

Zu dieser Mitteilung hat sich der Bundesminister 
des Innern mit Schreiben vom 17. Mai 1973 gegen- 
über dem Ausschuß wie folgt geäußert: Neben der 
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Presse seien Rundfunk und Fernsehen zum entschei- 
denden Massenkommunikationsmittel geworden, 
von dem die Wahlberechtigten die für ihre Mei- 
nungsbildung unentbehrlichen Informationen be- 
zögen. Aus technischen und finanziellen Gründen 
sei auf absehbare Zeit im Bereich des Hör- und 
Fernsehfunks einer der Presse entsprechende Viel- 
falt der miteinander konkurrierenden Darbietungen 
nicht möglich. Die Rundfunkanstalten besäßen eine 
Monopolstellung. Deshalb müßten,- wie das Bundes- 
verfassungsgericht in ständiger Rechtsprechung er- 
klärt habe, alle in Betracht kommenden gesellschaft- 
lichen Kräfte auf die Tätigkeit von Rundfunk und 
Fernsehen Einfluß haben und in dem von einem 
Mindestmaß von inhaltlicher Ausgewogenheit, Sach- 
lichkeit und gegenseitiger Achtung bestimmten Ge- 
samtprogramm zu Wort kommen können. Der Rund- 
funk sei auch in Zeiten der Wahl als „Sache der 
Allgemeinheit", wie ihn das Bundesverfassungs- 
gericht bezeichnet habe, in voller Unabhängigkeit 
und überparteilich zu betreiben. Die Rundfunk- und 
Fernsehanstalten seien daher während des Wahl- 
kampfes gehalten, nicht nur für eine gerechte Ver- 
teilung der Sendezeiten für Wahlpropaganda unter 
den politischen Parteien und Wahlbcwcrbern, son- 
dern insbesondere für eine ausgewogene Gestaltung 
des Gesamtprogramms zu sorgen. Diese Verpflich- 
tung zu einem Mindestmaß inhaltlicher Ausge- 
wogenheit und Sachlichkeit ergebe sich nicht zuletzt 
aus den Gesetzen über die Errichtung der einzelnen 
Rundfunkanstalten. 

Zu einer unzulässigen Wahlbeeinflussung durch die 
Rundfunk- und Fernsehanstalten könne es nur kom- 
men, wenn deren Gesamtprogramm in massiver 
Weise bestimmte Parteien und Wahlbewerber be- 
günstige. Hingegen komme es für die Beantwortung 
der Frage einer rechtlich erheblichen Wahlbeein- 
flussung in der Regel nicht auf einzelne Sendungen 
an. Abgesehen davon, daß diese, soweit sie Tat- 
sachenbehauptungen enthielten, durch die Möglich- 
keit der Gegendarstellungen nach dem Rundfunk- 
oder Landespressegesetz berichtigt werden könnten, 
dürfe das Sendeprogramm nicht in einzelne Teile 
zerlegt, sondern müsse als Veranstaltung insgesamt 
gesehen werden. 

Bei Wahleinsprüchen, die eine Wahlbeeinflussung 
durch Verletzung der Neutralität der Rundfunk- und 
Fernsehanstalten rügten, dürfe im übrigen folgendes 
nicht außer acht gelassen werden: Die in der Ver- 
fassung in Artikel 5 GG gewährleistete Meinungs- 
freiheit verlange nicht Abstinenz und Zurückhaltung 
bei der Wertung und Kritik der politischen Kräfte, 
sondern nur ein Mindestmaß an Ausgewogenheit 
des Gesamtprogramms. 

Zu dieser Ausgewogenheit trügen auch die in der 
Organisation der Sendeanstalten vorgesehenen Auf- 
sichtsorgane bei, in denen u. a. die politischen Par- 
teien mitvertreten seien. 

Schließlich lasse jede einseitige Berichterstattung 
und Kommentierung bei den Rundfunk- und Fern- 
sehteilnehmern eine kritische Distanz aufkommen, 
zumal diesen im Wahlkampf neben Rundfunk und 


Fernsehen eine Fülle von weiteren politischen Infor 
mationsmöglichkeiten zur Verfügung stünden. 

Es seien deshalb nur Ausnahmefälle denkbar, in 
denen die Tätigkeit der Rundfunk- und Fernseh- 
anstalten als unzulässige Wahlbeeinflussung einem 
Wahleinspruch zum Erfolg verhelfen konnte. Die 
vom Einspruchsführer gerügten Sendungen böten, 
wie die inzwischen vorgelegten Unterlagen ergäben, 
keinen Anlaß für die Annahme einer schwerwiegen- 
den Einseitigkeit des Gesamtprogramms. 

Zu 7: 

Zu dem Vorwurf der einseitigen und massiven Ein- 
flußnahme des DGB zugunsten der Regierung haben 
sich der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung und der Bundesminister des Innern geäußert. 

In einer Stellungnahme des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung vom 2. Mai 1973 heißt es 
u. a.: 

Rechtlich halte er es für zulässig, daß Gewerkschaf- 
ten vor einer Bundestagswahl ihre Programme mit 
denen der politischen Parteien verglichen und dar- 
aufhin den Wählern, insbesondere ihren Mitgliedern 
die Empfehlung geben würden, Kandidaten bestimm- 
ter Parteien zu wählen oder nicht zu wählen. Der 
von der Rechtsprechung und Lehre erarbeitete Ge- 
werkschaftsbegriff fordere zwar partei-politische Un- 
abhängigkeit, darunter sei jedoch nicht politische 
Neutralität, sondern organisatorische und beschlie- 
ßende Selbständigkeit in rechtlicher und tatsäch- 
licher Hinsicht zu verstehen. 

In Ergänzung zu diesen Ausführungen bemerkte der 
Bundesminister des Innern im Schreiben vom 4. Mai 
1973 u. a.: 

Nach der Verfassungsordnung besäßen nicht nur 
einzelne Bürger, sondern auch Gruppen und Ver- 
einigungen das Recht, auf den Prozeß der Meinungs- 
und Willensbildung des Volkes einzuwirken. Des- 
halb könnten auch die Gewerkschaften an der Vor- 
formung der politischen Willensbildung im Wahl- 
kampf durch Presseerklärungen, Inserate, Flugblät- 
ter und dergleichen mitwirken. 

Jede Beteiligung an der öffentlichen Diskussion poli- 
tischer Angelegenheiten solle gerade vor Wahlen 
auf andere meinungsbildend wirken. Eine unzu- 
lässige Wahlbeeinflussung könne erst entstehen, 
wenn die Entscheidungsfreiheit der Wähler ernst- 
lich beeinträchtigt werde, etwa durch Ausübung von 
Zwang im Rahmen sozialer Abhängigkeitsverhält- 
nisse. 

Der Einspruchsführer habe aber keine Gesichts- 
punkte vorgetragen, noch seien solche ersichtlich, 
wonach Gewerkschaften im Wahlkampf 1972 etwa 
die Tatbestände des § 108 StGB (Wahlnötigung) 
oder des § 108 a StGB (Täuschung bei der Stimm- 
abgabe) verwirklicht hätten. Wahlpropaganda unter 
dem Gesichtspunkt der Vorschriften der §§ 185 ff. 
StGB strafrechtlich zu beurteilen, sei für die Frage 
einer ernstlichen Beeinträchtigung der Entschei- 
dungsfreiheit der Wähler unerheblich. 
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B. 

Der Einspruchsführer 

hat in seiner bereits zitierten Gegenäußerung vom 
25. Juni 1973 zu den Stellungnahmen der Bundes- 
regierung zu den einzelnen Einspruchsbegründun- 
gen über die bisher von ihm gerügten Punkte hin- 
aus ergänzend die „Affäre Steiner" als Wahlein- 
spruchsbegründung angeführt. Er hat dazu ausge- 
führt, aufgrund des augenblicklichen Standes der 
Ermittlungen sei eine ins einzelne gehende Begrün- 
dung zu diesem Punkt zur Zeit nicht möglich. Sollten 
sich jedoch gewisse Darstellungen als richtig erwei- 
sen, so lasse sich sagen, daß es zu dieser Wahl mit 
dem vorliegenden Wahlergebnis nicht gekommen 
wäre. Den Vorgängen komme damit ein das Wahl- 
ergebnis beeinträchtigendes Gewicht zu. 

Mit Schreiben vom 10. Oktober 1973 wurde dem 
Einspruchsführer vom Wahlprüfungsausschuß mit- 
geteilt, der Ausschuß habe beschlossen, eine öffent- 
liche mündliche Verhandlung bezüglich seines Wahl- 
einspruchs durchzuführen, und zwar zunächst be- 
grenzt auf den Konflikt der Berliner Scheinwohn- 
sitze. Bezüglich der anderen Einspruchsbegründun- 
gen, so wurde dem Einspruchsführer mitgeteilt, ver- 
trete der Ausschuß die Auffassung, daß es einer 
öffentlichen mündlichen Verhandlung nicht bedürfe, 
da der bisher geführte Schriftwechsel den Gesamt- 
komplex ausreichend geklärt habe. Dem Einspruchs- 
führer wurde anheimgestellt, auf eine Öffentliche 
mündliche Verhandlung insoweit zu verzichten. 

Unter Bezugnahme auf diese Mitteilung erklärte der 
Einspruchsführer mit Schreiben vom 17. Oktober 
1973, er erkläre seinen Verzicht auf eine öffentliche 
mündliche Verhandlung, soweit seine Einspruchs- 
begründungen nicht in der vorgesehenen münd- 
lichen Verhandlung erörtert würden. 


C. 

I. 

Soweit der Einspruchsführer seinen Einspruch damit 
begründet, daß die teilweise rechtswidrige Schaf- 
fung der Voraussetzungen zur Ausübung des Wahl- 
rechts von Berliner Bürgern durch die sogenannten 
Berliner Scheinwohnsitze zu einer Verfälschung des 
Stimmergebnisses geführt habe, hat die Vorprüfung 
dieses Komplexes folgendes ergeben: 

1. Auf Aufforderung des Wahlprüfungsausschusses 
haben die Landeswahlleiter von Baden-Württem- 
berg und Nordrhein-Westfalen zur Einspruchsbe- 
gründung Stellung genommen. 

In der Stellungnahme des Landeswahlleiters von 
Baden-Württemberg vom 28. Mai 1973 wird u. a. 
ausgeführt: 

Der vom Einspruchsführer angeführte frühere Land- 
kreis Bühl gehöre zum Bundestagswahlkreis 193 
Rastatt. Der Kreiswahlleiter dieses Wahlkreises 
habe seinerzeit sämtliche Gemeinden seines Wahl- 
kreises von seinem Fernschreiben vom 16. Novem- 


ber 1972 zur Frage des bei Scheinwohnsitzen zu 
Veranlassenden unterrichtet; eine Abschrift dieses 
Fernschreibens sei beigefügt. Von den daraufhin 
überprüften Anmeldungen hätten sich in zwei Ge- 
meinden dieses Kreises zusammen zwölf Fälle von 
Scheinwohnsitzen ergeben. Alle Betroffenen seien in 
den Wählerverzeichnissen gestrichen worden. Es 
handele sich um die Gemeinden Achern und Kappel- 
rodeck des früheren Landkreises Bühl, die heute 
beide zum neugebildeten Ortenaukreis gehörten. 
Der Kreiswahlleiter habe mitgeteilt, daß keine wei- 
teren Scheinwohnsitze nachgewiesen werden konn- 
ten. Hiernach sei davon auszugehen, daß nicht nach- 
weisbar sei, daß das Ergebnis der Bundestagswahl 
vom 19. November 1972 im Wahlkreis 193 Rastatt 
durch die Stimmabgabe nicht wahlberechtigter Per- 
sonen verfälscht worden sei. 

Der Landeswahlleiter hat die Berichte des Kreis- 
wahlleiters und der beiden genannten Gemeinden 
beigefügt. Aus diesen Berichten ergibt sich eine 
Bestätigung der Stellungnahme des Landeswahl- 
leiters. 

2. Mit Schreiben vom 25. August 1973 hat der 
Landeswahlleiter des Landes Nordrhein-Westfalen 
zum Einspruch Stellung genommen und seiner Stel- 
lungnahme u. a. folgende Unterlagen beigefügt: 

a) Runderlaß des Innenministers vom 2. Oktober 
1972, 

b) Schnellbrief des Innenministers vom 17. Oktober 
1972, 

c) Ablichtung eines hausinternen Vermerks vom 
20. Oktober 1972, 

d) Fernschreiben des Innenministers an die Ober- 
kreisdirektoren und Oberstadtdirektoren vom 
14. November 1972, 

e) Fernschreiben des Landeswahlleiters an die 
Kreiswahlleiter vom 14. November 1972, 

f) Ablichtung eines hausinternen Vermerks und des 
an Herrn Oberstadtdirektor Seibt gerichteten 
Fernschreibens des Innenministers vom 14. No- 
vember 1972. 

Der Landeswahlleiter führt aus, aus diesen Unter- 
lagen sei die von ihm - in Übereinstimmung mit 
dem Innenminister des Landes Nordrhein-West- 
falen - vertretene Rechtsauffassung ersichtlich, wo- 
nach Berliner Bürger nur in das Wählerverzeichnis 
einzutragen seien, wenn sie ordnungsgemäß gemel- 
det seien. Das setze voraus, daß sie in der betreffen- 
den Gemeinde überhaupt wohnten oder Aufenthalt 
hätten. 

Die Frage, inwieweit in Siegen und in Reckling- 
hausen entgegen dieser Rechtsauffassung Berliner 
Bürger in das Wählerverzeichnis eingetragen wor- 
den seien oder Wahlscheine erhalten und 
daraufhin gewählt hätten, ohne Wohnung bezogen 
oder Aufenthalt begründet zu haben, könne - wenn 
überhaupt - nur von den örtlich zuständigen Stellen 
beantwortet werden. Ihm lägen für die Beantwor- 
tung dieser Frage besondere Berichte nicht vor. Er 
müsse insoweit auf die dem Ausschuß zugegangenen 
Berichte des Oberstadtdirektors in Siegen und des 
Oberstadtdirektors in Recklinghausen verweisen, 
ohne sich diese zu eigen machen zu können. 
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Die Frage, ob die Vorgänge in Siegen, Reckling- 
hausen und anderswo Anlaß eines begründeten Ein- 
spruchs gegen die Gültigkeit der Bundestagswahl 
sein könnten, habe er im Anschluß an die Bundes- 
tagswahl unter Gesichtspunkten des § 2 Abs. 2 des 
Wahlprüfungsgesetzes mit dem Ergebnis geprüft, 
daß er von der Einlegung eines Einspruchs in amt- 
licher Eigenschaft als Landeswahlleiter abgesehen 
habe. Als Gründe führt er u. a. an: 

a) Die ihm zu gegangenen Mitteilungen übei angeb- 
liche „Scheinanmeldungen" Berliner Bürger seien 
zu unsicher gewesen, um als Grundlage eines 
Wahleinspruchs zu dienen. Mit Rücksicht auf die 
Schwierigkeit entsprechender Feststellungen im 
Verwaltungswege habe er auch davon abge- 
sehen, sich von den Kreiswahlleitern im einzel- 
nen schriftlich berichten zu lassen. 

b) Die Auslegung des § 82 in Verbindung mit § 15 
BWO könne in einem Maße zweifelhaft sein, daß 
von einer objektiv unklaren Rechtslage die Rede 
sein könne. Das habe sich deutlich daran gezeigt, 
daß der Bundesminister des Innern eine andere 
Auslegung der Vorschrift vertreten habe als 
einige Landesinnenminister und die Mehrzahl 
der Landeswahlleiter und daß örtliche Wahl- 
behörden ihrerseits - zum Teil in Übereinstim- 
mung mit Landesbehörden - eine abweichende 
Auffassung vertreten hätten. In diesem Zusam- 
menhang verweist er beispielhaft auf den in Ab- 
lichtung beigefügten Bericht der Frankfurter All- 
gemeinen Zeitung vom 17. November 1972. Da- 
nach hat der Bundesminister des Innern die Auf- 
fassung vertreten, daß eine Wahlteilnahme Ber- 
liner Bürger gemäß § 82 BWO nur zulässig sei, 
wenn ein Wohnsitz im Sinne des BGB in einem 
der Bundesländer außerhalb Berlins begründet 
ist. Er selbst habe - in Übereinstimmung mit dem 
Innenminister des Landes Nordrhein-Westfalen 
und, soweit er sehe, mit allen Landeswahl- 
leitern - die Auffassung vertreten, daß die Be- 
gründung eines Wohnsitzes im Sinne des BGB 
nicht gefordert sei, vielmehr eine Nebenwohnung 
im Sinne der melderechtlichen Vorschriften be- 
zogen sein müsse, so daß für eine ordnungs- 
gemäße Anmeldung im Sinne des § 82 in Ver- 
bindung mit § 15 BWO das Beziehen einer Woh- 
nung oder die Begründung eines - nicht nur ganz 
kurzfristigen - Aufenthalts genügen müsse. 
Andere Stellen - wie ein Sprecher des Berliner 
Senators für Inneres in einer Fernsehsendung 
und etwa der Oberstadtdirektor in Siegen - 
hätten wiederum sich auf eine formale Wort- 
interpretation der §§ 15, 82 BWO berufen und 
daher die Auffassung vertreten, es genüge die 
melderechtliche Anmeldung für sich allein. 

Entsprechend dieser Unklarheit der Rechtslage 
sei auch die Praxis im Lande unsicher und 
schwankend gewesen. In der Landeswahlleitung 
und im zuständigen Referat des Innenministe- 
riums des Landes Nordrhein-Westfalen habe man 
sich der telefonischen Anfragen aus allen Teilen 
des Landes kaum noch erwehren können, nach- 
dem die einschlägigen Fragen in Presse und 
Rundfunk zur öffentlichen Diskussion gekommen 


seien. Dabei sei die aus §§ 15, 82 BWO erwach- 
sene Unsicherheit der Praxis noch aus der melde- 
rechtlichen Praxis erhöht worden, wo man mit 
Rücksicht auf zwischenmenschliche Beziehungen 
zu Mitteldeutschland und aus berlinpolitischen 
Gründen bei der Erteilung von Reisepässen zu 
einer großzügigeren Verwaltungspraxis überge- 
gangen sei. Er verweist in diesem Zusammen- 
hang auf den nicht veröffentlichten Runderlaß 
des Inncnministeis vom 20. Marz 1972. 

c) Bei solcher Rechtslage und daraus erwachsener 
unsicherer Praxis erscheine es außerordentlich 
zweifelhaft, ob von Unregelmäßigkeiten bei der 
Durchführung der Wahl habe gesprochen werden 
können, wenn im Einzelfall objektiv falsche Ent- 
scheidungen getroffen worden seien, die zu einer 
unberechtigten Wahlteilnahme geführt hätten. Er 
neige dazu, diese Frage zu verneinen, zumal den 
Beteiligten in dieser Situation in aller Regel die 
Gutgläubigkeit nicht werde abgesprochen wer- 
den können. 

d) Soweit hiernach Wahlfehler als objektiv fest- 
stellbar verbleiben sollten, seien sie in der Un- 
zulänglichkeit der einschlägigen Rechtsvorschrif- 
ten begründet. Sie könnten daher, so lasse sich 
folgern, in der Wahlprüfung des Deutschen Bun- 
destages nicht berücksichtigt werden, solange in 
diesem Stadium der Wahlprüfung - entspre- 
chend der ständigen Praxis - von der Gültigkeit 
der zugrunde liegenden Vorschriften ausgegan- 
gen werde. 

Im beigefügten Runderlaß des Innenministers des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 2. Oktober 1972 
heißt es u. a.: 

„Ein aus Berlin zugezogener Wahlberechtigter ist 
also auch dann im Wählerverzeichnis der betreffen- 
den Gemeinde einzutragen, wenn er in dieser nur 
mit Nebenwohnsitz gemeldet ist. Das setzt - ent- 
gegen teilweise anderslautenden Pressemitteilun- 
gen - wie auch sonst voraus, daß er in dieser Ge- 
meinde überhaupt wohnt oder Aufenthalt hat." 

In dem ebenfalls beigefügten Schnellbrief des Innen- 
ministers des Landes Nordrhein-Westfalen vom 
17. Oktober 1972 heißt es u. a.: 

„Unter der Voraussetzung der Begründung von 
Wohnung oder Aufenthalt und ordnungsgemäßer 
Anmeldung am Orte der Nebenwohnung gelten fol- 
gende Regelungen der Bundeswahlordnung: 

a) War der Berliner Bürger am 15. Oktober 1972 
(Stichtag) mit Nebenwohnung angemeldet, so ist 
er von Amts wegen in das Wählerverzeichnis 
einzutragen (§ 15 Abs. 1 Satz 1 BWO). 

b) Auf eine Anmeldung in der Zeit vom 16. bis 
28. Oktober 1972 (nach dem Stichtag und vor 
Beginn der Auslegung) ist gleichfalls eine Ein- 
tragung von Amts wegen geboten (§ 15 Abs. 2 
Satz 2 BWO). 

c) Eine Anmeldung in der Zeit vom 29. Oktober bis 
5. November 1972 (Auslegungsfrist) führt auf 
Einspruch zu einer Aufnahme in das Wählerver- 
zeichnis (§ 15 Abs. 2 Satz 3 BWO). 
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d) Ist die Einspruchsfrist ohne Verschulden ver- 
säumt worden, so kann nach dem 5. November 
1972 bis zum Wahltage 12.00 Uhr ein Wahlschein 
gemäß § 22 Abs. 2 Nr. 1 BWO beantragt werden 
(§ 24 Abs. 4 BWO). 

e) Bei Begründung der Nebenwohnung und An- 
meldung nach dem 5. November 1972 (nach Ab- 
lauf der Auslegungsfrist) kann bis zum Wahl- 
tage 12.00 Uhr ein Wahlschein gemäß § 22 Abs. 2 
Nr. 2 BWO beantragt werden (§ 24 Abs. 4 
BWO)." 

Im hausinternen Vermerk des Innenministers des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 20. Oktober 1972 
heißt es u. a.: 

, r a) Anmeldungen Berliner Bürger mit Nebenwoh- 
nung werden grundsätzlich nicht anders behan- 
delt als Anmeldungen anderer Bundesbürger; 

b) bei Verdacht einer Scheinanmeldung Nachprü- 
fung nach eigenem pflichtgemäßen Ermessen. 
Persönliches Erscheinen kann nicht verlangt 
werden; 

c) erklärte oder sonst offensichtliche Scheinanmel- 
dungen gelten nicht. Sie können 

aa) melderechtlich nicht anerkannt werden, 
bb) wahlrechtlich nicht als Grundlage einer Ein- 
tragung in das Wählerverzeichnis oder 
Wahlscheinerteilung gemäß § 22 Abs. 2 
BWO dienen." 

Mit Schreiben vom 14. November 1972 hat der In- 
nenminister des Landes Nordrhein-Westfalen die 
Oberkreisdirektoren und Oberstadtdirektoren ge- 
beten, in allen Fällen, in denen Anzeichen für eine 
„Scheinanmeldung" vorlägen, sofort Ermittlungen in 
bezug auf die Ordnungsmäßigkeit der Anmeldung 
zu veranlassen mit dem Ziel der Prüfung, ob ein 
Verfahren nach § 20 Abs. 2 in Verbindung mit § 25 
Abs. 6 BWO angezeigt sei. Dabei hat er sich auf 
seine früheren Runderlasse vom 2. und 17. Oktober 
1972 berufen, in denen klargestellt sei, daß Voraus- 
setzung einer Eintragung in das Wählerverzeichnis 
oder der Erteilung eines Wahlscheines die Begrün- 
dung von Wohnsitz oder Aufenthalt und ordnungs- 
gemäße Anmeldung am Ort der Nebenwohnung sei. 

Wie aus der ferner seiner Stellungnahme beigefüg- 
ten Kopie ersichtlich, hat der Landeswahlleiter am 
14. November 1972 mit Fernschreiben die Kreis- 
wahlleiter dringend gebeten, sich für die vom In- 
nenminister erbetene Prüfung persönlich zu enga- 
gieren, damit eine Anfechtung der Wahl nach Mög- 
lichkeit vermieden werde. In Fällen, in denen die 
Prüfung zur Feststellung von Unregelmäßigkeiten 
führe, bitte er um sofortige fernmündliche Unterrich- 
tung. 

Aus einem weiteren beigefügten Vermerk des In- 
nenministers NRW - Ref. Dr. Gensior - vom 16. No- 
vember 1972 ergibt sich, daß die vom Oberstadt- 
direktor Seibl, Siegen, vertretene Rechtsauffassung, 
die auch der Senatsdirektor Weyer vertreten habe, 
und zwar in der Sendung „Hier und Heute", recht- 
lich unhaltbar sei. Voraussetzung einer Eintragung 
in das Wählerverzeichnis könne selbstverständlich 
nur eine ordnungsgemäße Anmeldung mit Neben- 


wohnung sein. Eine solche ordnungsgemäße Anmel- 
dung setze aber das Beziehen einer Wohnung vor- 
aus. Sie liege demnach - umgekehrt ausgedrückt - 
nicht vor, wenn sich jemand für eine Wohnung an- 
melde, in der er nicht wohne. Eine solche Anmel- 
dung sei demgemäß auch nach § 19 Abs. 1 Nr. 3 des 
Meldegesetzes als Ordnungswidrigkeit zu ahnden. 

In dem Vermerk heißt es dann weiter: Nach den 
deutlichen Runderlassen des Innenministers vom 2. 
und 17. Oktober 1972 und nach dem eindeutigen 
fernschriftlichen Runderlaß von vorgestern sollte 
sich der Innenminister das Verhalten des Herrn 
Seibt nicht bieten lassen, zumal Herr Seibt es für 
richtig gefunden habe, damit von sich aus „in die 
Presse" zu gehen. 

Beigefügt ist ferner ein Fernschreiben vom selben 
Datum des Innenministers an den Oberstadtdirektor 
von Siegen, Seibt, in dem der Minister unter Bezug- 
nahme auf die Verlautbarungen des Oberstadtdirek- 
tors gegenüber der Presse ausführt, die von ihm 
vertretene Rechtsauffassung sei falsch. Voraus- 
setzung einer Eintragung in das Wählerverzeichnis 
nach den genannten wahlrechtlichen Vorschriften sei 
eine melderechtlich ordnungsgemäße Anmeldung. 
Es wird dann auf die im Vermerk niedergelegte 
Rechtsauffassung Bezug genommen. 

3. Auf Aufforderung des Wahlprüfungsausschusses 
hat sich der Oberstadtdirektor der Stadt Siegen mit 
Schreiben vom 18. April 1973 zur Einspruchsbegrün- 
dung geäußert und u. a. ausgeführt, seine Fest- 
stellungen hätten ergeben, daß in seinem Bereich 
keine Berliner Bürger nur angeblich zugereist seien. 
Die in den Wählerverzeichnissen eingetragenen 
Westberliner Bürger erfüllten nach den entspre- 
chenden Prüfungen die Wahlvoraussetzungen. 

Nachdem der Vorwurf, daß SPD-Ratsmitglieder 
durch Gewährung von sogenannten Scheinwohn- 
sitzen einer evtl. Wahlverfälschung Vorschub ge- 
leistet hätten, auch in der Öffentlichkeit bekannt 
geworden sei, seien entsprechende Nachforschungen 
erfolgt. Hierbei habe der Beweis für die Richtigkeit 
des Vorwurfs nicht erbracht werden können, weil in 
den nachgeprüften Einzelfällen nicht widerlegbare 
Begründungen über die Aufenthaltsnahme von Ber- 
liner Bürgern gegeben worden seien. 

Seine rechtliche, sachliche Beurteilung der in die- 
sem Punkt aufgeworfenen Fragen habe er in seinem 
Bericht an den Oberkreisdirektor vom 17. November 
1972 dargelegt. 

In diesem Schreiben heißt es unter vorheriger Wie- 
dergabe des Wortlauts des Schreibens des Innen- 
ministers vom 16. November 1972 an ihn u. a.: In 
der Stadt Siegen sei nach dem Runderlaß des Innen- 
ministers vom 17. Oktober 1972 und Erlaß vom 
14. November 1972 verfahren worden, wonach die 
Aufnahme in das Wählerverzeichnis bzw. die Teil- 
nahme Berliner an der Wahl die Begründung von 
Wohnung oder Aufenthalt und ordnungsgemäße 
Anmeldung am Ort der Nebenwohnung vorausselze. 
Der Begriff „Aufenthalt" sei melderechtlich für alle 
denkbaren Anwendungsfälle nicht genau zu fixieren. 
Dabei sei zu beachten, daß die Begründung eines 
Wohnsitzes und vor allem der Aufenthalt teilweise 


20 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode Drucksache 7/1956 


„im subjektiven Bereich" liege. Diese Auffassung 
vertrete auch Bundesinnenminister Genscher, wie 
aus einem Artikel der Frankfurter Allgemeinen Zei- 
tung vom 16. November 1972, Nr. 267, zu entneh- 
men sei. 

Er komme daher zu der auch von dem Kommentator 
des Meldegesetzes vertretenen Auffassung, daß eine 
Wohnsitzbegründung und vor allem der Aufenthalt 
eine geschäftsähnliche Handlung darstellc. Daß es 
sich um Willenserklärungen handeln müsse, gehe 
aus § 8 Abs. 1 BGB hervor, nachdem der Wille des 
gesetzlichen Vertreters bei Wohnsitzbegründung 
einer geschäftsunfähigen oder beschränkt geschäfts- 
unfähigen Person ausschlaggebend sei. Die Anmel- 
dung stelle s. E. die Willenserklärung des Woh- 
nungsnehmers dar, die noch durch die hier gefor- 
derte Unterschrift des Wohnungsgebers bestätigt 
worden sei. Aus der Unterschrift des Wohnungs- 
gebers könne sogar geschlossen werden, daß ein 
bürgerlich-rechtliches Nutzungsverhältnis zwischen 
den Beteiligten bestehe. 

Obwohl theoretisch Scheinanmeldungen nicht aus- 
zuschließen seien, könne in der Praxis der Nach- 
weis hierfür kaum geführt werden. Aus diesem 
Grunde sei in seiner Stellungnahme vom 15. No- 
vember 1972 der Hinweis erfolgt, daß es dem Woh- 
nungsnehmer überlassen bleibe, wann und in wel- 
chem Umfang er die Nebenwohnung in Anspruch 
nehme, und daß deshalb die Überprüfung Schwierig- 
keiten bereite oder „untunlich" sei. 

Bei den hier durchgeführten Einzelprüfungen hätten 
die Wohnungsgeber nicht widerlegbare Begründun- 
gen für die Aufenthaltnahme West-Berliner Bürger 
gegeben, so daß der Beweis für die Annahme, es 
handele sich um „Scheinanmeldungen", nicht als er- 
bracht angesehen werden könne. 

Nach dem Ergebnis dieser Überprüfungen hätte er 
deshalb auch keine Veranlassung gehabt, das 
Wählerverzeichnis von Amts wegen zu berichtigen. 
Es folgt die Bitte an den Kreiswahlleiter um weitere 
Weisung, was jetzt zu veranlassen sei. 

Aufgrund dieser geäußerten Bitte habe er vom 
Oberkreisdirektor Förster folgendes Fernschreiben 
erhalten: „Zu der von Ihnen aufgeworfenen Frage 
bitte ich Sie, in eigener Zuständigkeit zu entschei- 
den und dabei den Runderlaß des Innenministers 
NRW vom 22. September 1972, Ministerialblatt 
S. 1594 ff., den Runderlaß des Innenministers vom 
2. Oktober 1972, den Runderlaß des Innenministers 
vom 17. Oktober 1972 und das Fernschreiben des 
Innenministers vom 14. November 1972 zu beach- 
ten." 

In seiner Stellungnahme gegenüber dem Ausschuß 
erklärt der Oberstadtdirektor weiter, aufgrund sei- 
ner dargelegten Rechtsauffassung habe er keine 
Veranlassung gehabt, Berliner Bürger aus dem 
Wählerverzeichnis zu streichen. 

Zu dem Vorwurf, daß Beamte der Stadtverwaltung 
Siegen die Überprüfung trotz Befangenheit vorge- 
nommen hätten, sei festgestellt worden, daß diese 
Beamten sich keiner Dienstpflichtverletzung schuldig 
gemacht hätten. 


In einem der Stellungnahme beigefügten Vermerk 
des Hauptamtes vom 19. November 1972 wird u. a. 
ausgeführt: 

Alle Anmeldungen nach dem 22. September 1972 
seien daraufhin durchgesehen worden, ob sich West- 
Berliner mit zweitem Wohnsitz in Siegen angemel- 
det hätten. Diese Anmeldungen seien listenmäßig 
erfaßt und aus diesen Listen Fälle herausgesucht 
worden, wo man evtl, hätte vermuten können, daß 
der Tatbestand der Scheinanmeldung vorliegen 
könne. Das Ergebnis dieser Prüfung, das durch per- 
sönliche Befragung der Wohnungsgeber oder der 
gemeldeten Personen erfolgt sei, sei in der Anlage 
zu der Verfügung festgehalten worden. Abschlie- 
ßend heißt es in dem Vermerk: „Das Gesamtergeb- 
nis der Überprüfung, bei der von 169 gemeldeten 
Personen 80 überprüft wurden, hat ergeben, daß 
kein „Scheinwohnsitz" nachgewiesen werden konn- 
te. Es mußte daher so verfahren werden, wie im 
Schreiben an den Oberkreisdirektor als Kreiswahl- 
leiter vom 17. November 1972 dargelegt wurde." 

4. Auf Aufforderung des Wahlprüfungsausschusses 
hat der Oberkreisdirektor als Kreiswahlleiter des 
Wahlkreises 125 Siegen-Wittgenstein, Förster, mit 
Schreiben vom 11. Juni 1973 zum Wahleinspruch 
und der Stellungnahme des Oberstadtdirektors von 
Siegen, Seibt, Stellung genommen. In seinen Aus- 
führungen heißt es u. a.: 

Aufgrund der Sendung „Report" im Deutschen Fern- 
sehen am 13. November 1972 habe er unter dem 
14. November 1972 die Stadt-, Amts- und Gemeinde- 
direktoren im Wahlkreis 125 Siegen-Wittgenstein 
angeschrieben und auf die genaue Beachtung der 
vom Innenminister des Landes Nordrhein-Westfalen 
gegebenen Hinweise über die Wahlteilnahme von 
Personen mit Hauptwohnung in Berlin und Neben- 
wohnung in Nordrhein-Westfalen erneut hingewie- 
sen. Gleichzeitig habe er um die Beachtung der ein- 
schlägigen Bestimmungen der Bundeswahlordnung 
gebeten. 

Unter dem 15. November 1972 habe er den Vorbe- 
zeichneten, im Nachgang zu seiner Verfügung, je 
einen Abdruck eines Fernschreibens des Innen- 
ministers des Landes Nordrhein-Westfalen und des 
Begleitfernschreibens des Landeswahlleiters zur 
Kenntnis und ggf. zur sofortigen weiteren Veranlas- 
sung übersandt. Die Empfänger seien weiter ge- 
beten worden, bei Feststellen von Unregelmäßig- 
keiten ihn sofort oder drei namentlich benannte 
Bedienstete sofort fernmündlich zu unterrichten. 
Zum dritten sei ein Bericht spätestens am 17. No- 
vember 1972 über das Veranlaßte abzugeben. 

Die Stellungnahme der jeweiligen Städte, Ämter 
und Gemeinden zu seiner Rundverfügung seien dem 
Bericht als Anlage beigefügt. 

Die Gemeinde Burbach habe am 15. November 1972 
der Staatsanwaltschaft Siegen eine Aufstellung und 
einen Bericht über die Zweitwohnsitze von Ber- 
linern übersandt. Der Bericht sei unter dem 20. No- 
vember 1972 von der Gemeinde noch durch eine Auf- 
stellung der Vermieter ergänzt worden. Vom Er- 
gebnis seiner Ermittlungen und den Berichten an die 
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Staatsanwaltschaft habe ihn der Gemeindedirektor 
der Gemeinde Burbach seinerzeit fernmündlich 
unterrichtet. 

Aufgrund einer Pressemeldung der dpa Düsseldorf 
habe der Innenminister des Landes Nordrhein-West- 
falen am 16. November 1972 den Oberstadtdirektor 
der Stadt Siegen angewiesen, die melderechtlichen 
Voraussetzungen der Nebenwohnsitze Berliner Bür- 
ger zu überprüfen. 

Eine Ablichtung dieses Erlasses und der Presse- 
meldung in der Siegener Zeitung, auf die sich die 
dpa Düsseldorf offensichtlich beziehe, sei beigefügt. 
Die Antwort des Oberstadtdirektors der Stadt 
Siegen vom 17. November 1972 auf den vorgenann- 
ten Erlaß und seine Verfügung vom 15. November 
1972 sei ebenfalls beigefügt. Dies gelte auch für seine 
Verfügung vom 17. November 1972, mit der er den 
Oberstadtdirektor angewiesen habe, unter Beach- 
tung der Rechtsvorschriften in eigener Zuständigkeit 
zu entscheiden. 

Aufgrund der Anforderung des Wahlprüfungsaus- 
schusses habe er den Komplex „Nebenwohnsitze 
Berliner Bürger in der Stadt Siegen" einer noch- 
maligen Prüfung unterzogen. Hierzu habe er den 
Oberstadtdirektor der Stadt Siegen mit Verfügung 
am 30. Mai 1973 um die Angabe von Anschriften der 
Nebenwohnsitze Berliner Bürger in Siegen, die nach 
Stichtagen aufgeschlüsselt werden sollten, und um 
das Ergebnis der Prüfung der melderechtlichen Vor- 
aussetzungen gebeten. Der Oberstadtdirektor habe 
ihm mit Bericht vom 25. Juni 1973 detaillierte An- 
gaben zukommen lassen. 

Anhand der Angaben des Oberstadtdirektors habe 
er nach dem ihm vorliegenden Briefwahlverzeichnis 
festgestellt, wer von den betroffenen Personen tat- 
sächlich gewählt habe. Von den insgesamt 250 Per- 
sonen mit Nebenwohnsitzen in Siegen und Haupt- 
wohnung in Berlin hätten insgesamt 191 Personen 
gewählt. 59 Personen hätten nicht gewählt. Von den 
191 Wählern hätten sieben im zuständigen Wahl- 
lokal gewählt. Alle anderen hätten per Briefwahl 
gewählt. Zur besseren Übersicht habe er in Anlagen 
zu diesem Bericht die vorgenannten 250 Personen 
getrennt nach Anmeldezeitraum, Wahlteilnahme 
und Prüfungsergebnissen der Stadt Siegen aufge- 
führt. 

Die vom Oberstadtdirektor zitierten Anlagen be- 
finden sich in den Akten; auf sie wird insoweit 
Bezug genommen. 

5. Der Oberstadtdirektor der Stadt Recklinghausen 
hat als Kreiswahlleiter im Wahlkreis 100 (Reck- 
linghausen Stadt) auf Anfrage des Wahlprüfungs- 
ausschusses mitgeteilt, in der Zeit vom 19. März bis 
19. November 1972 seien insgesamt 183 Anmeldun- 
gen eines Nebenwohnsitzes von Berliner Bürgern 
in der Stadt Recklinghausen getätigt worden. 

Die mit zweitem Wohnsitz angemeldeten Berliner 
seien in drei Gruppen unterteilt worden: 

a) jene Berliner, die ihren zweiten Wohnsitz vor 
dem 22. September 1972 angemeldet hätten; 

b) 150 Berliner, die von einer anderen Person im 


Verlauf weniger Tage nach dem 22. September 
1972 angemeldet worden seien, und 

c) 15 Berliner, die von Einzelpersonen nach dem 
22. September 1972 angemeldet worden seien, 
auf Befragen aber erklärt hätten, die Anmeldung 
erfolge lediglich zum Zwecke der Wahlbeteili- 
gung. 

Die unter a) genannten Personen, deren Anmeldung 
rechtens gewesen sei, seien in die Wählerverzeich- 
nisse eingetragen worden. 

Die unter b) und c) genannten Berliner Bürger 
seien aufgrund des Fernschreibens des Innenmini- 
sters des Landes NRW vom 14. November 1972 
durch Bescheid vom 15. November 1972 mit Rechts- 
behelf davon unterrichtet worden, daß ihre An- 
meldungen über den zweiten Wohnsitz in Reckling- 
hausen für ungültig erklärt und die erfolgte Ein- 
tragung im Wählerverzeichnis gestrichen worden 
sei. 

Die bis zu diesem Tage beantragten und ausgestell- 
ten 157 Wahlscheine für die Bundestagswahl seien 
ebenfalls für ungültig erklärt worden. 

Es sei demnach eindeutig festzustellen, daß in Reck- 
linghausen keine rechtswidrige Ausübung des 
Wahlrechts durch Westberliner Bürger aufgrund 
sogenannter Scheinwohnsitze erfolgt sei. 

6. Aufgrund einer Mitteilung des Generalstaats- 
anwalts beim Landgericht Berlin vom 28. Mai 1973, 
in der dieser dem Wahlprüfungsausschuß mitteilte, 
westdeutsche Staatsanwaltschaften hätten seiner Be- 
hörde insgesamt sechs Ermittlungsverfahren gegen 
Personen mit erstem Wohnsitz in Berlin und zwei- 
tem Wohnsitz in Westdeutschland wegen Verdachts 
der Wahlfälschung im Sinne § 107 a StGB mit der 
Bitte um Übernahme zugeleitet; er habe die Über- 
nahme jedoch unter Hinweis auf § 7 StPO abgelehnt, 
da es sich um Verfahren bei den Staatsanwaltschaf- 
ten Osnabrück, Trier und Siegen handelt. Der Wahl- 
prüfungsausschuß hat bei diesen Staatsanwaltschaf- 
ten um Auskunft über den Stand der Ermittlungen 
nachgesucht. 

Die Staatsanwaltschaft Osnabrück hat mit Schreiben 
vom 14. Juni 1973 mitgeteilt, daß sie das Ermitt- 
lungsverfahren gegen vier in Westberlin wohnende 
Beschuldigte gemäß § 153 Abs. 2 StPO eingestellt 
habe. Da es sich um eine Scheinanmeldung gehan- 
delt habe, habe die Gemeinde Holthausen die Be- 
schuldigten im Wählerverzeichnis gestrichen. 

Aus den von der Staatsanwaltschaft Trier über- 
mittelten Akten ergibt sich, daß lt. einem Schreiben 
des Kreiswahlleiters des Wahlkreises Trier sieben 
Berliner Bürger, die einen Zweitwohnsitz angemel- 
det hatten, am 17. November 1972 aus dem Wähler- 
verzeichnis gestrichen wurden. Die Wahlscheine 
wurden für ungültig erklärt, die Wahlbriefe heraus- 
gesucht und beim Kreiswahlleiter unter Verschluß 
gehalten. Sie befinden sich noch ungeöffnet in den 
Ermittlungsakten. Die Stimmen wurden nicht ge- 
zählt. 

Die von der Staatsanwaltschaft Siegen in dieser 
Angelegenheit entstandenen Vorgänge wurden dem 
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Wahlprüfungsausschuß zugeleitet und nach Ein- 
sichtnahme durch den Berichterstatter zurückgeleitet 
mit der Bitte, einen Zwischenbericht zu übersenden. 
Aus diesem Zwischenbericht ergibt sich, daß z. Z. 
gegen 155 Siegerländer und 275 Westberliner Bür- 
ger wegen versuchter oder vollendeter Wahl- 
fälschung und Wahlunterlagenfälschung Ermitt- 
lungen geführt wurden. In dem Zwischenbericht 
heißt es, es könne jedoch noch nicht abschließend 
festgestellt worden, wie viele Westberliner Burger 
ihre Stimme bei der Bundestagswahl abgegeben und 
wie viele lediglich versucht hätten, sich an der Wahl 
zu beteiligen. 

Nach Angaben einiger Beschuldigter hätte sich der 
Verdacht verstärkt, daß es sich bei der Zweitwohn- 
sitzbegründung Westberliner Bürger im Siegerland 
um eine von mindestens vier Personen gezielt be- 
triebene Aktion gehandelt habe." 

II. 

1. In seiner Sitzung am 3. Oktober 1973 hat der 
Wahlprüfungsausschuß beschlossen, zum Komplex 
„Berliner Scheinwohnsitze" eine öffentliche münd- 
liche Verhandlung gemäß §§ 6 ff. WPG durchzufüh- 
ren. Der Ausschuß war der Meinung, daß trotz der 
teilweisen Vorklärung im Rahmen der Vorprüfung 
mit Rücksicht auf die nicht unbeachtliche Zahl der 
behaupteten Verstöße und mit Rücksicht auf die des- 
wegen in der breiten Öffentlichkeit geführte Dis- 
kussion eine öffentliche mündliche Verhandlung 
durchzuführen sei. 

ln derselben Sitzung beschloß der Ausschuß als 
Zeugen zu hören: 

Den Oberkreisdirektor der Stadt Siegen, Seibt, 
den Oberkreisdirektor von Siegen, Förster, als den 
zuständigen Kreiswahlleiter des Wahlkreises 125 
Siegen-Wittgenstein, 

Staatsanwalt Schicha, auch in dieser Sache ermitteln- 
der Staatsanwalt bei der Staatsanwaltschaft Siegen. 
Der Ausschuß beschloß ferner, als sachverständigen 
Zeugen bzw. Sachverständigen zu hören: 

Dr. Schwarz als Vertreter des Bundeswahlleiters und 
Dr. Gensior als Landeswahlleiter Nordrhein-West- 
falen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat am 5. November 
1973 die öffentliche mündliche Verhandlung durch- 
geführt, zu der der Einspruchsführer erschienen war. 

Von den gemäß § 6 Abs. 3 WPG vom Verhandlungs- 
termin zu benachrichtigenden Personen waren außer 
den vom Ausschuß geladenen sachverständigen 
Zeugen Vertreter des Bundesministers des Innern 
anwesend. 

Dr. Schwarz vom Statistischen Bundesamt 

erklärte als sachverständiger Zeuge bzw. als Sach- 
verständiger unter anderem: 

Bei der anstehenden Frage müsse unterschieden 
werden zwischen dem Ergebnis nach den Erststim- 
men und dem Ergebnis nach den Zweitstimmen, weil 
ja das Verteilungsverfahren auch hier eine Tren- 


nung vernähme und die Erst- bzw. Zweitstimmen 
jeweils ihre besondere Funktion hätten. Was die 
Erststimmen beträfe, könne er sich auf die Situation 
im Wahlreis 125 (Siegen-Wittgenstein) beschränken. 
Wahlkreis-Sieger sei der Kandidat der SPD mit 
einem Vorsprung von 26 327 Erststimmen vor dem 
nächst Unterlegenen geworden. Das Erststimmen- 
ergebnis im Wahlkreis 125 könne sich demnach nur 
ändern, wenn man unterstelle, daß 26 327 SPD- 
Stimmen zu Unrecht abgegeben worden seien. 

Bei der Frage, inwieweit die Zweitstimmen von Be- 
deutung seien, könne man nicht mehr allein vom 
Wahlergebnis im Wahlkreis 125 ausgehen, sondern 
müsse vom Bundesergebnis ausgehen. Seine erste 
Feststellung gehe dahin, bei welcher Zahl von Stim- 
menverminderung - und zwar hier der Zweitstimmen 
~ sich die Verteilung der 496 Sitze über das ganze 
Bundesgebiet ändern würde. Dabei müßten gewisse 
Grenzwerte abgesteckt werden. Es sei ja auch nicht 
bekannt - unterstellt, daß 100 Wähler im Wahlkreis 
125 zu Unrecht gewählt hätten - wie sie ihre Stimme 
abgegeben hätten. Zunächst sei also festzuhalten, 
daß die FDP 81 576 Zweitstimmen verlieren müßte, 
damit ihr letzter Sitz an die SPD gehe. Die Zahl sei 
bei der SPD etwas geringer geworden. Die SPD 
müßte 34 792 Stimmen verlieren, damit ein Sitz von 
der SPD an die FDP abwandere. Sehr viel kleiner 
sei die Zahl bei der CDU. Unterstellt, daß die CDU 
von Rechts wegen 199 Stimmen weniger habe als 
tatsächlich im endgültigen Wahlergebnis stehen und 
weiterhin unterstellt, daß die Stimmenzahl bei den 
übrigen Parteien, die in die Sitzverteilung gekom- 
men seien, unverändert bleibe, dann würde ein Sitz 
von der CDU an die FDP gehen. 

Eine Berechnung, wie die Sitzverteilung aussehen 
würde, wenn man im Wahlkreis 125 von 190 un- 
gültigen Stimmen ausgehe und weiterhin unterstelle, 
daß sich diese 190 Zweitstimmen auf die für die 
Sitzverteilung in Frage kommenden Parteien - CDU, 
SPD und FDP - so verteilen wie alle Zweitstimmen 
im Wahlkreis 125, habe ergeben, daß bei der SPD 
94 Zweitstimmen abzuziehen wären, bei der CDU 75 
und bei der FDP 21. Nehme man diese Stimmen- 
kürzung vor, so ergebe sich für die Sitzverteilung 
keine Änderung. Das hänge im wesentlichen damit 
zusammen, daß, wenn man bei allen Zweitstimmen 
prozentual gleiche Veränderungen nach oben oder 
nach unten vornehme, schon vom Rechenwert her 
die Sitzverteilung unverändert bleiben müsse. Gehe 
diese Berechnung vom Ergebnis der Zweitstimmen 
im Wahlkreis 125 aus, so sei es selbstverständlich 
möglich, auch eine Verteilung der Stimmen nach 
dem Verhältnis der im ganzen Bundesgebiet abge- 
gebenen Zweitstimmen vorzunehmen. Wenn man 
aber bedenke, daß eine Sitzverschiebung sich nur 
ergeben könne, wenn 199 Stimmen bei der CDU 
weggingen und sich bei allen anderen Parteien 
gleichzeitig nichts ändere, so könne auch das nicht 
zu einer Änderung der Sitzverteilung führen. 

Bei dieser theoretischen Erörterung handele es sich 
um ein reines Modell. Man könne selbstverständ- 
lich jede beliebige Verteilung der 199 Stimmen vor- 
nehmen und versuchen, das Problem sozusagen ein- 
zukreisen. Dabei wäre der extreme Fall, daß man 
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unterstelle, 199 Personen hätten zu Unrecht ge- 
wählt und alle ihre Stimme der CDU gegeben. Die 
Folge habe er bereits erwähnt. Wenn alle diese 199 
ihre Zweitstimme der SPD gegeben hätten, könne 
sich nichts ändern. Und wenn selbst alle 199 ihre 
Zweitstimme der FDP gegeben hätten, könne das 
auf die Sitzverteilung wiederum keinen Einfluß 
haben. 

Denn man habe ferner, da eine Reihe von konkreten 
Anhaltspunkten fehlten, theoretische Erörterungen 
darüber angestellt, was passieren könnte, wenn man 
in der Tat 199 CDU-Zweitstimmen abziehen müßte. 
Man habe dann allerdings zu den 199, in diesem 
Falle wiederum nach dem Stimmenverhältnis im 
Wahlkreis 125 ausgerechnet, wie viele SPD-Stimmen 
dazu kämen und wie viele für die FDP. Dadurch 
würden aber wiederum die 199 CDU-Stimmen, wenn 
man auch noch FDP- und SPD-Stimmen dazu nähme, 
wiederum teilweise paralysiert, so daß sich am End- 
ergebnis der Sitzverteilung wiederum keine Ände- 
rung ergebe. 

Wenn man aufgrund des Wahlergebnisses bezüg- 
lich der Zweitstimmen im Wahlkreis 125 die 199 
erforderlichen, für die CDU abgegebenen ungültigen 
Zweitstimmen hochrechne, käme man zu dem Ergeb- 
nis, daß eine Gesamtkürzung von 505 gültigen 
Zweitstimmen erforderlich wäre. Gehe man aller- 
dings bei der Hochrechnung vom Wahlergebnis im 
Bundesgebiet aus, so würde sich die Zahl von 505 
etwas verringern. 

Staatsanwalt Schicha 

führte u. a. aus, seine Ermittlungen zum in Frage 
stehenden Komplex seien noch nicht abgeschlossen, 
weshalb er nur vorläufige Erkenntnisse darlegen 
könne. Es würden z. Z. gegen insgesamt 157 Per- 
sonen aus Westberlin Ermittlungen geführt, die in 
Siegen einen zweiten Wohnsitz genommen haben 
sollten. Nach seinen bisherigen Vernehmungen 
hätten sich bei etwa acht von diesen bereits An- 
haltspunkte dafür ergeben, daß sie möglicherweise 
einen echten Wohnsitz in Siegen hätten. Ob unter 
den restlichen 149 Personen weitere seien, die einen 
echten Wohnsitz gehabt hätten, könne noch nicht 
gesagt werden. 

In der Stadt Hüttental werde gegen insgesamt sechs 
Personen aus Westberlin ermittelt. Zwei von ihnen 
hätten erklärt, an der Bundestagswahl nicht teil- 
genommen zu haben, obwohl Briefwahl beantragt 
worden sei. Eine dieser sechs Personen scheine 
einen echten Wohnsitz in Hüttental gehabt zu 
haben. 

In der Gemeinde Burbach ermittle er gegen drei 
Personen. Hier scheine es aber tatsächlich so zu 
sein, daß alle durch verwandtschaftliche Beziehun- 
gen einen echten Wohnsitz in Burbach begründet 
hätten. 

In der Gemeinde Laasphe handele es sich um zu- 
sammen 30 Personen. Diese Personen seien aber 
nach Mitteilung des Stadtdirektors in Laasphe gar 
nicht zur Wahl angetreten. Ihre Namen seien recht- 
zeitig aus dem Wählerverzeichnis gestrichen wor- 


den, nachdem die Vorgänge durch den „Report- 
Bericht" bekannt geworden seien. 

Ferner ermittle er gegen weitere 33 Personen aus 
der Stadt Eiserfeld. Diese Personen hätten jedoch 
nicht gewählt. Die Namen seien rechtzeitig vor der 
Bundestagswahl aus dem Wählerverzeichnis ge- 
strichen worden bzw. sei es, nachdem sie Anmelde- 
formulare vorgelegt hätten, gar nicht zur Anmel- 
dung gekommen. 

In der Stadt Kreuztal seien es insgesamt 46 Per- 
sonen gegen die ermittelt werde. Die Namen von 
45 dieser 46 Personen seien, wie ihm der Stadt- 
direktor von Kreuztal mitgeteilt habe, aus dem 
Wählerverzeichnis rechtzeitig gestrichen worden. In 
dem einen verbleibenden Fall könne es so sein, daß 
ein echter Wohnsitz begründet worden sei. 

Wenn man alle Ermittlungsverfahren in den ge- 
nannten Städten und Gemeinden zusammenziehe, 
ergebe sich eine Gesamtzahl von 275 Westberliner 
Personen, gegen die er ermittle. Ein Teil dieser Per- 
sonen habe aber, wie bereits ausgeführt, an der 
Wahl gar nicht teilgenommen oder nicht teilnehmen 
können, weil sie rechtzeitig aus den Wählerver- 
zeichnissen gestrichen worden seien. 

Auf Anfrage erklärte er, daß in großem Umfange 
Sammelanmeldungen vorgekommen seien. In Siegen 
lägen z. B. teilweise völlig übereinstimmende Brief- 
wahlanträge vor. 

Der Zeuge, Oberkreisdirektor Förster , 

erklärte unter Bezugnahme auf die verschiedenen 
Erlasse, Fernschreiben, Schnellbriefe und Vermerke 
des Innenministers und des Landeswahlleiters von 
Nordrhein-Westfalen, er habe als Kreiswahlleiter 
das Erforderliche veranlaßt, um die Rechtsauffas- 
sung des Landesinnenministers bezüglich der Zweit- 
wohnsitze zum Tragen zu bringen. Wenn er in sei- 
nem Schreiben vom 17. November 1972 an den 
Oberstadtdirektor Seibt formuliert habe „bitte ich 
Sie in eigener Zuständigkeit zu entscheiden und 
dabei den Runderlaß des Innenministers ... zu be- 
achten", sei es ihm schlicht darum gegangen, daß die 
erwähnten Erlasse beachtet würden. Nur in diese 
Richtung hätte seine Weisung gehen können. Im 
übrigen hätte der Oberstadtdirektor in eigener Zu- 
ständigkeit entscheiden müssen. Seine „erwähnte 
Bitte" sei selbstverständlich als freundliche Um- 
schreibung einer Weisung zu verstehen. 

Oberstadtdirektor Seibt als Zeuge 

erklärte zur Sache, er sei mit der Angelegenheit 
sogenannter Berliner Scheinwohnsitze erstmals ein 
oder zwei Tage vor der „Report-Sendung" konfron- 
tiert worden. Ihm sei damals mitgeteilt worden, es 
sei ein Fernsehteam in der Stadt, das bezüglich so- 
genannter Scheinanmeldungen Ermittlungen führe. 
Er habe daraufhin den Amtsleiter des Hauptamtes, 
der zugleich auch Leiter des Wahlamtes sei, gefragt, 
wie er dazu stehe. Er habe erklärt, nach einer ent- 
sprechenden Nachprüfung, mit der er ihn beauftragt 
habe, im Einwohnermeldeamt sei zwar eine größere 
Anzahl von Meldungen erfolgt, in allen Fällen 
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könne aber nadi Meinung des Leiters des Ordnungs- 
amtes von Scheinanmeldungen keine Rede sein. 

In der „Report-Sendung" seien einige Fälle bekannt 
geworden, die ihn erneut - zumal auch vom Innen- 
ministerium aus inzwischen darauf hingewiesen 
worden sei, daß die Dinge ordnungsgemäß geprüft 
werden müßten - veranlaßt hätten, den Auftrag zu 
geben, zu prüfen, ob bei den Anmeldungen, die ins- 
besondere in der Zeit vor der Wahl erfolgt seien, 
der Tatbestand der Scheindiimeidung bejaht werden 
könne. 

Bei der Prüfung habe man sich auf den Erlaß des 
Innenministeriums des Landes Nordrhein-Westfalen 
vom 17. Oktober 1972 bezogen. Der Begriff „Wohn- 
sitz oder Aufenthalt" lasse sicherlich manche Deu- 
tung zu, insbesondere was den Aufenthalt angehe. 
Sie hätten daraufhin die Bestimmungen des Melde- 
gesetzes von Nordrhein-Westfalen noch einmal 
durchgeprüft. Er habe sich insbesondere auf eine 
Anmerkung zu § 6 bezogen, in der stehe, daß der 
besuchsweise Aufenthalt in einer Wohnung von 
Verwandten oder Bekannten, sofern der Gast dort 
schlafe oder wohne, bereits als Beziehen einer Woh- 
nung im Sinne des § 1 Abs. 1 festzustellen sei. Das 
heiße mit anderen Worten: 

dieser § 6 sei zwar eine Ausnahmebestimmung 
dahin gehend, daß diejenigen, die sich nicht länger 
als acht Wochen an einem Ort aufhielten, nicht zur 
Meldung verpflichtet seien, es sei aber nirgends 
gesagt, daß der Betreffende, der sich auch nur kurz 
dort aufhalte, nicht berechtigt sei, sich anzumeiden. 

Er habe aufgrund dieser Bestimmung an die Amts- 
leiter des Ordnungsamtes und des Wahlamtes den 
Auftrag gegeben, durch persönliche Fühlungnahmen, 
durch persönliche Prüfung oder auf jede mögliche 
Art und Weise festzustellen, ob an der Behauptung, 
die in der „Report-Sendung" aufgestellt worden sei, 
etwas Wahres sei. Es sei dann eine Liste aufgestellt 
worden, wonach eine Gesamtzahl von 251 wahl- 
berechtigten Berlinern, die bis zum 19. November in 
Siegen einen zweiten Wohnsitz genommen hätten, 
bereits 83 vor dem 30. Juni 1972 in Siegen gemeldet 
gewesen seien. Dieser Personenkreis sei in die 
Prüfung nicht einbezogen worden, weil man die 
Meinung vertreten habe, daß bei diesen Personen, 
die sich bis zu diesem Zeitpunkt gemeldet hätten, 
ein Verdacht auf eine wahltaktische Maßnahme 
nicht vorliegen könne. In der Zeit vom 1. Oktober 
1972 bis zum 15. Oktober 1972 hätten sich 50 Per- 
sonen angemeldet, in der Zeit vom 16. Oktober bis 
zum 28. Oktober 107, in den nächsten Tagen bis 
zum Tage der Wahl elf, so daß insgesamt 168 Per- 
sonen in den Kreis der zu überprüfenden einzube- 
ziehen gewesen seien. 

Die Prüfungen seien durch Mitarbeiter des Haupt- 
amtes und durch seinen persönlichen Referenten so- 
wie durch Amtsleiter und andere Angehörige der 
Verwaltung - Beamte und Angestellte - zum Teil 
persönlich, zum Teil telefonisch erfolgt. In allen 
diesen Fällen sei mit aller Gewißheit nicht festzu- 
stellen gewesen, daß es sich um eine Scheinanmel- 
dung handele. Denn entweder seien die Betreffen- 
den anwesend gewesen oder es sei den Prüfenden 


sowie den Wohnungsgebern mitgeteilt worden, der 
Betreffende sei zwar noch nicht da, aber er komme. 
Tatsächlich seien dann auch, wie später festgestellt 
worden sei, in der Zeit, insbesondere am 17. und 
18. November, eine Anzahl von Westberlinern in 
Siegen anwesend gewesen, die sich erkundigt hät- 
ten, ob sie etwa im Wählerverzeichnis gestrichen 
worden seien, um dann ggf. Einspruch einzulegen. 
Er habe in der Voraussicht, daß das so kommen 
würde, es von vorneherein abgelehnt, etwa nur auf 
einen Hinweis eine Streichung vorzunehmen, weil 
erkennbar geworden sei, daß durch die Anwesen- 
heit - ob bewußt, ob gelenkt oder nicht gelenkt - 
vor dem Wahltag die Begründung des Aufenthaltes 
im Sinne der gesetzlichen Bestimmungen erfolgt 
wäre, und dann wäre durch eine frühzeitige Strei- 
chung der Tatbestand eingetreten, daß er hätte 
Weisung geben müssen, die Eintragung wieder vor- 
zunehmen, d. h., er hätte wahrscheinlich nur den 
Oberkreisdirektor darum bitten müssen. 

Bezüglich der Rechtsauffassung des Innenministers 
und des Landeswahlleiters von Nordrhein-West- 
falen führte der Oberstadtdirektor Seibt aus, er habe 
den Begriff „Aufenthalt" anders gewertet als ihn 
der Innenminister gewertet habe. Mit dieser seiner 
Rechtsauffassung stehe er nicht allein; sie sei auch 
von höhergestellten Persönlichkeiten in gleicher 
Weise vertreten worden. Seiner Meinung nach sei 
die Dauer des Wohnens jedoch ebenso unbeachtlich 
wie das Motiv, das den Anmeldenden zur Woh- 
nungsnahme veranlaßt habe. Die vom Landesinnen- 
minister herausgegebenen Anweisungen hätten für 
ihn deshalb keine Veranlassung bedeuten können, 
von dieser seiner Rechtsauffassung abzugehen, zu- 
mal es in dem Schreiben des Oberkreisdirektors ge- 
heißen habe, er solle nach eigenem Ermessen ent- 
scheiden. 

Der Landeswahlleiter von Nordrhein-Westfalen, 

Dr. Gensior, 

führte aus, in seiner 18jährigen Wahltätigkeit sei 
die jetzt virulent gewordene Tat- und Rechtsfrage in 
dieser Form nicht aufgetreten. Umgekehrt sei es 
immer eine Sorge des Berliner Senators für Inneres 
gewesen, daß in den übrigen Bundesländern die 
Wahlbehörden rechtzeitig über die Wahlberechti- 
gung der Berliner nach § 82 BWO unterrichtet wür- 
den, weil gelegentlich Schwierigkeiten dadurch auf- 
getaucht seien, daß die Wahlbehörden das nicht 
wußten. So sei fast routinemäßig vor jeder Bundes- 
tagswahl vom Bundesminister des Innern bzw. vom 
Senator für Inneres in Berlin die Bitte ausgespro- 
chen worden, die Wahlbehörden in einem Runderlaß 
rechtzeitig über die Wahlmöglichkeiten der Berliner 
nach § 82 BWO zu unterrichten. 

In Nordrhein-Westfalen sei es im letzten Jahr so 
gewesen, daß man schon nach dem routinemäßigen 
Hinweis der Behörden im allgemeinen Wahlerlaß, 
der schon im September herausgegeben worden sei, 
mit dieser Unterrichtung der Wahlbehörden etwas 
gezögert habe, weil inzwischen durch Berliner 
Pressemeldungen Bestrebungen bekannt geworden 
seien, die vielleicht das Berliner Wahlrecht in 
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einen stärkeren Interessentenstrom hätten stellen 
können. Das sei Veranlassung gewesen, solort in 
dem Runderlaß vom 2. Oktober auch ein Wort zur 
Frage der Wohnungnahme und Aufenthalt zu sagen. 
Mit den vielen Rundschreiben und Eilbriefen, die 
später herausgegangen seien, hätte man geglaubt, 
das Optimale veranlaßt zu haben. 

In bezug auf § 82 BWO führt er aus, er halte die 
derzeitige Gesetzeslage nicht für ausreichend ge- 
sichert. Auch im Kreis aller Landeswahlleiter sei bei 
einem Erfahrungsaustausch bereits darüber gespro- 
chen worden. Dabei sei deutlich geworden, daß alle 
mit dieser Vorschrift nicht recht glücklich seien, daß 
aber niemand ein Patentrezept bereit gehabt habe, 
die Vorschrift so weit zu verbessern oder zu 
säubern, daß für die Zukunft einerseits das Wahl- 
recht der Berliner Bürger in dem gesetzlich vorge- 
sehenen Maß gesichert bliebe, andererseits aber 
Mißbräuche ausgeschlossen würden. 

Bezüglich der Frage, ob es ausreiche, daß eine 
Wohnung existiere oder ob es erforderlich sei, daß 
ein Wohnsitz gegründet worden sei, erklärte Dr. 
Gensior, es müsse Wohnung oder Aufenthalt ver- 
langt werden. Wenn in der Auslegung der bundes- 
wahlrechtlichen Vorschriften gesagt werde, es müsse 
sogar Wohnsitz sein, so seien Wohnung oder Auf- 
enthalt zumindest darin enthalten; d. h., das würde 
in der Frage der Beurteilung der Siegener und ver- 
gleichbarer Fälle keinen Unterschied gemacht haben. 
Bezüglich des Gebrauchmachens des eigenen Wahl- 
anfechtungsrechts erklärte er, die damals bekannt 
gewordenen Zahlen hätten für ihn keine Veranlas- 
sung gegeben, von seinem Anfechtungsrecht Ge- 
brauch zu machen. Dies gelte um so mehr, als alles 
bis auf den Bereich Siegen im Wege der Bereinigung 
durch die zuständigen Gemeindedirektoren wieder 
in das Lot des § 82 BWO gebracht worden sei. 

Auf die divergierenden Rechtsauffassungen bezüg- 
lich der Wohnsitznahme eingehend, führte er aus, 
seiner Meinung nach sei der Oberstadtdirektor in 
etwa von seiner früheren Rechtsauffassung, jeden- 
falls soweit sie damals aus der Presse erkennbar 
geworden sei, abgerückt. Er müsse jedoch dabei 
bleiben, daß hinsichtlich der Wohnsitznahme nicht 
als ausreichend angesehen werden könne, wenn 
gesagt werde, die Anmeldung habe vorgenommen 
werden dürfen, weil die Anmeldenden irgendwann 
einmal kommen würden. Eine ordnungsgemäße An- 
meldung setze s. E. den Bezug der Wohnung oder 
Begründung des Aufenthalts voraus. Eine mehr oder 
weniger vage Aussicht, es werde einmal eine Woh- 
nung bezogen, es werde irgendwann einmal jemand 
kommen, reiche nicht als Grundlage für eine Ein- 
tragung in das Wählerverzeichnis oder für Erteilung 
eines Wahlscheines aus. 

Der Einspruchsführer 

beanstandete in seinem Schlußwort das Verhalten 
des Oberstadtdirektors von Siegen sowohl hinsicht- 
lich seiner Rechtsauffassung als auch hinsichtlich der 
Überprüfung der Anmeldung von Berliner Bürgern. 
Er vertrat ferner die Auffassung, der Wahlprü- 
fungsausschuß hätte seine Prüfung nicht nur auf den 


Wahlkreis Siegen-Wittgenstein beschränken dürfen. 
In seinem Wahleinspruch habe er zum Ausdruck 
gebracht: Ich rüge die Berliner Scheinwohnsitze. Er 
habe nur exemplarisch einige Städte aufgezählt. 
Aufgrund der Beweisaufnahme sei er zu der Auf- 
fassung gekommen, daß sich der Wahlprüfungsaus- 
schuß nunmehr auf diese wenigen Städte beschrän- 
ken wolle. Diese Auffassung halte er für falsch. Ihm 
sei im Rahmen der Vorprüfung auch nicht mitgeteilt 
worden, daß der Wahlprüfungsausschuß seinen Ein- 
spruch so eingeengt bewerten werde. Seiner Mei- 
nung nach sei es ein Leichtes gewesen, bei den 
Berliner Meldebehörden nachzuforschen, inwieweit 
Scheinwohnsitze in Betracht gekommen wären. Eine 
weitere Möglichkeit habe darin bestanden, die 
Landeswahlleiter um Auskunft bezüglich dieses Pro- 
blems zu bitten. 

Zur Frage der Erheblichkeit von evtl. 199 ungültigen 
Stimmen vertrete er mit einigen Oberverwaltungs- 
gerichten die Auffassung, daß, wenn Wahlfehler 
festgestellt würden, die sich in einer konkreten 
Stimmenzahl niederschlügen, so sei hinsichtlich der 
Frage der Erheblichkeit des Verstoßes dahin gehend 
zu verfahren, daß allen Parteien die der Zahl der 
Scheinwohnsitze entsprechende Stimmenzahl abzu- 
ziehen sei. Das würde bedeuten, daß also bei 199 
ungültigen Stimmen von einer Erheblichkeit gespro- 
chen werden müsse. 

Bezüglich der vom Bundeswahlleiter vorgetragenen 
Hochrechnung erklärte er, er halte diese Berech- 
nung für falsch. Sie basiere auf der prozentualen 
Verteilung der Zweitstimmen im Wahlkreis Siegen. 
Er vertrete die Auffassung, daß sie auf das Bundes- 
wahlergebnis abgestellt werden müsse. Im übrigen 
sei die Hochrechnung überhaupt eine fragwürdige 
Form der Prüfung der Erheblichkeit eines Wahl- 
fehlers. 

Unter Bezugnahme auf seine mündlichen Ausführun- 
gen hat der Einspruchsführer mit Schreiben vom 
24. Dezember 1973 von der ihm eingeräumten Mög- 
lichkeit zur abschließenden schriftlichen Stellung- 
nahme Gebrauch gemacht und darin u. a. ausgeführt, 
Scheinwohnsitze seien in all den Fällen anzuneh- 
men, wo ohne Wohnungsnahme eine Anmeldung 
bei den Meldebehörden erfolgt sei. Hierbei handele 
es sich um einen rein tatsächlichen Vorgang, der 
auch nachträglich durchaus nachprüfbar sei, wie die 
Beweisaufnahme ergeben habe. Die nachträglichen 
Überprüfungen würden vor allem auch dadurch er- 
leichtert, daß teilweise im großen Umfang Sammel- 
anmeldungen erfolgten bzw. übereinstimmende 
Briefwahlanträge eingereicht worden seien. 

Zum Zwecke der Beschleunigung der Aufklärung des 
gesamten Sachverhalts beantrage er die Einholung 
einer Auskunft der Berliner Meldebehörden über 
die Begründung von Zweitwohnsitzen von West- 
berlinern in der Bundesrepublik im Zeitraum vom 
22. September bis 19. November 1972. 

Im übrigen habe er die Bundestagswahl 1972 im 
Hinblick auf den Anfechtungsgrund der Berliner 
Scheinwohnsitze umfassend angefochten. Der Aus- 
schuß sei unter Berücksichtigung des Anfechtungs- 
prinzips und der Untersuchungsmaxime verpflichtet, 
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die Wahlprüfung im gleichen umfassenden Maße 
vorzunehmen. Sofern nach Überprüfung durch den 
Ausschuß in mindestens 199 Fällen festgestellt wer- 
den sollte, daß Westberliner Bürger aufgrund der 
Einrichtung eines Scheinwohnsitzes an der Bundes- 
tagswahl 1972 teilgenommen hätten, so werde das 


Zweitstimmenergebnis in all den Wahlkreisen auf- 
zuheben sein, in denen derartige Scheinwohnsitze 
festgestellt worden seien. In diesen müßten dann 
Neuwahlen, bezogen auf die Zweitstimmen, durch- 
geführt werden. Nur auf diese Weise lasse sich der 
Wahlfehler annullieren. 


Entscheidunasgründe 


Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen. Er ist auch zulässig, j 
jedoch nicht begründet. 

I. 

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfas- : 
sungsgerichts dient das Wahlprüfungsverfahren nur j 
dem Schutz des objektiven Wahlrechts, d. h. der Er- j 
zielung der gesetzmäßigen Zusammensetzung des j 
Bundestages. Dieser Auffassung hat sich auch der 
Deutsche Bundestag in allen Entscheidungen in 
Wahlprüfungsangelegenheiten angeschlossen [vgl. j 
BVerfGE 1, 430 (433); 22, 277 (281)]. Aus den vom ; 
Bundesverfassungsgericht festgelegten Grundsätzen 
ergibt sich weiter, daß auch die Prüfung eines Ein- 
spruchs ausschließlich dazu dient, die ordnungsge- 
mäße Zusammensetzung des Bundestages zu gewähr- 
leisten [vgl. BVerfGE 4, 370 (379)], und zwar mit der 
Maßgabe, daß nur solche Wahlfehler beachtlich sind, 
die auf die Mandatsverteilung von Einfluß sind oder 
sein könnten. Da das formelle Wahlprüfungsrecht 
keine Normen über konkrete Wahlfehler und ihre j 
Folgen für die Gültigkeit der Wahl enthält (vgl. Sei- j 
fert, Das Bundeswahlgesetz, Kommentar, S. 337), ist 
in jedem Fall anhand der Rechtsprechung des Bun- 
desverfassungsgerichts und der bisherigen Übung 
des Wahlprüfungsausschusses zu prüfen, ob eine 
behauptete Verletzung der Wahlrechtsgrundsätze ; 
Einfluß auf die Zusammensetzung des Bundestages 
gehabt hat oder hätte haben können. 

Diese Meinung des Bundesverfassungsgerichts, der 
sich - wie ausgeführt - der Deutsche Bundestag in \ 
mehreren Entscheidungen angeschlossen hat, ist nicht 
ohne Kritik geblieben. So wird teilweise geltend ge- 
macht, die Auffassung des Bundesverfassungsge- 
richts sei zwar für die Wahlprüfungsinstanzen sehr 
bequem, werde der Sache jedoch keinesfalls gerecht ! 
(vgl. insbesondere Seifert, a. a. O., S. 341). 

Nun ist einerseits zwar einzuräumen, daß die Zu- j 
rückweisung eines Einspruchs wegen mangelnder Er- 
heblichkeit auf die Sitzverteilung im Einzelfall auf 
wenig Verständnis stoßen mag, andererseits kann 
aber darauf verwiesen werden, daß der Wahlprü- 
fungsausschuß es in diesen Fällen nicht bei der Zu- 
rückweisung belassen hat, sondern bemüht war, im 
Rahmen seiner Möglichkeiten dafür Sorge zu tragen, 
daß eine Wiederholung entsprechender Fehler bei 
den nächsten Wahlen ausgeschlossen wird (vgl. z. B. 
Beschluß Drucksache VI/343; VT/ 1311 S. 25 ff.). 

Von dieser Praxis hat sich auch der Wahlprüfungs- 
ausschuß des 7. Deutschen Bundestages bei der Prü- 
fung des vorliegenden Wahleinspruchs leiten lassen. 


II. 

1. Soweit der Einspruchsführer seinen Einspruch da- 
mit begründet, durch die teilweise rechtswidrige 
Schaffung der Voraussetzungen zur Ausübung des 
Wahlrechts von Westberlinern durch Scheinwohn- 
sitze im Wahlgebiet sei das Stimmergebnis verfälscht 
worden, kann der Einspruch keinen Erfolg haben. 

Gemäß § 54 Bundeswahlgesetz (BWG) in Verbin- 
dung mit § 82 Bundeswahlordnung (BWO) gelten die 
Sätze 2 und 3 des § 15 Abs. 1 BWO nicht für Wahl- 
berechtigte, die bei der Anmeldung angegeben ha- 
ben, daß sie ihre bisherige Wohnung im Land Berlin 
beibehalten. 

§ 82 BWO lautet: 

„Solange § 54 des Gesetzes in Kraft ist, gilt § 15 
Abs. 1 Satz 2 und 3 nicht für Wahlberechtigte, die 
bei der Anmeldung angegeben haben, daß sie ihre 
bisherige Wohnung im Land Berlin beibehalten.” 

Die Sätze 2 und 3 des § 15 Abs. 1 BWO haben fol- 
genden Wortlaut: 

„Hat ein aus einer anderen Gemeinde des Wahl- 
gebiets zugezogener Wahlberechtigter bei der An- 
meldung angegeben, daß er seine bisherige Woh- 
nung beibehält, so wird er nur dann in das 
Wählerverzeichnis eingetragen, wenn er bei der 
Anmeldung oder nachträglich bis zum Ablauf der 
Auslegungsfrist der Meldebehörde ausdrücklich 
erklärt hat, daß er am neuen Wohnort seine 
Hauptwohnung habe. In diesem Falle benachrich- 
tigt die Gemeindebehörde die für die bisherige 
Hauptwohnung zuständige Gemeindebehörde, die 
den Wahlberechtigten in ihrem Wählerverzeichnis 
streicht.” 

Einen besonderen Begriff des Wahlwohnsitzes kennt 
das Bundeswahlgesetz nicht. Der Wohnsitz im Sinne 
des Wahlrechts bestimmt sich daher, wie das Bun- 
desverfassungsgericht festgestellt hat, nach allge- 
meiner Meinung nach §§ 7 ff. BGB [vgl. BVerfGE 5, 
2 (8); Seifert, a. a. O., S. 110], Daraus folgt, daß der 
Wohnsitz einer Person im Sinne des Wahlrechts der 
Ort ihrer ständigen Niederlassung gemäß § 7 BGB 
ist. 

Bei formaler Wortinterpretation des § 82 BWO in 
Verbindung mit § 15 BWO könnten Zweifel darüber 
auftreten, ob nicht eine melderechtliche Anmeldung 
für sich allein für die Wahlteilnahme von West- 
berliner Bürgern genügt. Wenn demgegenüber der 
Bundesminister des Innern die Auffassung vertreten 
hat, daß eine Wahlteilnahme Westberliner Bürger 
gemäß § 82 BWO nur zulässig sei, wenn ein Wohn- 
sitz im Sinne des BGB in einem der Bundesländer 
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außerhalb Berlins begründet sei und andererseits 
der Innenminister des Landes Nordrhein-Westfalen 
offenbar in Übereinstimmung mit allen Landeswahl- 
leitern der Meinung ist, daß die Begründung eines 
Wohnsitzes im Sinne des BGB nicht gefordert sei, 
vielmehr eine Nebenwohnung im Sinne der melde- 
rechtlichen Vorschriften bezogen sein müsse, so daß 
für eine ordnungsgemäße Meldung im Sinne des § 82 
BWO in Verbindung mit § 15 BWO das Beziehen 
einer Wohnung oder die Begründung eines - nicht 
nur ganz kurzfristigen - Aufenthalts genügen müsse, 
so ergibt sich aus den abweichenden Auslegungen 
der genannten Bestimmungen der Bundeswahlord- 
nung, daß nicht mehr nur subjektiv von einer unkla- 
ren Rechtslage geredet werden kann. 

Der Wahlprüfungsausschuß vertritt die Auffassung, 
daß einem Westberliner Bürger die Wahlberechti- 
gung in der Bundesrepublik nach § 82 BWO in Ver- 
bindung mit § 15 BWO nur dann gewährt werden 
kann, wenn er zumindest nicht nur „ganz 11 vorüber- 
gehend Aufenthalt in der Bundesrepublik genommen 
hat. Die bloße melderechtliche Anmeldung zum 
Zwecke der Teilnahme an einer Wahl in einem der 
Bundesländer außerhalb Berlins genügt nach Auffas- 
sung des Wahlprüfungsausschusses als Vorausset- 
zung für die Wahlberechtigung in der Bundesrepu- 
blik nicht. 

Reicht aber die formelle Erfüllung der melderecht- 
lichen Vorschriften nicht aus, um ein Wahlrecht für 
Westberliner Bürger in einem der Bundesländer 
außerhalb Berlins zu begründen, war die Eintragung 
der Westberliner Bürger, die nur diese formellen 
Voraussetzungen erfüllen, in das Wählerverzeichnis 
(§ 15 BWO) unzulässig und eine Teilnahme an der 
Wahl auf Grund dieser Eintragung fehlerhaft. Für 
die Wahlprüfung spielt es dabei keine Rolle, ob aus 
subjektiven Gründen ein tatbestandliches Handeln 
im Sinne der §§ 107 a und 107 b StGB (Wahlfälschung 
und Wahlunterlagenfälschung) verneint werden 
kann. 

Der Wahlprüfungsausschuß hielt es jedoch für not- 
wendig, den Bundesminister des Innern zu bitten, 
unverzüglich gesetzgeberische, oder wenn dies für 
ausreichend gehalten werden sollte, auf dem Ver- 
ordnungswege Maßnahmen zu ergreifen, um eine 
hinreichende Klarheit und Rechtssicherheit zu schaf- 
fen. 

Von obigen Feststellungen ausgehend, hat der Aus- 
schuß im Rahmen der Vorprüfung und in der öffent- 
lichen mündlichen Verhandlung geprüft, in wieviel 
Fällen ein Verstoß gegen die wahlrechtlichen Be- 
stimmungen vorgekommen oder nicht auszuschlie- 
ßen ist und ob diese Verstöße einzeln oder zusam- 
mengenommen ausreichen, um den Einspruch zu be- 
gründen. 

Diese Prüfung hat insbesondere durch die Aussagen 
des Zeugen Schicha ergeben, daß im Wahlkreis 125 
(Siegen-Wittgenstein) nicht ausgeschlossen werden 
kann, daß etwa 155 Westberliner Bürger auf Grund 
sogenannter Scheinwohnsitze unberechtigterweise an 
der angefochtenen Bundestagswahl teilgenommen 
haben. Ausgehend von dieser Zahl hat der Wahlprü- 


fungsausschuß zunächst festgestellt, daß, selbst wenn 
man unterstellt, alle 155 Stimmen seien einer Partei 
zugeflossen, das Erststimmergebnis im Wahlkreis 
125 nicht hätte geändert werden können, da der Kan- 
didat der SPD mit einem Vorsprung von 26 327 Erst- 
stimmen vor dem Nächstunterlegenen gewählt wor- 
den sei. 

Bezüglich der Zweitstimmen war vom Bundesergeb- 
nis auszugehen. Danach hätte die FDP 81 576 Zweit- 
stimmen verlieren müssen, um ihren letzten Sitz an 
die SPD abzugeben; bei der SPD müßten 34 792 
Zweitstimmen abgezogen werden, damit sie einen 
Sitz an die FDP verliere; bei der CDU müßte man 
199 Zweitstimmen abziehen, die dann einen Sitz an 
die FDP abzugeben hätte. 

Aufgrund dieser Zahlen ist der Wahlprüfungsaus- 
schuß zu dem Ergebnis gekommen, daß die mög- 
licherweise 155 ungültigen Stimmen auf das Wahler- 
gebnis auch bezüglich der Zweitstimmen keinen Ein- 
fluß gehabt haben. Abgesehen vom rein Rechne- 
rischen muß das um so mehr gelten, als auf Grund 
der Beweisaufnahme in öffentlicher mündlicher Ver- 
handlung keinesfalls davon ausgegangen werden 
kann, daß die CDU die besonders „Begünstigte 1 ' 
durch die ungültigen Stimmen gewesen wäre. 

Da, wie die Vorprüfung ergeben hat, im Wahlkreis 
100 (Recklinghausen Stadt) die 165 Berliner Bürger, 
bei denen möglicherweise eine Scheinwohnsitzan- 
meldung Vorgelegen hat, im Wählerverzeichnis ge- 
strichen wurden, kann bezüglich dieses Wahlkreises 
nicht von einer rechtswidrigen Teilnahme an der an- 
gefochtenen Wahl gesprochen werden. 

Die Vorprüfung hat ferner ergeben, daß im früheren 
Landkreis Bühl, der zum Wahlkreis 193 (Rastatt) ge- 
hört, die Stimmabgabe nicht-wahlberechtigter Perso- 
nen aufgrund sogenannter Scheinwohnsitze nicht 
unterstellt werden kann, da in den 12 Fälle von 
Scheinwohnsitzen die Betroffenen im Wählerver- 
zeichnis gestrichen worden seien. 

Die Auffassung des Einspruchführers, der Wahlprü- 
fungsausschuß hätte sich in der öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung nicht auf den Wahlkreis Siegen- 
Wittgenstein beschränken dürfen, da er in seinem 
Wahleinspruch generell die Teilnahme von West- 
Berliner Bürgern auf Grund von Scheinwohnsitzen 
gerügt und die Gemeinden Siegen, Recklinghausen 
und Bühl nur exemplarisch aufgezählt habe, trifft 
nach Auffassung des Wahlprüfungsausschusses nicht 
zu. Nach Inkrafttreten des Wahlprüfungsgesetzes ist 
an die Stelle des früheren unbeschränkten Offizial- 
prinzips, d. h. Wahlprüfung von „Amts wegen", und 
des Totalitätsprinzips, d. h. Durchprüfung der gesam- 
ten Wahl, das Anfechtungsprinzip getreten. Daraus 
ergibt sich, daß die Prüfung der Wahlen nur auf Ein- 
spruch und nur insoweit erfolgt, als sie durch den 
Einspruch angefochten sind (vgl. Seifert, a. a. O., S. 
321). Bedeutet dies, daß der Einspruchsführer durch 
seinen Einspruch den „Streitgegenstand" bestimmt, 
so hat der Wahlprüfungsausschuß die Aufgabe, den 
Umfang der Wahlanfechtung nach dem erklärten, 
verständig zu würdigenden Willen des Einspruchs- 
führers unter Berücksichtigung des gesamten Ein- 
spruchsvorbringens sinngemäß abzugrenzen (vgl. 
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Seifert, a. a. O.. S. 321 f.). Tn diesem Rahmen hat der 
Ausschuß den Tatbestand, auf den die Anfechtung 
gestützt wird, von Amts wegen zu erforschen (Un- 
tersuchungsmaxime) und alle auftauchenden rechts- 
erheblichen Tatsachen zu beriicksichtiqen (vql. Sei- 
fert, a. a. O.). 

Zwar könnte aus der Formulierung des Einspruchs 
geschlossen werden, daß der Einspruchsführer die 
Nachprüfung bezüglich sogenannter Scheinwohn- 
sitze von Westberliner Bürgern auf alle Wahlkreise 
ausgedehnt und die in der Einspruchsbegründung ge- 
nannten Gemeinden - Siegen, Recklinghausen und 
Bühl - nur als Beispiel gewertet wissen wollte. Aus 
seiner nachfolgenden Bezugnahme auf „einige Wahl- 
kreise Nordrhein-Westfalens und Baden-Württem- 
bergs" und seinem Antrag auf Vernehmung „der be- 
treffenden Kreiswahlleiter" muß jedoch entnommen 
werden, daß er damit seinen Einspruch konkretisierte 
bzw. substantiierte. 

Selbst unterstellt, der Einspruchsführer hätte mit sei- 
ner Formulierung in der Einspruchsbegründung eine 
Nachprüfung der gesamten Bundestagswahl hinsicht- 
lich möglicher Wahlfehler wegen unzulässiger Wahl- 
teilnahme von Westberliner Burgern auf Grund so- 
genannter Scheinwohnsitze beantragt, steht der 
Wahlprüfungsausschuß auf dem Standpunkt, daß er 
aufgrund des Anfechtungsprinzips gerügte Wahl- 
mängel nur insoweit nachprüfen kann, als sie sub- 
stantiiert vorgetragen worden sind. Nachdem diese 
Meinung bereits im Wahlprüfungsrecht des Deut- 
schen Reichstags vertreten wurde (vgl. Hatscheck, 
Das Parlamentsrecht des Deutschen Reiches, S. 515 
ff.), sieht der Ausschuß keine Veranlassung, von die- 
sem Grundsatz abzugehen, zumal mit der Aufgabe 
dieses Grundsatzes die Gefahr bestünde, daß Bun- 
destagswahlen mit nichtsubstantiierten Gründen ge- 
nerell angefochten würden. Wenn der Wahlprüfungs- 
ausschuß sich deshalb darauf beschränkt hat, auf 
Grund der Mitteilung des Generalstaatsanwalts am 
Landgericht Berlin, bei den von ihm benannten 
Staatsanwaltschaften Auskünfte über mögliche un- 
zulässige Wahlteilnahme von Westberliner Bürgern 
aufgrund von „Scheinwohnsitzen" einzuholen, hat 
er damit alle von Amts wegen auftauchenden rechts- 
erheblichen Tatsachen nachgeprüft. Zu einer weiter- 
gehenden Nachprüfung, etwa durch eine Nachfrage 
bei allen Kreiswahlleitern, sah er sich im Hinblick 
auf das Recht der Landeswahlleiter, in amtlicher 
Eigenschaft Einspruch einzulegen (vgl. § 2 Abs. 2 
WPG), nicht veranlaßt. 

Das in § 2 Abs. 2 WPG verankerte Recht der Landes- 
wahlleiter, in amtlicher Eigenschaft Wahleinspruch 
einzulegen, begründet nach Auffassung des Aus- 
schusses auch eine Verpflichtung der Landeswahl- 
leiter, von dieser Möglichkeit Gebrauch zu machen, 
wenn sie in dieser Eigenschaft Kenntnis von Fehlern 
erhalten, die die Gültigkeit der Wahl beeinflussen 
könnten. Zwar könnte aus den Ausführungen des 
Landeswahlleiters von Nordrhein-Westfalen entnom- 
men werden, daß die in amtlicher Eigenschaft Ein- 
spruchsberechtigten erst nach entsprechender Prü- 
fung verpflichtet sind, Einspruch einzulegen; eine 
Auffassung, die vom Gesetzeswortlaut keineswegs 


gedeckt ist und vom Wahiprüfungsausschuß auch 
nicht geteilt werden kann. Der Ausschuß geht jedoch 
von der Überzeugung aus, daß die Landeswahllei- 
ter von ihrem Recht bzw. ihrer Pflicht zur Einlegung 
eines Einspruchs Gebrauch gemacht hätten, wenn sie 
in größerem Maße von Wahlfehlern in ihren Berei- 
chen Kenntnis erlangt hätten. Der Ausschuß hat es 
deshalb abgelehnt, dem Antrag des Einspruchsfüh- 
rers, den er in seiner schriftlichen Stellungnahme zur 
Beweisaufnahme gemacht hat, zu folgen, wonach 
eine Auskunft der Berliner Meldebehörden über die 
Begründung von Zweitwohnsitzen von Westberli- 
nern in der Bundesrepublik im Zeitraum vom 22. 
September bis 19. November 1972 eingeholt werden 
sollte. Zu dieser Ablehnung sieht sich der Ausschuß 
um so mehr veranlaßt, als die Bestätigung von Ber- 
liner Meldebehörden über eine Häufung von Zweit- 
wohnsitzen von Westberlinern im Bereich der Bun- 
desländer zwar ein Indiz für eine Scheinwohnsitz- 
nahme, jedoch kein hinreichender Anhaltspunkt für 
eine unzulässige Teilnahme an der angefochtenen 
Bundestagswahl sein kann. 

Der Ausschuß sieht die Ablehnung des Antrags des 
Einspruchsführers auch deshalb für gerechtfertigt, 
weil die etwaige Feststellung von mehr als 199 un- 
gültigen Stimmen nicht, wie der Einspruchsführer 
meint, schon eine Erheblichkeit der Wahlfehler be- 
gründen könnte. Eine schematische, rein rechnerische 
Betrachtungsweise eines Wahlfehlers hält der Wahl- 
prüfungsausschuß, insbesondere bei der Verrechnung 
der Zweitstimmen, nicht für angebracht in dem Sinne, 
daß von einer Erheblichkeit dann zu sprechen wäre, 
wenn alle ungültigen Stimmen dem Unterlegenen 
zuzurechnen und dem Gewinner abzuziehen wären. 
Bei einer Direktwahl mag dies unter dem Gesichts- 
punkt einer möglichen Erheblichkeit gerechtfertigt 
sein, bei der Möglichkeit ungültiger Zweitstimmen 
jedoch nur dann, wenn die Möglichkeit oder gar die 
Wahrscheinlichkeit besteht, daß die ungültigen Stim- 
men ausschließlich oder überwiegend dem Unterle- 
genen bzw. einer Partei zugute gekommen sind. 

2. Auf eine amtliche gesetzliche Wahlbeeinflussung 
wegen Nichtentlassung der 12 Parlamentarischen 
Staatssekretäre nach Auflösung des VI. Deutschen 
Bundestages kann der Einspruch nicht gestützt wer- 
den. 

Nach Auffassung des Wahlprüfungsausschusses liegt 
eine Wahlbeeinflussung nur dann vor, wenn die 
Grundsätze der Wahlfreiheit und der Wahlgleich- 
heit in rechtswidriger Weise verletzt werden. Von 
einer amtlichen Wahlbeeinflussung kann nur dann 
die Rede sein, wenn in unzulässiger Weise von amt- 
lichen Personen in amtlicher Eigenschaft oder unter 
Hinweis auf ihren Amtscharakter die Grundsätze 
der Wahlfreiheit und der Wahlgleichheit verletzt 
werden (vgl. Drucksache IV/2109). 

Verlangt der Begriff der freien Wahl, daß der Wahl- 
berechtigte bei der Wahl seinen wirklichen Willen 
unverfälscht zum Ausdruck bringen, insbesondere 
sein Wahlrecht ohne Zwang oder sonstige unzuläs- 
sige Beeinflussung von außen ausüben kann (vgl. 
Seifert, a. a. O., S. 42 und die dort angegebene Recht- 
sprechung und Literatur), ist offensichtlich, daß von 
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einer amtlichen Wahlbeeinflussung im Sinne einer 
Beeinträchtigung der Wahlfreiheit durch die Nicht- 
entlassung der Parlamentarischen Staatssekretäre 
nicht gesprochen werden kann. 

Unzulässige amtliche Wahlbeeinflussung im Sinne 
der Verletzung des Grundsatzes der Wahlgleich- 
heit durch Träger öffentlicher Gewalt ist angenom- 
men worden, wenn z. B. Wahlwerbung von Amts- 
personen in amtlicher Eigenschaft unterzeichnet 
wurde, Wahlaufrufe in amtlicher Eigenschaft, Über- 
nahme von Wahlaufrufen in amtlichen Publikations- 
organen erfolgten, amtlich Untergebene beeinflußt 
wurden oder sonstwie gesetzwidrig in den Wahl- 
kampf eingegriffen wurde, z. B. durch rechtswidrige, 
zumindest ersichtlich grundlose oder willkürliche 
Versammlungs-, Rede-, Druckschriften- und Plakatie- 
rungsverbote, Beschlagnahme von Werbematerial, 
Verhaftung von Bewerbern oder maßgeblichen Par- 
teimitgliedern und dergl. (vgl. Seifert S. 347 und die 
dort angegebene Literatur und Rechtsprechung-, Hat- 
scheck S. 550 L). 

Zwar gilt der Grundsatz der Wahlgleichheit nicht nur 
für die Wähler, sondern, wie sich aus Artikel 3 GG 
i. V. m. Artikel 21 GG ergibt, auch für die politischen 
Parteien; eine Verletzung des Grundsatzes der glei- 
chen Wettbewerbschancen der Parteien könnte je- 
doch nur dann angenommen werden, wenn das akti- 
ve Teilnehmen am Wahlkampf seitens Parlamenta- 
rischer Staatssekretäre oder Parlamentarischer Mini- 
ster diesem Grundsatz widersprechen würde. Das ist 
aber nicht der Fall. In einem parlamentarischen Re- 
gierungssystem ist es verfassungsrechtlich legitim, 
wenn der von den Regierungsparteien geführte 
Wahlkampf von der Regierung mitgeführt wird, da 
im Wahlkampf die Politik der Regierungsparteien 
danach bewertet wird, was die Regierung während 
der letzten Wahlperiode geleistet bzw. nicht gelei- 
stet hat (vgl. Drucksache VI/1311, S. 31). 

Liegt somit im Einsatz der Parlamentarischen Staats- 
sekretäre im Wahlkampf grundsätzlich kein Verstoß 
gegen wahlrechtliche Bestimmungen, könnte die 
Nichtentlassung der Parlamentarischen Staatssekre- 
täre nur dann als Verstoß gewertet werden, wenn 
durch ihren Einsatz einschließlich der Inanspruch- 
nahme aller Vorteile, die mit einem solchen Amt 
verbunden sind, der Grundsatz der Wahlgleichheit 
verletzt worden wäre. 

Es ist zwar richtig, daß der Präsident des Bundes- 
rechnungshofes mit Schreiben vom 4. Oktober 1972 
an den Bundeskanzler die Auffassung des Bundes- 
rechnungshofes mitgeteilt hat, wonach die Parlamen- 
tarischen Staatssekretäre gemäß § 1 letzter Halbsatz 
und § 6 Satz 3 des Gesetzes über die Parlamenta- 
rischen Staatssekretäre mit der Auflösung des Bun- 
destages ihr Amt verloren hätten, es kann aber nicht 
Aufgabe des Wahlprüfungsausschusses sein, die ge- 
genteilige Auffassung der damaligen Bundesregie- 
rung zu überprüfen. Für den Ausschuß war daher 
lediglich noch zu prüfen, ob der Einsatz Parlamenta- 
rischer Staatssekretäre und der damit eventuell ver- 
bundene Vorsprung an Autorität und Mitteln geeig- 
net war, die Chancengleichheit der Parteien zu ver- 


letzen. Dies war nach Auffassung des Ausschusses 
zu verneinen. 

Zwar ist nicht auszuschließen, daß Wahlveranstal- 
tungen besonderen Zulauf erhalten, wenn höhere 
Amts- und Funktionsträger der Regierung oder Par- 
teien als Redner auftreten; durch die öffentlich ge- 
führte Diskussion über die Rechtmäßigkeit des Ver- 
bleibens der Parlamentarischen Staatssekretäre im 
Amt ist dieser Vorsprung nach Meinung des Aus- 
schusses weitestgehend neutralisiert worden, so daß 
insoweit durch ihr Verbleiben im Amt ein Einfluß 
auf die Sitzverteilung im Bundestag nicht nachzu- 
weisen wäre. 

3. Die Behauptung des Einspruchsführers, durch die 
Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung sei eine 
amtliche, gesetzwidrige Wahlbeeinflussung erfolgt, 
vermag den Einspruch nicht zu begründen. 

a) Es ist zwar richtig, daß im Laufe der Zeit die Mit- 
tel für Öffentlichkeitsarbeit in den einzelnen 
Haushaltsplänen ständig erhöht worden sind, die- 
se Erhöhung kann für sich allein jedoch nicht zur 
Begründung eines Wahleinspruchs herangezogen 
werden. Werden diese Mittel im formellen Ge- 
setzgebungsverfahren durch das Haushaltsgesetz 
genehmigt, sind ihre Ausgaben legitim und eine 
Wahlanfechtung könnte nur darauf gestützt wer- 
den, daß diese Mittel zweckentfremdet verwendet 
worden seien. 

Das Bundesverfassungsgericht hat die sogenannte 
Öffentlichkeitsarbeit von Regierung und gesetz- 
gebenden Körperschaften, soweit sie - bezogen 
auf ihre Organtätigkeit - der Öffentlichkeit ihre 
Politik, ihre Maßnahmen und Vorhaben sowie 
die künftig zu lösenden Fragen darlegen und er- 
läutern, für verfassungsrechtlich unbedenklich er- 
klärt [BVerfGE 20, 56 (100)]. Hinsichtlich der Fra- 
ge, ob die Regierung bei ihrer organbezogenen 
Öffentlichkeitsarbeit während des Wahlkampfes 
von den ihr eingeräumten Möglichkeiten und Mit- 
teln mißbräuchlichen Gebrauch gemacht hat, muß 
davon ausgegangen werden, daß in einem parla- 
mentarischen Regierungssystem der von den Re- 
gierungsparteien geführte Wahlkampf von der 
Regierung mitgeführt wird, da im Wahlkampf die 
Politik der Regierungsparteien auch danach be- 
wertet wird, was die Regierung während der letz- 
ten Wahlperiode geleistet bzw. nicht geleistet 
hat. 

Kann als natürliche Folge des parlamentarischen 
Regierungssystems der Vorsprung an Autorität 
und der Vorteil der Regierung, sich in der Aus- 
übung der Macht darstellen zu können, nicht aus- 
geschlossen werden, ist ebensowenig auszuschlie- 
ßen, daß die die Regierung tragenden Parteien an 
diesen Vergünstigungen teilhaben. 

Aus dieser Situation ergibt sich offenkundig eine 
Verflochtenheit zwischen Regierung und Regie- 
rungsparteien während des Wahlkampfes. 

Die Grenzen dieser Gemeinsamkeit im Wahl- 
kampf sind jedoch dann überschritten, wenn die 
Regierung aus ihrer Organstellung heraus die 
Chancengleichheit der Parteien verschiebt (vgl. 
auch Beschluß des Deutschen Bundestages, Druck - 
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Sache V/1069 S. 10 und Drucksache VI/1311 S. 31). 
Aus den vom Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung übermittelten Zahlen bezüglich 
der Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung 
- der Wahlprüfungsausschuß ist der Auffassung, 
daß eine Überprüfung dieser Angaben den Rah- 
men der Wahlprüfung sprengen müßte - kann 
allein nicht auf eine Verletzung des Grundsatzes 
der Chancengleichheit der Parteien geschlossen 
werden. Die Minderheit im Ausschuß vertrat je- 
doch die Meinung, daß, obwohl diese Mittel für 
Öffentlichkeitsarbeit im Zusammenhang mit den 
von den politischen Parteien im Wahlkampf auf- 
gewendeten Mittel gesehen werden müßten, eine 
mißbräuchliche Verwendung der einen oder an- 
deren Art während des Bundestagswahlkampfes 
vor der angefochtenen Bundestagswahl 1972 
gleichwohl nicht ausgeschlossen werden könnte. 
Von dieser unterschiedlichen Bewertung des Ein- 
satzes von Mitteln für die Öffentlichkeitsarbeit 
im Wahlkampf abgesehen, ist der Ausschuß je- 
doch einmütig der Auffassung, daß eventuelle 
Mißbräuche keinen Einfluß auf das Wahlergebnis 
und damit auf die Sitzverteilung im Bundestag 
gehabt haben, 

Soweit der Einspruchsführer rügt, die Mittel für 
Öffentlichkeitsarbeit seien, da das Haushaltsge- 
setz für 1972 nicht verabschiedet war, unzulässig 
ausgegeben, ist folgendes festzustellen: 

Durch Artikel 1 1 1 GG wird die Bundesregierung 
ermächtigt, in begrenztem Umfang weiterhin Aus- 
gaben zu tätigen, wenn der Haushalt entgegen 
der Vorschrift des Artikels 110 GG nicht vor Be- 
ginn des Rechnungsjahres durch Gesetz festge- 
stellt worden ist. Bis zur Verabschiedung des 
Haushalts darf die Bundesregierung jedoch alle 
Ausgaben leisten, die nötig sind, 
aa) um gesetzlich bestehende Einrichtungen zu 
erhalten und gesetzlich beschlossene Maß- 
nahmen durchzuführen; 

bb) um die rechtlich begründeten Verpflichtun- 
gen des Bundes zu erfüllen; 
cc) um Bauten, Beschaffungen und sonstige Lei- 
stungen fortzusetzen oder Beihilfen für die- 
sen Zweck weiter zu gewähren, sofern durch 
den Haushaltsplan eines Vorjahres Beträge 
bewilligt worden sind. 

Durch diese Bestimmungen hat die Verfassung 
selbst Vorsorge für den Fall einer nicht rechtzei- 
tigen Verabschiedung des Etats getroffen. Die 
Anwendbarkeit des Artikels 111 GG setzt voraus, 
daß der Haushaltsplan für das folgende Rech- 
nungsjahr nicht bis zum 31. Dezember des auslau- 
fenden Rechnungsjahres festgestellt worden ist. 
Die Verfassung macht keinen Unterschied zwi- 
schen möglichen Gründen, die zu einer nicht recht- 
zeitigen Verabschiedung des Etats geführt haben. 
Das bedeutet, daß die Anwendbarkeit des Arti- 
kels 111 GG sowohl dann gegeben ist, wenn die 
Verzögerung darauf zurückzuführen ist, daß die 
zur Vorbereitung und Feststellung des Etats be- 
rufenen Stellen ihre Aufgabe nicht rechtzeitig er- 
ledigt haben, als auch dann, wenn die gesetzge- 
benden Körperschaften den Haushaltsentwurf der 


Bundesregierung abgelehnt haben (vgl. Schmidt, 
Die Rechtsfolgen einer verspäteten Feststellung 
des Bundeshaushaltsplans unter besonderer Be- 
rücksichtigung der sich aus Artikel 111 GG erge- 
benden Rechtslage, S. 43). 

Kommen hinsichtlich der Öffentlichkeitsarbeit der 
Bundesregierung die in Artikel 111 Abs. 1 a 
und b des Grundgesetzes genannten Ausgaben 
- gesetzlich notwendige und rechtlich begrün- 
dete - kaum in Betracht, kann davon ausgegan- 
gen werden, daß die Ausgaben für die Öffent- 
lichkeitsarbeit unter „sonstige Leistungen" des 
Artikels 111 Abs. 1 c GG fallen. Sonstige Leistun- 
gen oder Beihilfen für diesen Zweck dürfen er- 
bracht werden, „sofern durch den Haushaltsplan 
eines Vorjahres bereits Beträge bewilligt worden 
sind" (vgl. Artikel 111 Abs. lc letzter Halbsatz 
GG). 

Durch diese Bestimmung werden somit alle Aus- 
gaben legitimiert, die nicht unbedingt gesetzlich 
notwendig oder rechtlich begründet sein müssen. 
Erfaßt werden damit bestimmte Leistungen, auf 
die kein Rechtsanspruch besteht. Zwar nennt Ar- 
tikel 1 1 1 Abs. 1 c GG ausdrücklich nur Bauten und 
Beschaffungen; durch den Zusatz „und sonstige 
Leistungen" ist aber der Umkreis der Möglich- 
keiten verhältnismäßig weit gezogen. Durch den 
Zusatz „Beihilfen für diesen Zweck" wird die Be- 
stimmung zu einer schwer abgrenzbaren General- 
klausel, die nur dadurch eingegrenzt wird, daß 
in dem Haushaltsplan eines Vorjahres bereits 
derartige Beträge bewilligt worden sein müssen. 
Da in früheren Haushaltsplänen bereits Ansätze 
für die Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung 
enthalten waren, kann die Streitfrage offen blei- 
ben, ob bei der Formulierung „durch den Haus- 
haltsplan eines Vorjahres" der Haushaltsplan 
des Vorjahres gemeint ist oder ob es ausreicht, 
wenn Ansätze in einem früheren Haushaltsplan 
vorhanden waren. 

Auch wenn die Voraussetzungen für die Aus- 
gabeberechtigung insoweit gegeben sind, dürfen 
sie nur getätigt werden soweit sie nötig sind. 
Nötige Ausgaben sind nur solche Leistungen, die 
unaufschiebbar und geeignet sind, die in Artikel 
1 1 1 GG genannten Zwecke zu erreichen. 

Ist die sogenannte Öffentlichkeitsarbeit von Re- 
gierungen - bezogen auf ihre Organtätigkeit - 
unbedenklich, soweit sie der Öffentlichkeit ihre 
Politik, ihre Maßnahmen und Vorhaben sowie 
die künftig zu lösenden Fragen darlegen und er- 
läutern [vgl. BVerfGE 20, 56 (100)], können sie 
auch als notwendig angesehen werden, solange 
sie den vom Bundesverfassungsgericht gezogenen 
Rahmen nicht sprengen. Öffentlichkeitsarbeit in 
dem vom Bundesverfassungsgericht gezogenen 
Rahmen sind die die Regierungstätigkeit flankie- 
renden Maßnahmen. Sie können nicht „bedenk- 
lich oder überflüssig" im Sinne von „nicht not- 
wendig" werden dadurch, daß der Haushaltsplan 
nicht rechtzeitig verabschiedet werden kann. 

Mit dieser Auffassung stellt sich der Wahlprü- 
fungsausschuß nicht im Widerspruch zum Be- 
schluß des Deutschen Bundestages auf Drucksache 
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VI/ 1311 S. 31, in dem es heißt: „Ist somit Öffent- 
lichkeitsarbeit an sich und die Verwendung der 
gesetzmäßig bewilligten Mittel keine gesetzwidri- 
ge oder gar verfassungswidrige Beeinflussung der 
Wähler, kann allenfalls ein Mißbrauch der der 
Regierung eingeräumten Möglichkeiten und Mit- 
tel vorliegen." 

Da der Deutsche Bundestag in seiner genannten 
Entscheidung nur über die Grundfrage zu befinden 
hatte, war es in dieser Entscheidung ausreichend, 
auf die „gesetzmäßig bewilligten Mittel" abzu- 
stellen. Unter Aufrechterhaltung des in der ge- 
nannten Entscheidung zum Ausdruck gekomme- 
nen Standpunktes vertritt der Wahlprüfungsaus- 
schuß die Meinung, daß den „gesetzmäßig bewil- 
ligten Mitteln" die Mittel gleichstehen, die die 
Bundesregierung im dargestellten Rahmen auf 
Grund des Artikels 111 GG auszugeben legiti- 
miert ist. 

b) Zur Frage, wann ein Mißbrauch der einer Regie- 
rung zur Verfügung stehenden Mittel für die 
Öffentlichkeitsarbeit gegeben ist, hat der Deut- 
sche Bundestag in seiner Entscheidung auf Druck- 
sache V/1069, die auch vom Einspruchsführer an- 
gezogen wird, u. a. festgestellt: , Mißbrauch in 
bezug auf den Wahlkampf wäre nur in zweifacher 
Weise denkbar: 

a) Die von der Regierung in der Wahlausein- 
andersetzung eingesetzten Mittel können 
übermäßig sein. Das Übermaß kann sich er- 
geben im Messen an dem von den Parteien 
eingesetzten und von ihnen überhaupt er- 
setzbaren Mitteln. Eine Propaganda der Re- 
gierung, die im Ausmaß der eingesetzten Mit- 
tel den Einsatz der Parteien überdecken wür- 
de, so daß eine Übermacht der Regierung 
über die Parteien sichtbar würde, könnte 
wohl als eine mißbräuchliche Beeinflussung 
anzusehen sein. 

b) Ein Mißbrauch könnte auch dann vorliegen 
wenn die Regierung die für ihre Selbstdar- 
stellung - „bezogen auf ihre Organtätig- 
keit" - wie das Bundesverfassungsgericht 
sagt, bestimmten Mittel unmittelbar einer 
Partei oder bestimmten Parteien zuwenden 
würde, so daß das finanzielle Kräfteverhält- 
nis zwischen den Parteien dadurch verscho- 
ben und ein Ungleichgewicht hergestellt wür- 
de.' 

Der Ausschuß kommt unter Berücksichtigung die- 
ser Grundsätze, die auch in der Entscheidung des 
Deutschen Bundestages auf Drucksache VI/ 1311 
bestätigt worden sind und an denen er weiterhin 
festhält, zu dem Ergebnis, daß die vom Ein- 
spruchsführer gerügte Öffentlichkeitsarbeit der 
Bundesregierung während des Wahlkampfes we- 
der eine Übermacht der Regierung über die Par- 
teien, noch eine Verschiebung des finanziellen 
Gleichgewichtes herbeiführtc, mindestens nicht in 
dem Sinne, daß durch die vom Einspruchsführer 
gerügte Öffentlichkeitsarbeit entscheidender Ein- 
fluß auf das Wahlergebnis ausgeübt wurde. 

Zwar vertrat die Minderheit im Ausschuß die Auf- 
fassung, daß in Einzelfällen ein überschreiten 


der vom Bundestag selbst gesetzten Grenzen nicht 
ausgeschlossen werden könnte, dennoch war der 
Ausschuß einmütig der Auffassung, daß bei Ver- 
gegenwärtigung des Bildes des Wahlkampfes von 
einem durch die Öffentlichkeitsarbeit der Bundes- 
regierung verursachten Übergewichts und einem 
daraus resultierenden Ungleichgewicht zwischen 
den Parteien nicht die Rede sein könne. Wollte 
dieselbe Minderheit im übrigen nicht ausschlie- 
ßen, daß Informationsmaterial der Bundesregie- 
rung direkt den im Wahlkampf auftretenden 
Mitgliedern der Regierungsparteien zur Verfü- 
gung gestellt wurde, war sie jedoch mit der 
Mehrheit im Ausschuß der Überzeugung, daß 
auch und gerade durch ein Überangebot an Infor- 
mationsmaterial bei den angesprochenen Ziel- 
gruppen ein gegenteiliger Effekt erzielt werden 
kann. 

Trotz unterschiedlicher Betrachtungsweise hin- 
sichtlich der Beweisführung kommt der Wahlprü- 
fungsausschuß deshalb einmütig zu der Überzeu- 
gung, daß der Wahleinspruch insoweit keinen Er- 
folg haben kann. 

4. Auch die Tatsache, daß der Bundeskanzler und 
Minister der SPD in der Zeit vor der Bundestags- 
wahl Ansprachen vor Belegschaftsversammlungen 
gehalten haben, vermag den Einspruch nicht zu be- 
gründen. 

Die vom Einspruchsführer angezogene Bestimmung 
in § 74 Abs. 2 des Betriebsverfassungsgesetzes lau- 
tet: 

„Arbeitgeber und Betriebsrat haben Betätigungen 
zu unterlassen, durch die der Arbeitsablauf oder 
der Frieden des Betriebs beeinträchtigt werden. 
Sie haben jede parteipolitische Betätigung im Be- 
trieb zu unterlassen; die Behandlung von Ange- 
legenheiten tarifpolitischer, sozialpolitischer und 
wirtschaftlicher Art, die den Betrieb oder seine 
Arbeitnehmer unmittelbar betreffen, wird hier- 
durch nicht berührt." 

Das Verbot parteipolitischer Betätigung im Betrieb 
war bereits in § 51 des Betriebsverfassungsgesetzes 
von 1952 enthalten. Aus der Tatsache, daß das Ver- 
bot nicht im Anschluß an die Regelung der betriebs- 
verfassungsrechtlichen Friedenspflicht aufgestellt, 
sondern in einer Bestimmung mit dem Gleichheits- 
gebot geregelt war, wird geschlossen, daß das Ver- 
bot nicht nur eine Konkretisierung der betriebsver- 
fassungsrechtlichen Friedenspflicht darstellt, son- 
dern in enger Verbindung zu dem Gleichbehand- 
lungsgebot für Arbeitgeber und Betriebsrat in § 75 
steht (vgl. Dietz-Richardi, Betriebsverfassungsgesetz, 

5. Aufl., § 74 Anm. 34). § 74 des Betriebsverfassungs- 
gesetzes ist jedoch keine öffentlich-rechtliche Norm 
und kann daher betriebsfremde Personen rechtlich 
nicht binden. Adressaten dieser Vorschrift sind viel- 
mehr der Arbeitgeber und der Betriebsrat. Ob unter 
diesen Voraussetzungen überhaupt von einer Ver- 
letzung des § 74 Betriebsverfassungsgesetzes gespro- 
chen werden kann, wenn zudem die Einladungen 
an den Bundeskanzler und Mitglieder der Bundes- 
regierung, auf Betriebsversammlungen zu sprechen, 
sowohl vom Arbeitgeber als auch vom Betriebsrat 
gemeinsam ausgesprochen wurden, braucht nicht nä- 
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her erörtert zu werden. Unter wahlprüfungsrecht- 
lichen Gesichtspunkten ist lediglich relevant, ob 
durch derartige Versammlungen die Wahlfreiheit 
von Betriebsangehörigen verletzt wurde. Eine solche 
Verletzung könnte nur dann angenommen werden, 
wenn Betriebsangehörige direkt oder indirekt ge- 
zwungen worden wären, an derartigen Veranstaltun- 
gen teilzunehmen. Ein indirekter Zwang könnte 
z. B. dann angenommen werden, wenn Betriebsange- 
hörige, die an uei Veranstaltung nicht teilnehmen 
wollten, mit Lohnabzug bedroht worden wären. Der- 
artige Vorkommnisse sind aber nicht bekannt ge- 
worden, noch hat der Einspruchsführer solche vor- 
getragen. 

Auch für eine Verletzung des Grundsatzes der Chan- 
cengleichheit der Parteien etwa derart, daß Betriebs- 
rat und Arbeitgeber Vertretern anderer Parteien 
nicht die gleiche Chance, vor Betriebsversammlun- 
gen zu sprechen, eingeräumt hätten, gibt es keine 
Anhaltspunkte. 

Von einer unzulässigen oder gar amtlichen Wahl- 
beeinflussung kann daher auch insoweit nicht die 
Rede sein. 

5. Auch auf eine verspätete Veröffentlichung des 
Jahresgutachtens des Sachverständigenrates zur Be- 
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
kann der Einspruch nicht gestützt werden. 

Aus den dem Ausschuß übermittelten Schreiben und 
Stellungnahmen ergibt sich, daß die Bundesregierung 
nicht schuldhaft ihrer Verpflichtung gemäß § 6 Abs. 1 
Satz 2 des Gesetzes über die Bildung eines Sachver- 
ständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung zuwidergehandelt hat. Es 
ist zwar richtig, daß sich die Bundesregierung nicht 
darauf berufen kann, daß in früheren Jahren die Ver- 
öffentlichung des Jahresgutachtens ebenfalls verspä- 
tet erfolgte; der Wahlprüfungsausschuß hält es aber 
nicht für angängig, die verspätete Vorlage des Jah- 
resgutachtens seitens des Sachverständigenrates an 
die Bundesregierung dieser anzulasten. 

Im übrigen vertritt der Wahlprüfungsausschuß die 
Auffassung, daß, wenn überhaupt von einem Ein- 
fluß auf das Wahlergebnis durch die verspätete Vor- 
lage des Jahresgutachtens gesprochen werden könn- 
te, dieser nicht unbedingt zugunsten oder zu ungun- 
sten der einen oder anderen politischen Partei an- 
gesehen werden dürfe. Wenn, wie in dem Schreiben 
des Vorsitzenden des Sachverständigenrates an den 
Bundeskanzler vom 14. November 1972 angedeutet, 
die Öffentlichkeit ein großes Interesse an dem Über- 
gabetermin des Sachverständigengutachtens hatte, 
kann daraus vielmehr gefolgert werden, daß jede 
politische Richtung in der Verzögerung der Vorlage 
ihre Auffassung bezüglich der politischen Entwick- 
lung bestätigt sah. Dies muß im gleichem Umfang 
für die Wähler gelten. 

6. a) Auch mit der Rüge einseitiger Stellungnahme 

der Rundfunk- und Fernsehanstalten zugunsten 

der Regierungsparteien kann der Einspruch 

nicht begründet werden. 

Es ist zwar richtig, daß die Rundfunk- und Fern- 
sehanstalten des öffentlichen Rechts eine Mono- 


polstellung besitzen. Aus der Konzentration des 
Rundfunkbetriebs in öffentlicher Hand und der 
Tatsache, daß der Rundfunk neben der Presse 
das entscheidende Massenkommunikationsmittel 
geworden ist, von dem der Staatsbürger für sei- 
ne Meinungsbildung wichtige Informationen be- 
zieht, ergibt sich für den Rundfunk nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, 
daß er in einer dem Artikel 5 GG entsprechen- 
den Weise nur dann seiner Aufgabe gerecht 
werden kann, wenn sein Gesamtprogramm ein 
Minimum an inhaltlicher Ausgewogenheit, Sach- 
lichkeit und gegenseitiger Achtung aufweist 
[vgl. BVerfGE 12, 205 (262); 14, 121 (136)]. „Dazu 
gehört, daß der Rundfunk seinen Hörerkreis 
objektiv über die Gewichtsverteilung zwischen 
den bedeutsamen politischen, weltanschaulichen 
und gesellschaftlichen Gruppen informiert." [vgl. 
BVerfGE 14, 121 (136)]. 

Aus Artikel 5 GG folgt andererseits, daß der 
Staat zwar keinen unmittelbaren Einfluß auf den 
Rundfunk nehmen darf, wohl aber, daß Vertre- 
ter des Staates in den Organen des „neutralisier- 
ten Trägers der Veranstaltungen einen ange- 
messenen Anteil eingeräumt erhalten" [vgl. 
BVerfGE 12, 205 (263)]. 

Aus den Feststellungen des Bundesverfassungs- 
gerichts ergibt sich, daß die neutralisierten Trä- 
ger der Veranstaltungen mit ihren Aufsichts- 
organen die Aufgabe haben, dem von dem Bun- 
desverfassungsgericht oben festgelegten Grund- 
satz zum Durchbruch zu verhelfen. Hieraus kann 
jedoch keinesfalls geschlossen werden, daß die 
Träger und Aufsichtsorgane unmittelbar Einfluß 
auf die Redakteure ausüben können. Durch Arti- 
kel 5 GG ist vielmehr das Recht der Redakteure, 
ihre Meinung frei zu äußern, gedeckt und findet 
lediglich an den allgemeinen Gesetzen seine 
Grenzen. Dies gilt auch für Zeiten des Wahl- 
kampfes, in denen der Rundfunk „Sache der 
Allgemeinheit" bleiben muß [vgl. BVerfGE 31, 
314 (327)]. 

Bedeutet das für die Rundfunkanstalten das 
Recht und die Verpflichtung, in voller Unabhän- 
gigkeit und unparteiisch ihr Programm zu be- 
treiben, läßt sich abstrakt nicht eindeutig be- 
stimmen, wann die Grenzen, die durch diese 
Grundsätze gezogen sind, überschritten werden. 
Fest steht jedoch, wie das Bundesverfassungsge- 
richt zu Recht ausgeführt hat, daß das Sendepro- 
gramm nicht in einzelne Teile zerlegt und beur- 
teilt werden kann, sondern als einheitliche Ver- 
anstaltungen gesehen werden muß [vgl. BVerfGE 
31, 314 (326)]. 

Die Prüfung der vom Einspruchsführer gerügten 
Sendung anhand der übermittelten Manuskripte 
durch den Wahlprüfungsausschuß hat ergeben, 
daß die vom Bundesverfassungsgericht geforder- 
ten Grundsätze der „Sachlichkeit und gegensei- 
tigen Achtung" nach Auffassung der Mehrheit 
im Ausschuß durch die Beiträge nicht verletzt 
wurden. Bezüglich der Forderung des Bundes- 
verfassungsgerichts nach einem „Mindestmaß 
von inhaltlicher Ausgewogenheit" war die Min- 
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derheit im Ausschuß der Meinung, daß die 
äußersten noch vertretbaren Grenzen erreicht 
worden seien. Dies müsse um so mehr gelten, 
als die Sendung am Tag vor der Bundestagswahl 
ausgestrahlt worden sei. Demgegenüber vertrat 
die Mehrheit im Ausschuß die Auffassung, daß 
die Verletzung des Grundsatzes der inhaltlichen 
Ausgewogenheit nicht allein von der vom Ein- 
spruchsführer gerügten Sendung her beurteilt 
werden könne, sondern als Teil des gesamten 
Sendeprogramms als einheitliche Veranstaltung 
gesehen werden müsse. 

Unabhängig von der Würdigung der beanstan- 
deten Sendung vertrat der Ausschuß jedoch ein- 
mütig die Auffassung, daß gerade eine Einsei- 
tigkeit in der Berichterstattung eine kritische 
Distanz aufkommen lasse, die ihrerseits, wenn 
auch ungewollt, zu einer Verobjektivierung der 
Meinungsbildung führe. Dies muß nach Mei- 
nung des Ausschusses um so mehr gelten, als es 
neben den Rundfunkanstalten noch eine Reihe 
anderer, auf die Meinungsbildung Einfluß neh- 
mender Möglichkeiten gibt. 

6. b) Auf die Tatsache, daß im Fernsehen eine einsei- 
tige Erläuterung bezüglich der Abgabe der Erst- 
und Zweitstimmen dadurch gegeben wurde, daß 
mit zwei von links und rechts schräg angesetzten 
Pfeilen auf die Rubrik „SPD" gezeigt wurde, 
kann der Einspruch nicht gestützt werden. 

Aus der knappen Wiedergabe der Stellungnah- 
me des Westdeutschen Rundfunks Köln durch 
den Chef der Staatskanzlei des Landes Nord- 
rhein-Westfalen muß geschlossen werden, daß, 
wie der Einspruchsführer behauptet hat, in einer 
Nachrichtensendung der ARD auf einem einge- 
blendeten Stimmzettel die Möglichkeit der Ab- 
gabe der Erst- und Zweitstimme durch zwei 
Pfeile kenntlich gemacht worden sei, wobei bei- 
de Pfeile auf die Rubrik der SPD hinwiesen. 
Haben, wie bereits ausgeführt, die Rundfunk- 
und Fernsehanstalten das Recht und die Ver- 
pflichtung, in voller Unabhängigkeit und un- 
parteiisch ihr Programm zu betreiben, so haben 
sie sicherlich das unbestreitbare Recht, den Wäh- 
ler über Formerfordernisse und Möglichkeiten 
bei der Stimmabgabe zu informieren. Dies gilt 
auch und insbesondere bezüglich der Möglich- 
keit der Abgabe der Zweitstimme. Nach Auffas- 
sung des Ausschusses widerspricht es jedoch 
dem Grundsatz der Unparteilichkeit und ist 
durch den Grundsatz der freien Meinungsäuße- 
rung gemäß Artikel 5 GG nicht gedeckt, wenn 
auch nur der Anschein erweckt wird, daß mit der 
technischen Erläuterung der Wahlpropaganda 
für eine Partei betrieben wird. Dies muß um so 
mehr gelten, als es gegen derartige, möglicher- 
weise unbewußt wirkende Einflußnahmen kein 
nach den Rundfunk- bzw. Landespressegesetzen 
durchsetzbares Recht zur Gegendarstellung gibt. 
Ergibt sich aus diesen Feststellungen, daß eine 
öffentlich-rechtliche Anstalt in unzulässiger Wei- 
se in den Wahlkampf eingegriffen hat, so ver- 
tritt der Wahlprüfungsausschuß dennoch die 
Auffassung, daß diese Wahlbeeinflussung kei- 


nen derartigen Einfluß auf das Gesamtwahler- 
gebnis gehabt hat oder hätte haben können, daß 
dadurch die Sitzverteilung im 7. Deutschen Bun- 
destag beeinflußt worden wäre. Der Ausschuß ist 
zu dieser Überzeugung gekommen, weil gerade 
während des Wahlkampfes vor der angefoch- 
tenen Bundestagswahl von allen politischen Par- 
teien und darüber hinaus von vielen politischen 
Gruppierungen auf die Bedeutung der Erst- und 
Zweitstimmen hingewiesen worden ist. 

Um eine Wiederholung ähnlicher oder gar grö- 
ßerer Wahlfehler bei künftigen Wahlen zu ver- 
hindern, hat der Wahlprüfungsausschuß jedoch 
beschlossen, den zuständigen Stellen den Be- 
schluß des Deutschen Bundestages in dieser Sa- 
che mit der Bitte zuzuleiten, darauf hinzuwirken, 
daß eine unzulässige Wahlbeeinflussung in Zu- 
kunft unterbleibt. 

7. Schließlich kann auch das vom Einspruchsführer 
gerügte Verhalten des DGB während des Wahl- 
kampfes, der nach seiner Meinung in einer einsei- 
tigen Weise unter massivem Einsatz von materiel- 
len und personellen Mitteln zugunsten der Regie- 
rungsparteien eingegriffen habe, wobei vereinzelt 
auch vor wohl strafbarem Verhalten nicht zurück- 
geschreckt worden sei, den Einspruch nicht begrün- 
den. 

Der Deutsche Bundestag hat sich bereits während 
der 6. Wahlperiode im Rahmen der Prüfung einer 
Wahlanfechtung mit ähnlichen Vorgängen ausein- 
andersetzen müssen. Auf Vorschlag des Wahlprü- 
fungsausschusses hat er dazu u. a. festgehalten, daß 
bereits zur Zeit des kaiserlichen Reichstags private 
Wahlbeeinflussung nur dann als rechtlich relevant 
angesehen worden sei, wenn gleichzeitig eine Ver- 
letzung des Wahlgeheimnisses behauptet wurde 
oder geltend gemacht werden konnte, daß Wähler 
aufgrund von sozialen Abhängigkeitsverhältnissen 
zur Abgabe ihrer Stimme für eine bestimmte Partei 
gezwungen wurden (vgl. Seifert, a. a. O., S. 342; 
Hatschek, a. a. O., S. 558 f). 

Weiter wurde ausgeführt, nach ständiger Praxis des 
Reichstages, die schon in die 70er Jahre zurückreich- 
te, seien auch Wahlmanöver, mochten sie noch so 
verwerflich sein, z. B, Täuschungen und Lügen, um 
den Wahlgegner in den Augen seiner Anhänger her- 
abzusetzen oder um sie gegen jenen einzunehmen, 
nicht als Beeinträchtigung der Wahlfreiheit ange- 
sehen wurden. Selbst wenn das Wahlmanöver ge- 
richtlich nachgewiesen worden sei, habe der Reichs- 
tag für die Zwecke der Wahlprüfung davon keinen 
Gebrauch gemacht. Dies auch dann, wenn Wähler 
angeblich bei Ausübung ihres Wahlrechts ihre Ent- 
schließung von der Stellungnahme anderer Wähler 
im Wahlkampf abhängig machten und dabei ein 
Opfer der im Wahlkampf vorgenommenen Täuschun- 
gen und Lügen geworden seien (vgl. Hatschek, 
a. a. O., S. 562). 

Der Wahlprüfungsausschuß hat in der Entschei- 
dung auf Drucksache VI/ 1311 festgestellt, er sehe 
keine Veranlassung, von diesen überkommenen 
Grundsätzen des Wahlprüfungsrechts abzugehen. 
Hierzu sehe er sich auch weder durch das Grund- 
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gesetz noch durch andere bundesgesetzlichc Bestim- 
mungen veranlaßt. Im übrigen könne ein Abgehen 
von diesen Grundsätzen zu einer nicht übersehba- 
ren Fülle von Wahlanfechtungen mit höchst unge- 
wissem Ausgang führen, wobei im Rahmen der 
Wahlprüfung u. U. sehr schwer feststellbar sein wür- 
de, ob die Wahlmanöver nicht gerade zum Zwecke 
der späteren Anfechtung durchgeführt wurden (vgl. 
Drucksache VI/ 1311, S. 32 f). An dieser Auffassung 
wird feslyehaiLen. 

Auf eine Qualifizierung der vom Einspruchsführer 
gerügten Druckschriften des DGB konnte der Wahl- 
prüfungsausschuß verzichten, da eine irgendwie ge- 
artete Boykottdrohung aus den Wahlaufrufen des 
DGB nicht entnommen werden konnte. Im übrigen 
verweist der Ausschuß auf das jedem einzelnen 
Staatsbürger zustehende Recht, an der Meinungs- 
bildung des Volkes mitzuwirken. Dies gilt um so 
mehr, als aus Artikel 21 Abs. 1 Satz 1 GG entnommen 
werden muß, daß die politischen Parteien kein Mono- 
pol bezüglich der politischen Willensbildung des Vol- 
kes haben. Das Bundesverfassungsgericht weist mit 
Recht darauf hin, daß neben den politischen Parteien 
auch die einzelnen Bürger und vor allem Verbände, 
Gruppen und Vereinigungen auf den Prozeß der 
Meinungs- und Willensbildung einwirken [vgl. 
BVerfGE 20, 56 (114)]. 

Spielt in der modernen Demokratie die öffentliche 
Meinung eine entscheidende Rolle, so kommt der 
Freiheit der Bildung dieser öffentlichen Meinung eine 
so große Bedeutung zu, daß sie mit Fug als durch Ar- 
tikel 5 GG mitgarantiert angesehen wird [BVerfGE 
8, 104 (112)]. In einer anderen Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts heißt es wörtlich: „Nur 
die freie öffentliche Diskussion der Gegenstände von 
allgemeiner Bedeutung sichert die freie Bildung der 
öffentlichen Meinung, die sich im freiheitlich demo- 
kratischen Staat notwendig , pluralistisch' im Wider- 
streit verschiedener und aus verschiedenen Motiven 
vertretener, aber jedenfalls in Freiheit vorgetragener 
Auffassungen vor allem in Rede und Gegenrede voll- 
zieht“ BVerfGE 12, 113 (125). Ist damit jedem 
Staatsbürger durch Artikel 5 Abs. 1 Satz 1 GG das 
Recht gewährleistet, an dieser öffentlichen Diskus- 
sion teilzunehmen, kann sich auch der DGB auf dieses 
Recht berufen. 

Aus den genannten Gründen vertritt der Wahlprü- 
fungsausschuß die Auffassung, daß, selbst wenn die 
vorgetragenen Meinungsäußerungen des DGB Vor- 
schriften der allgemeinen Gesetze verletzt haben 
sollten, diese nach den bereits dargelegten Grund- 
sätzen für das Wahlprüfungsverfahren nur dann von 
rechtlich erheblicher Bedeutung sein könnte, wenn 
diese Verletzung gleichzeitig eine Verletzung des 
Grundsatzes der freien Wahl bedeuten würde. Dies 
ist aber nicht der Fall. 

Zum Grundsatz der freien Wahl hat das Bundesver- 
fassungsgericht festgestellt: „Die Wahlfreiheit be- 
steht zunächst darin, daß jeder Wähler sein Wahl- 
recht frei, d. h. ohne Zwang oder sonstige unzuläs- 
sige Beeinflussung von außen ausüben kann. Durch 
sie soll vor allem die freie Wahlbetätigung geschützt 
werden' 1 BVerfGE 7, 63 (69). Unabdingbare Voraus- 
setzung für die freie Wahl ist der Schutz des Wahl- 


geheimnisses (vgl. Seifert, a. a. Ü., S. 42). Soweit 
sich die Grundsätze der freien und der geheimen 
Wahl gegenseitig bedingen, ist weniger die freie 
Willensbildung oder die Freiheit des Entschlusses 
angesprochen, als vielmehr die grundgesetzlich ga- 
rantierte Freiheit des einzelnen Wählers, seine in 
der Regel schon vor der Wahlhandlung getroffene 
Entscheidung frei von jeder Kontrolle und jedem 
Druck in der Wahlhandlung zu dokumentieren 
(vgl. Drucksache VI/1311 S. 33). 

Ist es aus den dargelegten Gründen den Gewerk- 
schaften nicht versagt, ihrerseits bei der Vorformung 
der politischen Willensbildung des Volkes mitzu- 
wirken, ist der Wahlprüfungsausschuß nach Prüfung 
der Sach- und Rechtslage zu dem Ergebnis gekom- 
men, daß von einer unzulässigen Beeinflussung des 
Wählerwillens nicht die Rede sein kann, da durch 
den Einsatz von materiellen und personellen Mitteln 
zugunsten der Regierung nicht in unzulässiger Wei- 
se in die grundgesetzlich garantierte Freiheit des 
einzelnen Wählers, seine Entscheidung frei von je- 
der Kontrolle und jedem Druck in der Wahlhand- 
lung zu dokumentieren, eingegriffen worden ist. 

Der Auffassung des Einspruchsführers, die strafbare 
Wahlbeeinflussung müsse in die Wahlprüfungs- 
rechtsprechung des Bundestages Eingang finden, da 
sie in der kommunalen Wahlprüfungsrechtsprechung 
seit Jahrzehnten fester Bestandteil sei, kann nicht 
gefolgt werden. Abgesehen davon, daß die durch das 
Baden-Württembergische Kommunalwahlgesetz aus 
dem Rahmen fallende Ausweitung der Anfechtungs- 
gründe nicht als fester Bestandteil des gesamten 
kommunalen Wahlprüfungsrechts in den Bundes- 
ländern angesehen werden kann, ist für die Nach- 
prüfung einer Bundestagswahl ausschließlich Bundes- 
recht maßgebend. 

III. 

Soweit der Einspruchsführer in seiner Gegenäuße- 
rung vom 25. Juni 1973 über die von ihm in der Ein- 
spruchsbegründung angeführten Punkte hinaus er- 
gänzend die „Steiner-Affäre 11 als Einspruchsbegrün- 
dung anführt, kann er mit diesem Vorbringen nicht 
gehört werden. Aus § 2 Abs. 4 WPG ergibt sich, daß 
der Einspruch binnen eines Monats nach Bekanntma- 
chung des Wahlergebnisses beim Bundestag ein- 
gehen und auch begründet sein muß. Die Begrün- 
dung hat mindestens den Tatbestand wiederzugeben, 
auf den die Anfechtung gestützt werden soll (vgl. 
Seifert, Das Bundeswahlgesetz, S. 324). Aus der Tat- 
sache, daß auch innerhalb der Monatsfrist die Be- 
gründung des Einspruchs vorliegen muß, ergibt sich, 
daß ein Nachschieben von Anfechtungsgründen unzu- 
lässig ist. Um nach Ablauf der Einspruchsfrist be- 
kanntwerdende Umstände, die einen Wahlmangel 
begründen könnten, nicht von der Nachprüfung völ- 
lig auszuschließen, ist durch die Änderung des Wahl- 
prüfungsgesetzes vom 24. August 1965 dem Präsi- 
denten des Bundestages ein zeitlich verlängertes 
Einspruchsrecht eingeräumt worden. 

Schon aus diesen formellen Gründen mußte der Aus- 
schuß deshalb davon Abstand nehmen, auf die nach- 
geschobene Einspruchsbegründung einzugehen. 
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IV. 

Reichen die vom Ausschuß festgestellten einzelnen 
Wahlfehler nicht aus, den Wahleinspruch zu begrün- 
den, so sind sie auch in ihrer Gesamtheit einschließ- 
lich der übrigen vom Einspruchsführer vorgetragenen 
Behauptungen nicht geeignet, dem Einspruch zum 
Erfolg zu verhelfen. 

Soweit der Einspruchsführer meint, bei der Überprü- 
fung der Gültigkeit der Bundestagswahl könne nicht 
allein darauf abgestellt werden, ob durch die festge- 
stellten Wahlfehler eine Verschiebung der Sitzver- 
teilung im Parlament möglich sei, sondern müsse 
darüber hinaus berücksichtigt werden, ob aufgrund 
der Wahlfehler auch Verschiebungen der reinen 
Stimmergebnisse festzustellen seien, da die Wahl- 
kampfkostenerstattung an die Zahl der Zweitstim- 
men geknüpft sei, kann er mit diesem Vorbringen 
im Wahlprüfungsverfahren nicht gehört werden. 

Es ist zwar nicht zu bestreiten, daß Wahlfehler, die 
auf die Mandatsverteilung ohne Einfluß geblieben 
sind, gemäß § 18 PartG Einfluß auf den Anteil an 
dem Wahlkampfkostenpauschale haben könnten. 
Durch das Gesetz über die politischen Parteien vom 
24. Juli 1967 sollte jedoch der Umfang der Wahl- 
prüfung nicht erweitert werden. Nach wie vor dient 
das Wahlprüfungsverfahren lediglich dem Schutz des 
objektiven Wahlrechts, d. h. der Erzielung der ge- 
setzmäßigen Zusammensetzung des Bundestages. In 
seiner Entscheidung vom 10. März 1970 hat das Bun- 
desverfassungsgericht u. a. ausgeführt: „Streitfragen, 
die sich aus der Anwendung der §§ 18 ff. PartG er- 
geben, sind danach den öffentlich-rechtlichen Streitig- 
keiten nichtverfassungsrechtlicher Art zuzurechnen, 


für die § 40 Abs. 1 VwGO die Zuständigkeit der Ver- 
waltungsgerichte begründet" [BVerfGE 28, 97 (103)]. 
Daraus folgt, daß der Wahlprüfungsausschuß im Ein- 
I spruchsverfahren lediglich prüfen kann, ob in der 
Verweigerung der Auszahlung von Abschlagszah- 
lungen nach dem Parteiengesetz ein Wahlmangel, 
der auf das Wahlergebnis von Einfluß gewesen sein 
könnte, zu erblicken wäre. Ein derartiger Wahl- 
mangel konnte jedoch vom Einspruchsführer nicht 
vorgetragen werden. 

V. 

| 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 19 Abs. 1 WPG. 
Aufgrund der von ihm getroffenen Feststellungen 
hat der Wahlprüfungsausschuß beschlossen, dem Ein- 
spruchsführer seine notwendigen Auslagen zu er- 
I statten, soweit sie dadurch entstanden sind, daß er 
seinen Einspruch damit begründet, durch die Betei- 
ligung von Westberlinern an der Wahl zum 7. Deut- 
schen Bundestag vom 19. November 1972 aufgrund 
sogenannter Scheinwohnsitze sei das Wahlergebnis 
verfälscht worden. 

Bei diesem Beschluß ist der Ausschuß davon ausge- 
gangen, daß hinsichtlich dieser Begründung Wahl- 
fehler nicht mit Sicherheit ausgeschlossen werden 
konnten und dem Einspruchsführer durch die öffent- 
liche mündliche Verhandlung bezüglich dieses Punk- 
; tes erstattungsfähige Auslagen entstanden sein 
könnten. Soweit im übrigen das Vorbringen des Ein- 
spruchsführers nicht wegen nicht festzustellender 
Wahlfehler zurückzuweisen war, kommen „notwen- 
dige Auslagen" im Sinne des § 19 WPG nicht in 
| Betracht. 


VI. 

Rechtsmittelbelehrung 


Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als Anlage bei- 
gefügt ist, unter den dort genannten Voraussetzun- 
gen Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht er- 


! hoben werden. Sie muß binnen eines Monats seit der 

Beschlußfassung des Deutschen Bundestages 

beim Bundesverfassungs- 
gericht eingegangen sein. 
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